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Jahre SN
Zeitung

der Freiheit

Doppeltes Jubiläum.
Der Weg von der
amerikanischen
Erstausgabe zur
freien Zeitung in

österreichischer Hand.
MANFRED PERTERER

ie „Salzburger Nach-
richten“ feiern heuer
ihr 75-Jahr-Jubiläum.
Dabei gibt es zwei
Daten, die für die
Gründung der Zei-

tung von Bedeutung
sind. Zum ersten Mal,

am 7. Juni 1945, ist die
Zeitung noch als Organ

der amerikanischen Besatzungstruppen
erschienen. Das ging auch aus ihrem Un-
tertitel hervor: „Herausgegeben von der
12. Heeresgruppe für die österreichische Be-
völkerung“ (siehe Titelseite dieser Ausgabe).

Ihre eigentliche Geburtsstunde als Tages-
zeitung in österreichischer Hand hatten die
SN viereinhalb Monate später. Die „Unab-
hängige demokratische Tageszeitung“ (sie-
he Seite 2 dieser Ausgabe) erschien am
Dienstag, 23. Oktober 1945, zum ersten Mal
unter der Leitung von Kommerzialrat Max
Dasch (Herausgeber und Geschäftsführer)
sowie Dr. Gustav A. Canaval (Chefredak-
teur). Wir haben zur Illustration dieses Dop-
peljubiläums deshalb die Titelseiten der
jeweiligen Erstausgaben zu Beginn dieses
Jubiläumshefts wiedergegeben.

Vor dem erstmaligen Erscheinen der
„Salzburger Nachrichten“ mussten
die Menschen in Salzburg eine zei-

tungslose Zeit hinnehmen. Die Naziblätter
waren allesamt eingestellt, die Amerikaner
erlaubten zunächst auch keine anderen Zei-
tungen. Tausende Flüchtlinge waren damals
in der Stadt, 15.000 Einheimische hatten
ihre Wohnung oder ihr Haus verloren. Der
mutige Oberst Hans Lepperdinger hatte
die Bevölkerung vor noch Schlimmerem
bewahrt, als er entgegen der Befehlslage
die Stadt Anfang Mai kampflos an die an-
rückenden US-Truppen übergab.

Ziel der Amerikaner war es von Beginn
an, die Zeitung nach einer kurzen amerika-
nischen Anlaufphase in österreichische
Hände zu geben. Die neuen Eigentümer
sollten kompetente, unbescholtene, verläss-
liche Demokraten sein. Die Besatzer fanden
diese in Max Dasch, dem Direktor der Salz-
burger Druckerei, und in Gustav A. Canaval,
der viele Jahre im KZ verbracht hatte. Dasch
war vor dem Krieg bereits Chef der Drucke-
rei in der Bergstraße. Er hatte sich als ge-
lernter Buchdrucker und Absolvent der
Höheren Graphischen Bundes-Lehr- und
Versuchsanstalt in Wien hochgearbeitet.
Den Nazis erschien er jedoch politisch un-
zuverlässig. Sie schickten ihn in eine Dru-
ckerei nach Polen. Von dort kam er erst zum
Kriegsende zurück. Canaval war bereits vor
dem Krieg als Journalist tätig, er hatte in
Graz Staatswissenschaften studiert. Er war
bei der „Tagespresse“ und beim „Telegraf“
tätig. Von den Nationalsozialisten wurde er
vor allem wegen seiner katholisch gepräg-
ten Weltsicht nach Dachau deportiert.

Das Duo Dasch-Canaval erhielt von
den Amerikanern das Vertrauen und
damit die Erlaubnis, die Tageszeitung

„Salzburger Nachrichten“ herauszugeben
(Permit No. 1, siehe rechts). Sie waren die
einzige unabhängige Zeitung. Das brachte
der Zeitung großen Zuspruch vonseiten der
Leserinnen und Leser, der sich über all die
Jahre halten sollte.
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Gustav A. Canaval,
erster Chefredak-
teur der unabhän-
gigen österreichi-
schen „Salzburger
Nachrichten“.
BILD: SN/ARCHIV

MaxDasch,
erster Heraus-

geber und
Geschäftsführer
der „Salzburger
Nachrichten“.

BILD: SN/ARCHIV



erantwortung ge-
genüber den Menschen

und unserem politischen
System, Unabhängigkeit,

wirtschaftlich und auch
geistig, Qualifikation und

selbstkritisches Handeln,
Potenzial, um einen Beitrag zu

leisten, auf dass der „demokra-
tische Prozess“ funktioniert:

Grundsatzprinzipien der „Salz-
burger Nachrichten“ vom ersten

Tag an bis heute, Postulate, denen
zu entsprechen wir uns täglich be-

mühen und welche in unserer Branche
keine Selbstverständlichkeit und kaum

Realität sind.
Zwei Generationen ist es gelungen,

den nicht einfachen Intentionen zu ent-
sprechen, dass es den „Digital Natives“

ebenso gelingt, ist ein vorrangiger Wunsch
zum 75. Geburtstag.

Vor 50 Jahren, unwissend, wie es um meine Zu-
kunft bestellt ist, habe ich an der Philosophischen
Fakultät der Universität Wien die Dissertation
„Endliche Freiheit und demokratischer Prozess,
ein Problem der politischen Theorie“ verfasst.
Ein kleiner Auszug davon zeigt, wie nahe Denken
und Handeln beieinander sein können und wel-
che Probleme die Massenkommunikation inklu-
diert. Beispiele davon gibt es in der Geschichte
und Gegenwart genügend.

(…) Fest steht, die Theorie einer parlamentari-
schen Demokratie kommt weitgehend den Inten-
tionen nahe, denen eine maximale Beteiligung der
Handlungsträger am Erstellen der Handlungs-
norm entspricht. Dies ist nur im Rahmen eines
permanenten, institutionalisierten und dialekti-
schen Kommunikationsprozesses möglich. Jürgen
Habermas (zählt zu den weltweit meistzitierten
Philosophen und Soziologen der Gegenwart)
spricht von einer „Vermittlung durch Diskurs,
nämlich durch einen öffentlichen Prozeß der Wil-
lensbildung, der an das Prinzip uneingeschränk-
ter Kommunikation und herrschaftsfrei erzielten
Konsens gebunden ist“.

Es soll nun versucht werden, Demokratie mit

„Dialektik“ zu vermitteln, wenn von einem
„demokratischen Prozeß“ die Rede sein wird.
Dieser muss als dreifacher verstanden werden.
Einmal als die Vermittlung der subjektiven Be-
wußtseinsstruktur zu den Instanzen allgemeiner
Normsetzung. Zum Zweiten der dialektische
Gegenzug als Information der Individuen, sowohl
bezüglich einer funktionalen Wirklichkeit der
obersten Entscheidungsgremien wie auch die
objektive Notwendigkeit der zu verhängenden
Sollenszumutung, und zum Dritten die institutio-
nalisierte Form der beiden Relationen in der
Geschichte. Es besteht die Gefahr, entweder die
Zukunft ideologisch vorwegzunehmen und damit
die Gegenwart der Zukunft oder vorhandene
Formen zu fixieren und damit die Zukunft der
Gegenwart zu opfern.

Nun stellt sich die Frage, wie ein Kommunika-
tionsprinzip, das als demokratischer Prozeß aus-
gewiesen wurde, konkretisierbar sei. Den Bereich
der Vermittlung bezeichnen die Begriffe „Öffent-
lichkeit“, ihre Substanz „die öffentliche Meinung“,
ihr Funktionsprinzip „Publizität“ und ihre Er-
scheinungsweise „Integration“.

Vorerst eine kurze Darstellung zum Begriff „In-
formation“, die beim Rezipienten zur Erweiterung
bereits vorhandener Wissensstrukturen führt, der
prinzipielle Unterschied zum Begriff „Nachricht“,
die der qualitativen Ergänzung bedarf, um zur In-
formation zu werden, nämlich dann, wenn sie für
den Empfänger eine „Bedeutung“, einen vorrangig
in pragmatischer Hinsicht „Sinn“ hat. Nun stellt
sich die Frage, wie eine Vielfalt von divergieren-
den subjektiven Meinungen koordiniert und aus-
formuliert den politischen Entscheidungsinstan-
zen vermittelt werden könnte.

aktum ist, die Voraussetzung der
Verbindlichkeit von allgemeinen
Sollenszumutungen ist ein Prinzip,

nämlich Diskurs. Die Diskussion als
Austausch von Gehalten der Subjektivi-
tät verstanden, kann nur dann frucht-

bar erfolgen, wenn die Bereitschaft be-
steht, Information ebenso zu vermitteln

wie anzueignen und Konsequenzen zu ziehen.
Aufklärung als Prämisse jeglicher Verständigung

ist ein Wesensmoment sozialer Dialektik, Voraus-
setzung eines möglichen Interessenausgleichs des
„Ich“ mit dem „Du“.

Als Organisationsprinzip lagen auch der parla-
mentarischen Theorie diese Intentionen zu Grun-
de, nur wurde der formale Anspruch durch die
Realität unterboten, wie die Kritik es belegt.
Wenn sich der Vorwurf einer Machtverschleie-
rung und Isolation als berechtigt erwies, lag die
Ursache besonders darin, daß die Informations-,
Aufklärungs- und Diskussionsfunktion den Norm
setzenden Instanzen selbst anheimgestellt wird.
Aufklärung rückt damit automatisch in den
Dienst von gruppenspezifischen Interessen, Infor-
mationen werden nicht mehr an der Realität, son-
dern nach taktischen Zielvorstellungen bemessen.

emgegenüber soll versucht werden,
die Aufklärungskommunikation
der politischen Entscheidungsträ-
ger unabhängig von diesen dort
zu artikulieren, wo auch die so-

zialen Kommunikationsresultate
zur Geltung gelangen, nämlich der

Sphäre einer Öffentlichkeit.
Dieser Begriff der „Öffentlichkeit“ entstanden im
18 Jhdt. und spezifisch für den bürgerlichen
Rechtsstaat, wurde, wie Jürgen Habermas in
seiner Habilitationsschrift „Strukturwandel der
Öffentlichkeit“ 1962 expliziert, einer Struktur-Ver-
änderung unterzogen, die in den modernen Mas-
sendemokratien zu einer „Refeudalisierung“ führ-
te. Aus der Konfrontation mit dem Herrscher, aus
dem Prinzip der Kritik ist „Publizität zu einem
Prinzip der gesteuerten Integration umfunktio-
niert worden“, sodaß die Öffentlichkeit nicht
mehr „ist“, sondern „gemacht“ werden muß und
zwar nach den Regeln von Konsumentenwerbung
und Public Relations Praktiken.

D.h. aus einer undialektischen Informations-
aufnahme resultiert eine Reflexionshemmung, die
dem demokratischen Prozess widerspricht, denn
das Prinzip der Öffentlichkeit heißt Kommunika-
tion, Publizität, Diskurs. Auf der einen Seite der
Diskussions- und Artikulationsprozeß der Gesell-
schaftsträger, andererseits der Aufklärungsprozeß
der Inhaber politischer Machtpositionen.

Erkenntnisse
und

Grundsätze
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... die Jahrzehnte überdauern.
Über die Prämissen der „Salzburger Nachrichten“.

MAX DASCH, HERAUSGEBER



Beide Bereiche stehen in einem dialektischen Ver-
hältnis zueinander, das sich in der Legitimierung
(Kontrolle) wie auch in der Aneignung von Verhal-
tensmustern konkretisiert.

enn das funktionelle Prinzip
der Öffentlichkeit Publizität

ist, wird sie zum Träger der öf-
fentlichen Meinung wie auch ein

der allgemeinen Einsicht-zugäng-
lich-Machen der politischen Ent-

scheidungstätigkeit.
Öffentliche Meinungen sind das

Strukturelement einer über Publizität zu vermit-
telnden Öffentlichkeit. Öffentliche Meinungen
wären somit diese, welche ausformuliert in den
Bereich gelangen, der sowohl den staatlichen Ent-
scheidungsinstanzen wie auch den anderen sozia-
len Entscheidungsinstanzen zugänglich ist.

Es stellt sich die Frage nach einer möglichen
Institutionalisierung von diesem Prozeß. Zu den
Hauptträgern einer vermittelnden Artikulation
zwischen „dem Allgemeinen“ und „dem Besonde-
ren“ zählen die Institutionen der Massenkommu-
nikationsmedien.

Diese sind nur ein mögliches Beispiel institutio-
nalisierter Dialektik, die Position von Presse und
Fernsehen zwischen den normsetzenden Instan-
zen und dem subjektiven Handlungsbewußtsein
erscheint eine eigentümliche und dialektische, es
ergeben sich mehrere Relationen.

Der zweifache Bezug zur Gesellschaft:
Einmal ist die materielle Basis einer massen-

kommunikativen Institution Voraussetzung ihrer
effektiven Realisierung, sodaß sie einem regulati-
ven sozialen Konsumverhalten untersteht, d. h.
dem Bedürfnishorizont der Gesellschaft entspre-
chen muss (worin keinesfalls eine Garantie für
Niveau und Objektivität gesehen werden kann).
Der Problemkreis, der hiermit angeschnitten wird,
ist überaus aktuell und könnte mit der Frage nach
dem Verhältnis von Profit und Aufgabe umschrie-
ben werden.

Zum Zweiten handelt es sich bei den publi-
zierenden Produzenten um Exponenten allge-
meiner Diskussionsprozesse, die durch die Arti-
kulierung ihrer Ansicht umgekehrt wiederum

in die öffentliche Meinungsbildung eintreten.
Es erscheinen Hegels Bedenken angebracht,

„daß das Besondere allgemeinen Anspruch erhe-
be“, mit anderen Worten, der Unterschied „Infor-
mation“ und dogmatischer Manipulation ist nicht
auszuschließen.

Der Bezug nämlich zu den Herrschaftsinstan-
zen politischer Ordnung ist ebenfalls ein doppel-
ter. Einmal als Aufklärung bezüglich Entschei-
dungsursache, -leistung- und -ablauf, womit die
Darstellung und das Transparentmachen der poli-
tischen Agitation dem organisations-immanenten
Verfälschungsmechanismus entzogen und auf
„relativ neutralen“ Boden gerückt wäre. Hier muß
vor allem das Postulat der „Unabhängigkeit“ be-
dacht werden.

Umgekehrt zur Interpretation notwendiger
Handlungsbeschränkungen in Richtung Gesell-
schaft, quasi der dialektische Gegenpol, ergibt
sich bezogen auf deren politische Exponenten
eine Informations- und Aufklärungsrelation
bezüglich des sozialen Bedürfnis- und Willens-
horizontes.

Neben den Kommunikationsbahnen „Gesell-
schaft – Medium“, „Medium – Staat“, „Gesell-
schaft – Staat“ wäre noch eine zu bedenken,,näm-
lich die gesetzliche Verankerung zur Funktions-
bestimmung und die soziale Erscheinungsweise
einer Medienpluralität, um die Existenz zentraler
Informations- und somit Manipulationsmonopole
wie auch negative Erscheinungsformen im Zei-
chen extremen Erwerbstrebens zu verhindern.

Die Ausführungen hatten rein paradigmati-
schen Charakter und sollten vor allem die Wir-
kungsdimensionen publizistischer Aktivität im
Raume der Öffentlichkeit als Funktionsprinzip
eines demokratischen Prozesses andeuten.

um Schluß soll noch das Ergeb-
nis des Ganzen und somit Wesen

und Erscheinungsweise der dialek-
tisch prozessiven Bewegung
selbst bedacht werden, nämlich
die Integration.

Sie wurde bestimmt als eine
funktionale Ursächlichkeit, gleichzeitig ist es um
die substantielle Erscheinung des demokratischen

Prozesses gegangen, um jene Qualität, die aus der
integrierenden Wirkung eines allgemeinen, per-
manenten Informationsaustausches als Identität
resultiert ...“

ie Gedanken zum demokratischen
Prozess und den Massenkommuni-
kationsmedien haben vor 50 Jah-
ren die Realität widergespiegelt.
Inzwischen ist, damals nicht vor-
hersehbar, ein neuer Strukturwan-

del der Öffentlichkeit im Gange.
Jürgen Habermas, inzwischen 90 Jahre

alt geworden, lehrt Studentinnen und Studenten,
die seine Enkel sein könnten, und die sich schwer-
tun, seine Analyse der politischen Situation vor 58
Jahren heute noch nachzuvollziehen.

Im digitalen Zeitalter und insbesondere in Fol-
ge der „sozialen Medien“ sind Dialektik, Integra-
tion, der demokratische Prozess und der Rechts-
rahmen in den bekannten Erscheinungsformen
schwer oder gar nicht mehr möglich.

Die Öffentlichkeit wird individualisiert und ist
die Summe unkontrollierbarer Reflexionen ego-
manischer Natur.

Keine kollektiven Anliegen sind der Inhalt indi-
vidueller Publizität, es sind persönliche Interessen
von politischer bis materieller Disqualifikation.
Zu den genannten Aufgaben der „Salzburger
Nachrichten“ als Tageszeitung kommen neue hin-
zu. Wir werden der Öffentlichkeit unserer Leser
eine Plattform bieten, um sich in den allgemeinen
Diskurs zu integrieren und alle publizistischen
Strategien umsetzen, die der Qualität im sozialen
Miteinander von Nutzen
sein können. Der Begriff einer Information „als
wissenserweiternde Nachricht“ betrifft alle
Lebensbereiche und fördert deren Effizienz.
Das Thema Klimawandel ist inzwischen ein
Fixpunkt in unserem redaktionellen Konzept.
Das soziale Miteinander auf der Basis des demo-
kratischen Prozesses betrifft die nächste Genera-
tion genauso.

Wenn wir uns zum 75. Geburtstag über Glück-
wünsche freuen, sind uns auch neue publizisti-
sche Verpflichtungen für die Zukunft aus
gegebenem Anlass bewusst.
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Korrespondenten, Autoren, Agenturen, Führungskräfte
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Von der Unabhängigkeit und
dem Streben nach Qualität

Die „Salzburger Nachrichten“ sind frei.
Das Ansehen der Zeitung ist in ganz Österreich groß.

MANFRED PERTERER

ie „Salzburger Nach-
richten“ waren von
der ersten Stunde an
erfolgreich. In den
schwierigen Zeit
gleich nach dem

Zweiten Weltkrieg
war die Nachfrage

nach der freien Stimme
aus der Mitte Österreichs be-

sonders drängend. Der Zuspruch über die
Grenzen des eigenen Bundeslandes hinaus
war entsprechend groß. Der Anspruch der
Gründerväter Max Dasch und Gustav A.
Canaval war es, eine Zeitung zu machen, die
in ganz Österreich beachtet und geachtet
wurde. Das ist bis heute so geblieben. Die
„Salzburger Nachrichten“ haben täglich ein
Drittel aller Leserinnen und Leser außer-
halb Salzburgs. Einen so hohen Wert er-
reicht sonst keine Zeitung aus einem öster-
reichischen Bundesland. Die SN bilden mit
dieser Position schon seit Bestehen ein star-
kes Gegenbild zu den Wiener Zeitungen.

Die journalistische Qualität wurde vom
ersten Tag an hochgehalten. Viele angese-
hene Journalisten sind im Lauf der 75 Jahre
aus den Reihen der SN hervorgegangen,
unter anderem Gerd Bacher, Gerhard
Neureiter, Karl Heinz Ritschel, Katharina
Krawagna-Pfeifer oder heute Andreas
Koller, der gleich mehrfach zum besten
innenpolitischen Journalisten des Landes
gewählt wurde.

Mit ihrem Bekenntnis zum unabhängigen
Qualitätsjournalismus haben sich die SN
überregional Anerkennung erarbeitet. Qua-
lität ist jedoch ein dehnbarer Begriff. Viele
nehmen ihn für sich in Anspruch. Doch
die Vorstellungen davon, was man darunter
verstehen kann, gehen auseinander. Selbst

die Macher von Boulevardzeitungen spre-
chen heute von Qualität, wenn sie ihre
eigenen Blätter meinen.

Die „Salzburger Nachrichten“ arbeiten
nach journalistischen Regeln. Passieren
Fehler – und die passieren natürlich immer
wieder einmal –, dann geben wir sie auch
zu und versuchen uns zu verbessern. Auch
das zählt zum Qualitätsjournalismus. Jour-
nalisten müssen besonders kritikfähig sein.
Sie teilen gern aus, aber wenn es ums Ein-
stecken geht, haben viele von ihnen ein
Glaskinn. Die Journalistinnen und Journa-
listen der „Salzburger Nachrichten“ stellen
sich den Fragen und Anregungen ihrer
Leserinnen und Leser.

Hier exemplarisch einige der wichtigsten
SN-Qualitätsregeln, die die Basis für das
redaktionelle Konzept und die tägliche
Arbeit bilden:
1. Wir agieren unabhängig, politisch wie

wirtschaftlich.
2. Wir bringen eine hohe journalistische

Eigenleistung, gedruckt und digital.
3. Wir betreiben faire Recherche – Check,

Re-Check, Doublecheck.
4. Wir trennen Bericht und Kommentar

und zeichnen diese klar aus.
5. Wir sorgen für eine klar erkennbare

Trennung zwischen redaktionellen und
kommerziellen Inhalten.

6. Wir betreiben keinen Kampagnen-
journalismus.

7. Wir pflegen die lückenlose Quellen-
angabe.

8. Wir betrachten auch die Kehrseite der
Medaille – audiatur et altera pars.

9. Wir blicken über den Salzburger und
über den österreichischen Tellerrand in
die Welt hinaus.

10. Für uns gilt der Ehrenkodex der Presse:

Unsere Journalistinnen und Journalisten
wissen, was sich gehört.

11. Unsere Sprache soll verständlich und
vor allem richtig sein.

12. Wir setzen auf journalistische Aus-
und Fortbildungsmaßnahmen.

Die Redaktion der „Salzburger Nachrichten“
lebt, seit Max Dasch und Gustav A. Canaval
die Zeitung im Herbst 1945 von den Ame-
rikanern übertragen bekommen haben, in
journalistischer Freiheit. Diese wird seither
durch den Herausgeber garantiert.

Für die Demokratie in Österreich sind
Qualitätszeitungen lebensnotwendig. Die
Politik hat freilich mit unabhängigen Me-
dien keine Freude. Schon zu Gründungszei-
ten der SN wollten die damaligen Parteien
(ÖVP, SPÖ, KPÖ) das Erscheinen der un-

abhängigen „Salzburger Nachrichten“ am
liebsten verhindern. Sie haben die SN viele
Jahre lang mit großem Eifer bekämpft. Die
Skepsis ist bis heute geblieben. Kein Wun-
der, zählt doch die Kontrolle der Mächtigen
zu den wesentlichen Aufgaben der Zeitung.

SN-Journalistinnen und -Journalisten be-
richten ausgewogen und objektiv, schlagen
sich nicht auf jemandes Seite und machen
sich mit keiner Partei gemein. Wenige Jour-
nalisten sehen sich als Teil der Macht. Doch
die liegen komplett falsch. Unser Platz ist auf
der Tribüne, am besten bei den Stehplätzen,
nicht auf dem Spielfeld. Journalisten müs-
sen außerhalb der verhaberten Republik
stehen, damit sie auch weiterhin einen kri-
tischen Blick auf sie werfen können.

Auch in der Medienwelt ist heute alles
viel, viel schneller geworden. Wir haben
dem als SN Rechnung getragen. Wir haben
alle digitalen Kanäle ausgebaut und bieten
heute einen Service mit Nachrichten und
nützlichen Informationen (www.SN.at) sie-
ben Tage in der Woche rund um die Uhr.
Da zählt natürlich auch Tempo. Aber noch
mehr zählt die inhaltliche Qualität einer
Zeitung mit all ihren digitalen Möglich-
keiten. Dazu braucht es ausgezeichnete Mit-
arbeiter und auch Zeit. Journalisten neigen
wie auch Teile ihres Publikums zum digita-
len Hyperventilieren. Da können leicht
Fehler passieren. Wir von den „Salzburger
Nachrichten“ wollen diese, so gut es geht,
vermeiden.

Auch eine sich immer schneller drehende
digitale Welt erfordert längeres Nachden-
ken. Es verringert die Gefahr, dass immer
schneller auch falsch entschieden wird. Ge-
duld ist ein knappes Gut. Wir möchten das
anders halten. Für uns gilt: Ruhe bewahren,
erst denken, dann schreiben.Manfred Perterer, Chefredakteur. BILD: SN/SCHNABLER
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Was ist eine Blattlinie und was ein Herausgeber?
Die grundlegende Richtung der „Salzburger Nachrichten“ ist in der Blattlinie festgelegt.

Für Oligarchen, viele Politiker, Macht-
und Vermögensfetischisten, Fanatiker,
Psychopathen und Egomanen jeglicher

Art sind und waren Journalisten und Publi-
zisten schon immer Feindbilder oder Erfül-
lungsgehilfen.

In jedem politischen System, das demo-
kratische Spielregeln missachtet, werden
freie Medien und deren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter verfolgt und zum Schwei-
gen gebracht.

In jedem demokratischen System, vorran-
gig auch für die Amerikaner – vor 75 Jahren,
sind Meinungsfreiheit, Vielfalt und Men-
schenachtung Prinzipien, welche für das
Funktionieren dieser politischen Ordnung
Voraussetzung sind.

Auch aus diesem Grund sind im österrei-
chischen Mediengesetz zwei Begriffe veran-
kert, die vergleichbar in keinen anderen
Unternehmen Gültigkeit haben.

Die „Blattlinie“ („grundsätzliche Richtung
des Mediums“), welche auch mindestens
ein Mal im Jahr veröffentlicht werden muss,
und der „Herausgeber“, welcher dafür ver-
antwortlich ist, dass sich sein Haus an die
Richtlinien hält.

Die Aufgaben eines Herausgebers wurden
von den Verlegern klar präzisiert, sie doku-
mentieren damit auch ihr Verständnis, was
die Sensibilität eines Medienunternehmens
anbelangt.

Seine Aufgaben sind: „Wahrnehmung der
in der Blattlinie festgelegten grundlegenden
Richtung der Zeitung in Koordination mit
dem Chefredakteur.

Wahrnehmung der durch die Gesell-
schafterversammlung artikulierten grund-
legenden unternehmenspolitischen Inten-
tionen der Eigentümer in Koordination mit
der Geschäftsführung.“

Die Blattlinie der SN lautet wie folgt:
Die grundlegende Richtung der „Salzbur-

ger Nachrichten“: Blattlinie: Die „Salzburger
Nachrichten“ sind eine parteipolitisch un-
abhängige Tageszeitung, dem christlichen
Weltbild verpflichtet, und treten unabding-
bar für die Freiheit des einzelnen Menschen
ein. Die „Salzburger Nachrichten“ sind ge-
gen jede totalitäre Herrschaftsform, respek-
tieren die von der UNO deklarierten Men-
schenrechte und bekennen sich zu einem
neutralen demokratischen Österreich, zur
Rechtsstaatlichkeit und zum System der

sozialen Marktwirtschaft. Die „Salzburger
Nachrichten“ sehen in der Erfüllung ihrer
Aufgabe, der Information und Kontrolle,
einen wesentlichen Beitrag zur demokrati-
schen Gesellschaft. Die Freiheit der Journa-
listen, nach bestem Wissen und Gewissen ar-
beiten zu können, ist durch den Herausgeber
garantiert.

Das sind Vorgaben, welche nicht nur die
Journalistinnen und Journalisten, sondern
auch die Leserinnen und Leser betreffen.
Sollte es zu einer Änderung der Grundsätze
durch die Eigentümer kommen, können
die Journalistinnen und Journalisten, falls
sie damit nicht einverstanden sind, unter
hohen Abfertigungsansprüchen selbst-
ständig kündigen, und die Leser werden
sich von ihrer Zeitung möglicherweise dis-
tanzieren.

Auch der Herausgeber kann zurücktreten
von seiner Funktion.

Der „Herausgeber“ und die „Blattlinie“
sind keine medialen Exoten im Dschungel
der globalen Realität, sie dokumentieren die
Verantwortung der Zeitung in der Demo-
kratie und sind unantastbar, so lange wie
möglich.

Die Amerikaner haben die Lizenzvergabe
an die Gründer der „Salzburger Nachrich-
ten“, Max Dasch und Gustav A. Canaval,
an Auflagen gebunden, welche vorrangig
durch die damals aktuelle Geschichte ge-
prägt waren, sich zum Teil aber auch bis
heute in der „grundlegenden Richtung“ der
SN wiederfinden.

Unter anderem hieß es damals in den
vertraglichen Auflagen an die neuen Eigen-
tümer der „Salzburger Nachrichten“: „(…) in
den von der Gesellschaft herausgegebenen
Zeitungen und Druckschriften dürfen un-
demokratische, nationalsozialistische,
faschistische oder antiösterreichische und
unsoziale Gedanken in keiner Form ver-
treten werden.“

Das Gegenteil davon hat die „Kommuni-
kationskultur“ der digitalen Welt mit sich
gebracht. Was bis heute fehlt, ist jede Form
der Selbstdisziplinierung, eine Rechtsver-
bindlichkeit und die Achtung der Men-
schen.

Die Gesellschaft wird sich von ihrem
Missbrauch distanzieren und jene Werte,
um die sich die SN seit 75 Jahren bemühen,
noch mehr schätzen als früher. MADA
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Die Struktur der
Salzburger Nachrichten

DieGeschäftsführer des Unternehmens (von links): Mag.Martin Hagenstein, Dr. Max Dasch,Mag. (FH)Maximilian Dasch und RomanMinimayr. BILD: SN/SCHNABLER

Das Pressezentrumder „Salzburger Nachrichten“. BILD: SN/ROBERT RATZER
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Eine
mit den SN durch die Jahrzehnte

ie vorliegende Jubiläumsnummer
unterscheidet sich wesentlich von
anderen. Anstelle einer Nabel-

schau laden wir Sie zu einer publi-
zistischen Reise durch die Jahrzehn-

te des Bestehens der „Salzburger Nachrich-
ten“ ein. Auf den folgenden Seiten finden
Sie exemplarisch Beispiele dafür, wie die SN
herausragende Ereignisse dargestellt haben.
Und wie sie selbst Geschichte geschrieben
haben durch besondere journalistische
Leistungen.

Der Ablauf dieses Jubiläumshefts ent-
spricht der logischen Abfolge einer Tages-
zeitung. Zunächst kommen besondere
Themen aus den Bereichen Weltpolitik.
Die SN haben bereits in ihren ersten Er-
scheinungsjahren immer wieder für Auf-
sehen gesorgt. 1950, in den ersten März-
wochen, veröffentlichte die Zeitung die
Tagebucheintragungen des italienischen
Diktators Benito Mussolini. Ein ehemaliger
Wehrmachtsoffizier hatte die beglaubigte
Übersetzung des Manuskripts wenige Tage
vor der Kapitulation im Stift Kremsmünster

an sich genommen – dorthin war das
Reichssicherheitshauptamt vor den Russen
geflüchtet. Erst nach Jahren übergab er sie
den „Salzburger Nachrichten“, die zusagten,
das Redaktionsgeheimnis zu wahren und
ihre Quelle zu schützen. Die Serie in den
„Salzburger Nachrichten“ wurde von Me-
dien auf der ganzen Welt nachgedruckt.

Der nächste Abschnitt gilt der Innen-
politik. Einer der großen journalistischen
Höhepunkte aus der Sicht der „Salzburger
Nachrichten“ war der FPÖ-Spaltungs-Par-
teitag am 7. September 2002 in Knittelfeld.
Als einziger Journalist war SN-Reporter
Helmut Schliesselberger unerkannt im Saal
der Delegierten. Sein Bericht schlug ein wie
eine politische Bombe. Wenig später war die
Regierungsbeteiligung der FPÖ Geschichte.

Einen besonderen Platz haben die „Salz-
burger Nachrichten“ seit jeher der Kultur
eingeräumt. Durch die Unterstützung der
SN wurde etwa die Gründung der Szene der
Jugend in Salzburg stark gefördert. Auch im
Streit um die beabsichtigte Einbürgerung
von Bertolt Brecht haben die SN eine be-

sondere Rolle gespielt. Und immer wieder
ist die Zeitung als Berichterstatterin und
Kommentatorin der Ereignisse rund um die
Salzburger Festspiele hervorgestochen.

Eine der ganz großen exklusiven Ge-
schichten unserer Wirtschaftsredaktion, die
für Aufsehen sorgte, war ein Bericht über
den ersten Traktor, den Ferry Porsche ge-
baut hatte. Die führende Zeitung in Öster-
reich waren wir bei der Berichterstattung
über die Atomic-Pleite. Die SN brachten
exklusiv die Hintergründe dafür, warum
eine einst so erfolgreiche Skifabrik in ande-
re Hände gewandert ist und wer davon pro-
fitiert hat.

Eine immer größere Rolle spielte im Lauf
der Jahre die Berichterstattung über Salz-
burg selbst. Das war in den Anfangsjahren
schwierig. Papier war streng kontingentiert.
Die SN mussten über die ganze Welt berich-
ten. Erst später war auch für Salzburg-The-
men mehr Platz. Die Zeitung hat immer
wieder Skandale aufgedeckt und aufrütteln-
de Kommentare veröffentlicht. Einer, der
Folgen für die gesamte Stadtplanung hatte,

war ein Leitartikel des damaligen Chef-
redakteurs Karl Heinz Ritschel über „Die
vermurkste Stadt“. Ein weiteres Highlight
stellte die Aufdeckung des WEB-Skandals
dar oder später dann die publizistische
Aufarbeitung des Finanzskandals, der die
politische Landschaft im Land Salzburg
komplett veränderte.

Der Sport spielte zu Beginn der SN noch
eine kleinere Rolle in der Berichterstattung.
Die Zahl der Sportveranstaltungen war
noch nicht groß. Im Lauf der Jahre ist die
Sportberichterstattung nicht nur viel um-
fangreicher, sondern noch spannender und
hintergründiger geworden. Sportchef Ri-
chard Oberndorfer ist eines der ganz selte-
nen Interviews mit dem Tennis-Superstar
Rafael Nadal gelungen. Die SN haben aber
auch schon früher gewittert, ob jemand
besonderes sportliches Talent hat. Wir
haben als erste Zeitung ein Porträt der
Nachwuchssportlerin Annemarie Pröll
veröffentlicht. In der Folge ist sie (dann als
Annemarie Moser-Pröll) zum Weltstar auf-
gestiegen.

Zwei exemplarische Titelseiten, eine aus der Zeit der amerikanischen Herausgeberschaft, eine aus der Zeit der freien österreichischen Eigentümer.
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Ein Blick in
die Seele
des Duce

März 1950. Ein
sensationeller Fund.

Wie die SN an die
Erinnerungen Benito
Mussolinis kamen.

JOSEF SCHORN

erschollene Tage-
bücher berüchtigter

Diktatoren zu heben,
das gilt naturgemäß als

Scoop – stets begleitet
von der Furcht vor der Bla-

mage: Fälschung oder histo-
risch wertvolle Entdeckung?

Wie schmal der Grat ist, auf
dem journalistische Spuren-

sucher sich bewegen, zeigt die
Farce um die Tagebücher Adolf Hitlers, die
ein Fälscher der damals sehr anerkannten
Illustrierten „Stern“ andrehen konnte. Das
Blatt hat sich von dieser Peinlichkeit lang
nicht erholt.

Auch Italiens Duce stand post mortem
im Mittelpunkt mehrerer Fälschungsskan-
dale. In den Neunzigerjahren erwiesen
sich Erinnerungen Benito Mussolinis als
manipuliert, später wurde immer wieder
über geheimnisumwitterte Tagebücher ge-
stritten. „I diari di Mussolini“, dieser Titel
versprach Ruhm und Auflage. Vor ein paar
Jahren erst sind gleich fünf Editionen von
Aufzeichnungen Mussolinis erschienen.

1950, in den ersten Märzwochen, kün-
digten die „Salzburger Nachrichten“ die
Veröffentlichung eines „einmaligen Doku-
mentes“ an. Der Welt sollte, erstmals und
exklusiv, ein authentischer Einblick in die
Seele eines mächtigen zeitgenössischen
Diktators unmittelbar nach seinem Sturz
gestattet werden. Alfons Dalma, damals
stellvertretender Chefredakteur und spä-
ter langjähriger ORF-Korrespondent in
Rom, fügte dem ersten von acht Teilen
einer Serie ein Vorwort an und erklärte die
Umstände der Auffindung des (unstritti-
gen) Textes, den der Vielschreiber Musso-
lini „Pontinische und sardische Gedanken“
betitelt hatte. Ein Wehrmachtsoffizier hat-
te die beglaubigte Übersetzung des Manu-
skripts wenige Tage vor der Kapitulation
im Stift Kremsmünster an sich genommen
– dorthin war das Reichssicherheitshaupt-
amt vor den Russen geflüchtet. Erst nach
Jahren übergab er sie den „Salzburger
Nachrichten“, die zusagten, das Redak-
tionsgeheimnis zu wahren und ihre Quelle
zu schützen. Ursprünglich waren Musso-
lini die Notizen bei seiner Befreiung durch
deutsche Fallschirmjäger auf dem Gran
Sasso d’Italia 1943 entwendet worden.
Erst auf sein Bitten erhielt er die Auf-
zeichnungen, entstanden während seiner
Inhaftierung auf den Inseln Ponza und
La Maddalena, wieder zurück.

Weltpolitik
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Prager Frühling

s darf bezweifelt werden,
dass jungen Menschen
heute beim Stichwort Pra-

ger Frühling prompt der Ein-
marsch der Truppen des War-
schauer Pakts in der ČSSR

einfällt. ČSSR?
Und doch stand damals

die Welt wieder einmal vor
dem Abgrund, die kommu-

nistische jedenfalls. Die 500.000 Soldaten,
die in der Nacht auf den 21. August 1968 die
ČSSR (Tschechien mit Slowakei) besetzten,
kamen aus der Sowjetunion und den Bru-
derstaaten Polen, Ungarn, Bulgarien. Es war
die größte Militäroperation in Europa seit
1945. Fast 160.000 Flüchtlinge strömten
über die Grenze nach Österreich; Öster-
reichs Botschafter in Prag, der spätere Bun-
despräsident Rudolf Kirchschläger, ermög-
lichte vielen die Flucht, gegen die Weisung
des Außenministers Kurt Waldheim, was ei-
nen langen Schatten auf dessen Karriere
werfen sollte.

Begonnen hatte alles am 31. Oktober 1967
mit Protesten tschechischer Studenten ge-
gen die miserablen Zustände in den Studen-
tenheimen. Die Polizei schlug hart zu, pro-
vozierte damit aber Sympathiekundgebun-
gen, die den Reformkommunisten Alexander
Dubček an die Macht brachten. Dubček ver-
kündete den Sozialismus mit menschli-
chem Antlitz, nämlich Freiheit der Mei-
nung, der politischen Parteien und das En-
de der zentral gesteuerten Planwirtschaft.
Das irritierte natürlich Moskau, denn
Dubčeks Vorbild begann auf den Ostblock
abzufärben.

In der SN-Außenpolitik wiederholte sich
fortan das tägliche Ratespiel: Was kann
Dubček machen, was Moskau, welche Fol-
gen hätte Moskaus Einmischung in Prag?
Die befürchtete Antwort kam am 21. August
1968 im Morgengrauen: Truppen der Sowjet-
union und ihrer Verbündeten ersetzten den
Prager Frühling durch die eisige Alleinherr-
schaft der KP – bis zum Zusammenbruch
des kommunistischen Systems 1989.

Mehr als ein halbes Jahrhundert nach
den Ereignissen in Prag und 31 Jahre nach
der Samtenen Revolution haben Historiker
ihr letztes Wort längst gesprochen. Dass
Sowjetführer Leonid Breschnew, angeblich
ein Hardliner, bis zuletzt eine politische
Lösung forciert haben soll, überrascht; dass
Walter Ulbricht, der Mann mit den listigen
Äuglein und dem Ziegenbärtchen, auf die
Invasion im Bruderstaat drängte, weniger.

Als der Prager Frühling losbrach und
der Reformer Dubček nach Sozialismus
mit menschlichem Antlitz strebte, sahen
auch die DDR-Kommunisten ihre Macht in
Gefahr. Ulbricht fürchtete einen Schnee-
balleffekt und setzte sich an die Spitze
jener Ostblockführer, die forderten, die

Reformbewegung im Keim zu ersticken.
„Weltkommunismus völlig aufgespalten“
titelten die SN.

Der Journalismus stand damals vor einer
überwältigenden Herausforderung. Die
ersten Berichte aus Prag kamen von einem
dpa-Korrespondenten. Wie sollte man
selbst an Fakten und Eindrücke hinter dem
Eisernen Vorhang kommen? „Redaktions-
mitarbeiter und Mitarbeiter der Salzburger
Nachrichten haben sich von Linz und Wien
aus zu den Grenzen begeben und werden
versuchen, auch in die ČSSR zu gelangen“,
kündigten die SN an. Der spätere Chef-
redakteur Ronald Barazon scheiterte indes
bei seinem Versuch auf der Straße von
Hainburg nach Pressburg, was er humorvoll
protokollierte (siehe Kasten).

Mediennutzer sind es heute gewöhnt, in
Echtzeit über Ereignisse informiert zu wer-
den, wo auch immer auf dem Planeten sie
stattfinden. Vor mehr als fünfzig Jahren war
die Technik noch weit davon entfernt, auch
nur Annäherndes leisten zu können. Cle-
mens M. Hutter, von 1969 bis 1995 Leiter
der SN-Außenpolitik, erinnert sich: „Bis
Redaktionsschluss der Außenpolitik um
19 Uhr herrschte im Ressort konzentrierte
Unruhe beim Verarbeiten der Fernschreiben.
Einer tippte in seine Schreibmaschine, einer
diktierte der Sekretärin einen längeren Text,
einer befragte unsere Korrespondenten in
London oder Rom telefonisch über die Be-

deutung einer Entwicklung. Kurzum: Dieser
Arbeitsablauf lehrte derart Konzentration,
dass man das Klappern der Schreibmaschi-
nen oder die Telefonate nicht mehr hörte.
Vor allem Außenpolitik, Wirtschaft und
Sport bezogen ihr Material von internatio-
nalen Nachrichtenagenturen, die täglich
24 Stunden lang über Fernschreiber sende-
ten. In unserem redaktionellen Fernschreib-
kammerl tippten drei Fernschreiber das
Material auf lange Papierrollen, einer diente
für Berichte unserer Korrespondenten oder
Außenredaktionen zwischen Wien und
Bregenz.

Jeden Vormittag schnitt eine Sekretärin
die bedruckten Papierrollen zusammen und
verteilte das Material auf die Postfächer der
Ressorts. Dort holten es die Sekretärinnen
und ordneten es nach Ländern und The-
men. Dann sahen die Redakteure dieses
Material durch. Um 15 Uhr fiel in der Kon-
ferenz die Entscheidung, was wie groß oder
vielleicht gar nicht ins Blatt kommt.

Die fertigen Manuskripte gingen per
Rohrpost in die Setzerei, wo die Texte
zeilenweise in Blei gegossen, pro Artikel
zusammengestellt und im Beisein des
Redakteurs umgebrochen (zu einer Seite
zusammengefügt) wurden.

Nach der Textprüfung durch die Lektoren
wurde jede Seite in einen Halbzylinder aus
Blei gegossen und auf die Rodel (Rotations-
maschine) montiert. Das dauerte zusam-

„Fragens drüben, wir san kane Tsche-
chen“, quittierte ein österreichischer Gen-
darmeriebeamter an der Grenze die Frage
nacheinerMöglichkeit, in dieČSSR zugelan-
gen. Nachdem er keine Einwände hatte,
nachdem ich seinen gutgemeinten Rat in die
Tatumzusetzenbegann,machte ichmichauf
den Weg. Bei der Paßkontrolle wurde mir
noch ein Stempel in den Paß gedrückt. „Da-
mit alles seine Ordnung hat“, meinte der
Beamte achselzuckend und dokumentierte
mit einer Grimasse sein Mißtrauen. Den kur-
zen Weg durch das Niemandsland begleite-
ten die zahlreichen Neugierigen auf der
österreichischen Seite mit skeptischen Be-
merkungen, während auf der tschechischen
Seite zwei Beamte freundlich grinsten und
mir zuwinkten ...
Beim Zollhäuschen bedeuteten sie mir mit
aufwendigenGesten, daß siemich nicht hin-
einlassen wollen. Auf meine ebenso klaren
Gesten hin gaben sie mir zu verstehen, daß
ich zumindest ein Visum haben müßte. Da
aber keine mehr ausgegeben wurden und
auch die glücklichen Besitzer eines Visums
nicht eingelassen wurden, zog ich wieder ab
und erhielt nach wenigenMinuten den zwei-
ten Grenzübergangsstempel an diesem Tag:
„Damits offiziell wieder daham san“.
Zahlreiche Reisende passierten den Grenz-
übergang und bestätigten, daß sie in den
Morgenstunden von einer entsetzten und
aufgeschreckten Bevölkerung informiert
worden seien und daß daraufhin eine Urlau-
ber-Massenflucht eingesetzt hat. Behelligt
seien sie nicht worden, die Truppenbewe-
gungen seien eher diskret verlaufen. Den
Seufzer der Erleichterung konnte keiner un-
terdrücken. Der Eindruck eines verängstig-
ten und wütenden Volkes war eine zu frische
„Urlaubserinnerung“.
SN-Redakteur Ronald Barazon über eine
Grenzerfahrung bei Pressburg (erschienen
am22. August 1968).

BARAZONANDERGRENZE

men gut eine Stunde je Seite. Dann war die
Zeitung fertig zum Andruck.“ Später dann
entfiel dieser Ablauf. Redakteure druckten
ihre Texte aus und klebten sie artikelweise
auf ein Blatt im Format der Zeitung. Die
Umformung des Umbruchs bis zur Montage
in der Rodel verlief automatisch. Und das
alles verkürzte die technische Herstellung
einer Seite auf ein Viertel der früher übli-
chen Zeit. Und heute? Da erlaubt die voll-
elektronische Produktion eine weitere enor-
me Beschleunigung, die etwa in den 60er-
Jahren undenkbar gewesen ist.

Im computerisierten Zeitalter kann man
sich die Kommunikation und Arbeitsmetho-
dik in jener Zeit kaum vorstellen.

August 1968. Als noch Schreibmaschinen und Fernschreiber klapperten.
Der Einmarsch der Truppen des Warschauer Pakts in der ČSSR bedeutete das Ende der Hoffnungen auf

mehr Freiheiten im Ostblock. Und eine enorme Herausforderung für die Redaktion der SN.

Die Kräfteverhältnisse inOsteuropa 1968: Solche Infografiken gab es damals in den SN.





Gedanken über die „totale Herrschaft“
Oktober 1958. Ein Leitartikel, der sich liest, als wäre er heute geschrieben.

René Marcic schrieb über China und wie es in Zukunft zum totalen Überwachungsstaat werden würde.

Es war acht Jahre vor Mao Zedongs
großer Kulturrevolution. Und
60 Jahre bevor in chinesi-

schen Großstädten die ersten
Massenexperimente mit Ka-
meras, künstlicher Intelli-
genz und Gesichtserken-
nung starten sollten.
Doch der Leitartikel, den
René Marcic am 4. Okto-
ber 1958 in den SN ver-
öffentlichte, klingt fast
beängstigend aktuell.

Gerade hatte die chinesi-
sche Führung weitere, radi-

kale Reformen verkündet: Immer mehr
„Volkskommunen“ sollten gegründet wer-

den, in denen Menschen in gemein-
samen Speise- und Schlafsälen,

Badehäusern, Schneidereien
und Milizeinheiten zusam-
mengefasst werden sollten.
Der individuelle Mensch, so
analysierte Marcic, solle

quasi zu existieren aufhören,
sich „wie Zucker in Wasser

auflösen“. Der von George Or-
well skizzierte „große Bruder“,

nämlich der Staat, werde all-
mächtig werden – was in Euro-

pa nie vonstattengegangen sei, das werde
nun in China Realität.

Marcics Kernfrage lautete, „ob der chi-
nesische Mensch so entscheidend anderer
Natur ist, dass er die Vernichtung des
Menschen als Einzelwesen verträgt“. Nie-
mand konnte damals ahnen, welche Kon-
trollmöglichkeiten diktatorische Staaten
einmal haben würden, über soziale Me-
dien, E-Mails, über „soziale Konten“ mit
Guthaben und Strafen für das Verhalten
der Bürger.

Sehr wohl ahnte Marcic aber, dass die
Völker Asiens den Westen wirtschaftlich
überflügeln würden, aufgrund der „Men-

schenzahl, der Bodenschätze und der
fortschreitenden Technisierung“.

Der Leitartikler hält der geplanten tota-
len Kontrolle das Diktum von Karl Jaspers
entgegen: „Kein Friede ohne Freiheit, aber
keine Freiheit ohne Wahrheit.“ Vom Wes-
ten sei nun gefordert, dass er selbst „den
Zusammenhang zwischen Frieden und
Freiheit, Recht und Wahrheit“ begreife –
und dass wir unser Leben und unsere Ge-
sellschaft konsequent danach ausrichten.
Sonst sei dem Totalitarismus aus dem
Osten nichts entgegenzuhalten. Sehr viel
anders hätte es Ursula von der Leyen im
Jahr 2020 auch nicht ausdrücken können.Mao Zedong BILD: SN/ARCHIV

DieMondlandung –
und ein Blick in die Zukunft

Juli 1969. Eine Titelseite, ausschließlich mit Bildern.
Und ein Leitartikel, der die drohende Militarisierung des Weltalls voraussah.

Ohne Frage war es einer jener Momente, die sich in das Ge-
dächtnis einbrennen: Als die Amerikaner Neil Armstrong
und Buzz Aldrin den Mond betraten, sahen ihnen weltweit

mehr als 500 Millionen Zuschauer zu. „Das ist ein kleiner Schritt
für einen Menschen, aber ein großer Sprung für die Menschheit“,
sagte der Kommandant der Apollo-11-Mission, Neil Armstrong,
am 21. Juli 1969 um 3.56 Uhr MESZ.

Die SN hatten Tage zuvor bereits das „Ereignis des Jahrtau-
sends“ angekündigt. Rudolf Fuhrmann berichtete am 12. Juli auf
Seite 3 vorab über den geplanten Verlauf der Mission und machte
die Kosten für die Leser verständlicher. Für das Gemini- und das
Apollo-Programm hatte Präsident John F. Kennedy insgesamt um-
gerechnet 624 Milliarden – damals noch – Schilling veranschlagt:
„Dieser schwer vorstellbare Betrag wird ein wenig anschaulicher,
wenn man weiß, daß 624 Milliarden Schillingstücke rollenartig
aneinandergelegt eine Geldschlange von etwa 1.160.800 Kilome-
tern Länge ergeben. Sie würde jene Strecke, die die Mondfahrer
auf ihrer Reise hin und zurück bewältigen werden, noch um rund
200.000 Kilometer übertreffen. Allein die Herstellung der Mond-

rakete ,Saturn 5‘ verschlang den Gegenwert von 60 Millionen Schil-
ling, das sind rund zwei Drittel des österreichischen Staatsbudgets.“
Am Montag, 21. Juli 1969, titelten die SN auf Seite 1 „Bemannte Raum-
fahrt geglückt“. Tags darauf waren auf der gesamten Titelseite nur
zwei große Schwarz-Weiß-Fotos von der Mondlandung zu sehen. Für
damalige Zeiten eine höchst ungewöhnliche Gestaltung. Karl Heinz
Ritschel, von 1965 bis 1995 Chefredakteur der SN, kommentierte:
„Kein Zweifel besteht, daß mit dem Betreten des Mondes durch den
Menschen ein neues Zeitalter begonnen hat.“

Doch nach der Euphorie wurde die Berichterstattung teils nach-
denklicher. Etwa in einem ausführlichen Kommentar des damaligen
„SN-Kommentators für Wehrfragen“, Wolfram von Raven. Zehn Tage
nach der Mondlandung erinnerte er daran, dass wissenschaftlicher
Ehrgeiz sicher nicht einzige Triebfeder der Supermächte gewesen sei,
solche Unsummen für „Astronautik“ auszugeben. Vielmehr gehe es um
das Militärische, die Macht im Kosmos, schließlich vielleicht um die
„Stationierung von Kampfmitteln im Kosmos“. Was damals zwar ge-
leugnet wurde – von US-Präsidenten wie Ronald Reagan und Donald
Trump aber wieder ernsthaft betrieben wurde und wird. u.k., resch
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SN-Journalistin unter
Spionageverdacht

Juni 1977. Warum Birgit Cerha auf Zypern festgesetzt wurde.
Und nach 27 Stunden in Gewahrsam der griechisch-zypriotischen Sicherheitsbehörden wieder freikam.

JOSEF SCHORN

as Birgit
Cerha über Ma-

karios III., den
Präsidenten der

Republik Zypern
und Erzbischof der

orthodoxen Kirche
von Zypern, zu sagen

hatte, konnte nur sei-
nen Gegnern auf der

zwischen Türken und Griechen geteilten
Mittelmeerinsel gefallen. Cerha war 1977
außenpolitische Redakteurin der SN und
Nahost-Expertin, sie schrieb für zahlreiche
Blätter im deutschsprachigen Raum. Dass
sie Makarios wegen seiner Unnachgiebig-
keit und Uneinsichtigkeit in der Zypern-
Politik kritisiert hatte, sollte ihr Anfang Juni
1977 zum Verhängnis werden.

Cerha war im Mai zu einer mehrwöchi-
gen Urlaubsreise nach Zypern aufgebrochen,
sie blieb dort aber nicht untätig: Cerha in-
teressierte sich für das geteilte Land, sie
sprach mit Griechen und Türken, sie foto-
grafierte. Zu ihrem Unglück veröffentlichte
gerade in diesen Tagen die offizielle türki-
sche Presseagentur jenen Artikel, in dem
sich Cerha kritisch über Erzbischof Maka-
rios geäußert hatte. Am 9. Juni um 10 Uhr
wurde die SN-Redakteurin von griechisch-
zypriotischen Polizeibeamten festgehalten,
als sie wieder einmal aus dem türkischen in
den griechischen Teil der Insel wechseln
wollte. Der Vorwurf wog schwer: Cerha soll-
te Spionage für die Türken betrieben haben.

Sie gab sofort alle Filme heraus. Im ersten
Verhör bezog sie Stellung zu dem erwähn-
ten Makarios-kritischen Artikel. Man konn-
te es drehen, wie man wollte – die SN und
ihre Mitarbeiterin standen plötzlich im Mit-
telpunkt einer diplomatischen Affäre.

27 Stunden lang befand sich Birgit Cerha
in Gewahrsam der griechisch-zypriotischen
Sicherheitsbehörden. Nach der ersten Ein-
vernahme durch die Polizei wurde Cerha
dem Geheimdienst übergeben, der alle Fra-
gen noch einmal stellte. Die Befragung dau-
erte bis Mitternacht an, mit Intervallen, in
denen Cerha zu essen und trinken gegeben
wurde. Eine telefonische Kontaktaufnahme
wurde Cerha verwehrt, mit einer Ausnah-
me: Sie durfte mit dem österreichischen
Generalkonsul Georg Marangos in Nikosia
sprechen. Am nächsten Tag wurde das Ver-
hör ab 8 Uhr früh fortgesetzt. Nach ihrer
Freilassung kurz nach Mittag erläuterte
Cerha, was sie besonders bedrückt habe:
„Dass ich ernsthaft als Spionin verdächtigt
wurde, obwohl ich nur meinen Beruf aus-
geübt habe.“ Vier Tage nach ihrer Freilas-
sung verließ Cerha Zypern.

Die SN hatten unmittelbar nach dem ers-
ten Bericht der französischen Nachrichten-
agentur AFP über die Verhaftung Cerhas
alle Hebel im internationalen diplomati-
schen Apparat in Bewegung gesetzt. In
einem Telegramm an Erzbischof Makarios
protestierte die Redaktion gegen die Fest-
setzung unter dem „absurden Vorwurf der
Spionage“. Es handle sich um einen Will-

kürakt, der darauf abziele, „unparteiische,
faire und ernsthafte journalistische Arbeit
zu behindern“.

Zur gleichen Zeit gingen telegrafische Er-
suchen um Intervention an UNO-General-
sekretär Waldheim, Bundeskanzler Kreisky,
Außenminister Pahr, die Österreichische
Journalistengewerkschaft, das Internationa-
le Presseinstitut in Zürich und die Interna-
tionale Journalistenföderation in Brüssel.

Eine „geradezu absurde Unterstellung“
nannte Salzburgs Landeshauptmann Wil-
fried Haslauer sen. den Spionageverdacht
und betonte, das berufliche Interesse einer
Journalistin sei nicht mit Spionage gleich-
zusetzen. Bedeutende Persönlichkeiten aus
Politik und Publizistik in Wien, Bonn und
Zürich setzten sich für Cerha ein oder er-
klärten sich bereit, für ihre Enthaftung in
Nikosia zu intervenieren. Hinzu kamen di-
verse diskrete Kontakte über internationale
diplomatische Kanäle mit Nikosia.

In einer Danksagung an alle Hilfsbereiten
unterstreicht die Redaktion: „Es liegt in der
Natur offizieller, offiziöser und privater In-
terventionen dieser Art, dass sie durch Dis-
kretion Wirkung zeitigen, weshalb wir um
Verständnis dafür ersuchen, dass die inter-
nationalen Kontakte in diesem Fall nicht im
Detail veröffentlicht werden.“

Am 13. Juni um 17.35 Uhr traf Birgit Cerha
auf dem Flughafen Wien-Schwechat ein –
„mit der festen Absicht, wieder nach Zypern
zu fahren“, wie es in dem SN-Bericht über
ihre Rückkehr aus Zypern heißt.

Nixon in Salzburg: Eine Redaktion rotiert

C lemens M. Hutters
Erinnerungen an
zwei Besuche von

US-Präsident Richard
Nixon sind noch frisch.
Warum? „Weil ich das
offizielle Salzburg vor-
her und nachher nie

derart aufgeregt erlebt
habe.“ Spektakulär war

für Hutter auch Präsident
Gerald Fords Besuch 1975 in

Salzburg: „Er stolperte auf der
Gangway und kollerte bis zum Boden
hinunter.“ Erhebliche Aufregung
herrschte auch im Hotel Kobenzl, wo
Nixon logierte. Für Aufsehen sorgte
besonders Kreiskys Sohn Peter, der
1972 die Vietnam-Demonstration ge-
gen Nixon anführte und ein Plakat
mit der Aufschrift „Schreibtischmör-
der Nixon“ trug.

Strippenzieher hinter diesen Tref-
fen in Salzburg war übrigens SPÖ-
Bundeskanzler Bruno Kreisky. Hutter:
„Sein Glanzstück war dann im Jahr
1975 das Treffen des ägyptischen Prä-
sidenten Anwar as-Sadat mit Ford.“
Die SN lieferten bei diesen Anlässen
umfangreiche Sondernummern.
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Sondernummern in
den 70er-Jahren.
Bei weltpolitischen
Großereignissen
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Beilagen mit viel
Hintergrund und

reicher Bebilderung.

BI
LD

:S
N/

AP



16 75 JAHRE SN WELTPOLITIK

DerWeg
zu Arafat

Jänner 1994 – ein seltenes Interview.
SN-Redakteur Werner Beninger dringt bis zum damals

geächteten Jassir Arafat durch und befragt ihn.

V ier Monate lang hatten sich die SN
bemüht. Und zwar, seit sich Israel
und die PLO auf einen Friedens-

prozess geeinigt und den Vertrag dazu
am 13. September 1993 in Washington
unterfertigt hatten – gemeinsam mit den
USA und Russland als Garantiemächten.
Worum? Wir wollten von PLO-Chef Jassir
Arafat eines seiner ganz seltenen Inter-
views haben.

Geholfen hatten mehrere: einerseits
Daud Barakat, damals PLO-Botschafter in
Moskau (vorher in Wien) – und letztlich
Karl Blecha, Ex-Innenminister. Am Don-
nerstag, 13. Jänner 1994, langte der ent-
scheidende Anruf bei SN-Redakteur
Werner Beninger ein: „Können Sie am
Samstag nach Tunis kommen?“ Als Gast
der PLO in der tunesischen Hauptstadt,
wo diese damals ihr Hauptquartier hatte,
hieß es dann zunächst: warten. Dann,
spätabends, wurde das Interview – ab-

gesagt. Arafat fliege in der Nacht zum Be-
gräbnis des gerade verstorbenen norwegi-
schen Außenministers Johan Holst, des
Vermittlers des Abkommens. Hier kommt
Blecha ins Spiel, mit dem Arafat noch we-
gen eines Trinkwasserprojekts für Gaza
sprechen wollte. Blecha überzeugte Arafat
(die Kontakte rührten noch aus Kreiskys
Zeiten her), sich nach Mitternacht doch
zehn Minuten Zeit für den von der PLO
eingeladenen Journalisten zu nehmen. Es
wurde knapp eine Stunde daraus, am
Sonntag zwischen 1 und 2 Uhr früh. Genau
auf die Ära Kreisky nahm Arafat im Ge-
spräch dann auch Bezug: „Ich wünschte,
Kreisky würde noch leben“ wurde zum Ti-
tel des ganzseitigen SN-Interviews.

Bei der Lektüre des umfangreichen Texts
27 Jahre später fällt in bedrückender Weise
auf, wie wenig die Fronten im schier end-
losen Nahostkonflikt doch seither in Be-
wegung gekommen sind.





Ein Rüsseltier löst Polit-Affäre aus
Juni 1997. Schön sprechen in Amsterdam.

Wolfgang Schüssel redete sich in Rage. Die SN saßen daneben. Und schrieben: „Wolfgang Schüssel lügt.“
HELMUT SPUDICH

ine lange Tafel in einem
Amsterdamer Hotel, an der
rund zwei Dutzend Journa-

listinnen und Journalisten
österreichischer Medien beim
Frühstück sitzen. Ein Platz in

der Mitte ist leer, eben saß
hier noch Finanzminister
Rudolf Edlinger, der zu
dem Morgengespräch beim

EU-Gipfel Mitte Juni 1997 eingeladen hatte.
Kurz darauf ergreift der vorbeispazierende
Außenminister Wolfgang Schüssel die Ge-
legenheit des leeren Stuhls, setzt sich leut-
selig zu den noch versammelten Journalis-
ten, plaudert über die langen Verhandlun-
gen der vorangegangenen kurzen Nacht.
Derbe Worte fallen über mühsame Ver-
handlungen zur bevorstehenden Euroein-
führung, gar eine „richtige Sau“ soll der
Chef der Deutschen Notenbank sein, auch
über andere Ministerkollegen gibt es wenig
schmeichelhafte Worte. Es geht um die Be-
wertung der Goldreserven der Notenban-
ken und die Probleme, die der Notenbank-
chef damit seinem Finanzminister bei der
Euroeinführung mache.

Der Länge der Tafel und dem allgemeinen
Lärm im Hotel ist es geschuldet, dass nur
einige der direkt neben Schüssel sitzenden
Journalisten dem Dialog genau folgen kön-
nen, darunter Ihr Berichterstatter der „Salz-

burger Nachrichten“. EU-Gipfel jener Tage
gleichen ziehenden Heerlagern mit einer in
die Tausende gehenden Beamten- und Jour-
nalistenschar aus den damals 15 Staaten der
Union. Während hinter verschlossenen Tü-
ren verhandelt wird, werden die Stunden
lang und die Nächte kurz, man erzählt sich
in sonst seltener internationaler Kollegiali-
tät von den wenigen Brocken an Informa-
tion, die da und dort verstreut werden, und
dem Tratsch, der Einblick in die Stimmung
und damit die mögliche Richtung der Ver-
handlung gibt. So auch von den erstaunlich
undiplomatischen Worten des obersten
österreichischen Diplomaten. Einer Ge-
schichte wert erscheint es jedoch keinem
der Kollegen, die aufgrund ihres Sitzplatzes
zu zufälligen Ohrenzeugen des verbalen
Ausritts des Vizekanzlers wurden.

Doch die Inkubationszeit der Bericht-
erstattung in jener noch nicht so lang zu-
rückliegenden Zeit vor Twitter und Face-

book gleicht der des Coronavirus, und so
schreibt das deutsche Nachrichtenmagazin
„Focus“ erst zwei Wochen später, „Öster-
reichischer Vizekanzler pfeift auf interna-
tionalen Benimm“. Die Platzierung auf einer
der rückwärtigen Heftseiten spricht für
sich, die Geschichte ist eher ein wenig Pfef-
fer für eine innerdeutsche Debatte denn ein
internationaler Fauxpas, als den sie am Tag
darauf „Der Standard“ unter Bezug auf die
„Focus“-Geschichte in einem ausführliche-
ren Bericht einordnet. Dabei geht es nicht
nur um „schön sprechen“ in Amsterdam,
sondern auch um eine Reihe weiterer ver-
baler Entgleisungen des Außenministers bei
anderen Gelegenheiten.

Was sich jetzt in rascher Folge entfaltet,
ist ein Lehrbuchbeispiel dafür, welche Pro-
bleme fehlende Message-Control auslösen
kann. Journalisten tun, was Journalisten
tun: Sie lesen einen Bericht und suchen
nach Informationen, die den Inhalt bestä-

tigen oder widerlegen, so die Redakteurin
des ORF-„Mittagsjournal“, die tatsächlich
den Vizekanzler „himself“ und nicht etwa
einen seiner beiden Pressesprecher ans
Telefon bekommt. Und so beginnt der per-
fekte Sturm im Wasserglas, heute würde
man von einem Shitstorm sprechen, als der
Vizekanzler erklärt, es habe nie ein Presse-
frühstück gegeben – es war ja jenes des
Finanzministers –, und auf Nachfrage, ob
es denn ein anderes Gespräch dieses Inhalts
gegeben habe, einfach auflegt und die stau-
nenden Zuhörer mit dem Besetztzeichen
zurücklässt.

„Wolfgang Schüssel lügt“, ist tags darauf
das Resümee des damaligen SN-Chefredak-
teurs Ronald Barazon, der auf die Informa-
tion des Ohrenzeugen seiner Redaktion so-
wie Bestätigungen der anderen anwesenden
Kollegen zurückgreifen kann.

Es wird in der Folge nicht besser, ein Flug
im Privatjet nach Frankfurt und eine – nie

18 75 JAHRE SN WELTPOLITIK



bestätigte – Entschuldigung beim deut-
schen Notenbankchef folgen, die vielfach
geforderte Klage gegen die angeblich falsche
Berichterstattung bleibt aus, und aus ein
paar Sprüchen, die mehr auf das Schüssel
durchaus geläufige Fußballfeld denn in die
Arena eines Europäischen Rats gehören,
wird eine Staatsoperette.

„Die ganze Geschichte ist von Österrei-
chern erdacht, ans Ausland weitergespielt,
lanciert, transportiert worden“, so landet
die muntere Auseinandersetzung in der
Stellungnahme des Vizekanzlers schließlich
in der Aktuellen Stunde des Nationalrats
am 8. Juli 1997, in der sich Ihr namentlich
genannter Berichterstatter eines Komplotts
zum Sturz, Pardon: Rücktritts, des Vize-
kanzlers beschuldigt sieht. „15 minutes of
fame“, mit Andy Warhol gesprochen, eine
Berufserfahrung, die man nicht alle Tage
macht.

Der Sommer redimensionierte schließ-
lich die als „Frühstücksaffäre“ weiterhin
googlebare Angelegenheit ohne „Recht auf
Vergessenwerden“, die den Aufstieg Schüs-
sels zum Kanzler nicht ernsthaft beein-
trächtigte, wohl aber wesentlichen Anteil
am späteren Kommunikationsverhalten des
„Schweigekanzlers“ hatte.

Im Oktober 1997 wurde schließlich der
Amsterdamer Vertrag unterzeichnet, ein
wichtiges EU-Dokument, das ebendort im

Juni nebst Frühstücksgesprächen verhan-
delt wurde. (Das einzige kuriose gerichtliche
Nachspiel war nicht etwa eine Klage Schüs-
sels, sondern jene „Der Standard“ gegen
„Kronen Zeitung“. Ihr SN-Berichterstatter
wurde als Zeuge befragt – nicht um Aus-
kunft über das Frühstück zu geben, son-
dern ob er bestätigen könne, dass ein gewis-
ser Richard Nimmerrichter „Staberl“ sei,
der sehr unschön über den „Standard“
geschrieben hatte.)

23 Jahre danach lässt sich sagen: In An-
betracht der Tweet-Inkontinenz eines am-
tierenden Präsidenten einer Weltmacht er-
scheinen einem die Debatten um solche
verbalen Ausrutscher eher harmlos – eher
als Zeichen einer vergangenen Zeit zivilen
Anstands.

Helmut Spudich ist heute freiberuflicher Jour-
nalist und Autor, zuletzt des Buchs „Der Spion
in meiner Tasche“ (2020). 1993 bis 2001 war er
Redakteur der Wiener Redaktion der „Salz-
burger Nachrichten“ und unter anderem für
EU-Berichterstattung verantwortlich.

Eine Begegnung
mit LechWałesa

„Wunderjahr“ 1989: Persönliche Erinnerungen an eine Zeitenwende.
Wie mutige Menschen eine despotische Macht zu Fall brachten.

HELMUT L. MÜLLER

er Zerfall des Ostblocks hat schon
Anfang der 1980er-Jahre begon-
nen, mit der Gründung der Ge-
werkschaft Solidarność. Eine
unabhängige Gewerkschaft war
im kommunistischen System

gar nicht vorgesehen. Aber in
Polen zählte sie bald zehn Millio-

nen Mitglieder, konnte die Gesell-
schaft gegen das Regime mobilisieren.

Angeführt von Lech Wałesa, dem Elektromonteur von
der Lenin-Werft.

Im Frühjahr 1987 begegne ich Wałesa in seiner Hei-
matstadt Danzig. Draußen steht ein Auto der Geheim-
polizei. Die Polizisten fotografieren, sie kontrollieren
die Ausweise von jenen, die zum Abendessen ins Pfarr-
haus der Sankt-Brigitten-Kirche kommen. Die Regie-
rung in Warschau schaut argwöhnisch auf Wałesa.
Zwar ist die Solidarność mit der Verhängung des Kriegs-
rechts Ende 1981 verboten worden. Aber die unabhän-
gige Gewerkschaft hat tiefe Spuren im Bewusstsein der
polnischen Bürger hinterlassen. Wałesa, der 1983 den
Friedensnobelpreis erhalten hat, ist noch immer eine
politische Symbolfigur in Polen.

Lech Wałesa kennt keine Resignation; er hat trotz
aller Rückschläge den Optimismus nicht verlernt. Dem
Besucher aus dem Westen versichert er: „Der Prozess
der Veränderungen ist unaufhaltsam. Es gibt keine
Wahl, weder für die Regierung noch für das Volk. Wir
brauchen ein neues System.“ In meinem Bericht über
das Treffen mit Wałesa war von einem „Weg der Hoff-
nung“ die Rede gewesen. Wenig später sollte sich für
die Menschen im Ostblock die Hoffnung auf Freiheit
und ein besseres Leben tatsächlich erfüllen. 1989 be-
gann ein „Wunderjahr“, in dessen Verlauf eine Kette
von Revolutionen die kommunistischen Regime stürzte.

Unsere Korrespondenten in den Hauptstädten des
Ostens berichteten über das Geschehen; wir in der
Redaktionszentrale versuchten, die Ereignisse politisch
einzuordnen. Wir befanden uns damals noch nicht im
Internet-Zeitalter, umso wichtiger waren Bilder, näm-
lich Fotos und Fernsehaufnahmen. Bilder, die zeigten,
wie Politiker an Österreichs Grenzen zu Ungarn und
zur Tschechoslowakei symbolträchtig den Eisernen
Vorhang durchschnitten. Bilder, die vorführten, wie
Tausende DDR-Bürger von Ungarn über Österreich in
die Bundesrepublik flüchteten. Bilder von den Demons-
trationen in der DDR, die die Protestierenden in Prag
ermutigten. Bilder von den Protesten in Prag, die wie-
derum den Menschen in Rumänien Mut machten.

Nicht in jedem Moment war jedermann klar, welch
einschneidende Entwicklung damals in Gang gekom-
men war. Anfang Juni 1989 berichteten die internatio-
nalen Medien vor allem über die blutige Niederschla-
gung der Demokratiebewegung in Peking. Dabei hätte

es zum selben Zeitpunkt für das spektakuläre Ergebnis
der ersten halbwegs freien Parlamentswahlen in einem
Ostblockland die größeren Schlagzeilen geben müssen:
Die Solidarność hatte haushoch gewonnen, Polens
Kommunistische Partei aber eine schwere Schlappe er-
litten. Im August 1989, als mit Tadeusz Mazowiecki zum
ersten Mal ein nicht kommunistischer Politiker Minis-
terpräsident eines bisher kommunistisch regierten
Landes wurde, konnten wir einen historischen Macht-
wechsel in Polen vermelden. Arbeiterführer Lech Wałesa
brachte ihn plastisch auf den Punkt: „Die unter dem
Wagen waren, kommen jetzt auf den Wagen.“

Die Entwicklung im zerfallenden Ostblock kulminier-
te am 9. November 1989 im Fall der Berliner Mauer. Das
Symbol schlechthin für die Teilung Deutschlands und
Europas stürzte. Das Ende des Kalten Kriegs kündigte
sich an. „Die Mauer ist kein Monstrum mehr“ – so
lautete der Titel meines Leitartikels. Er beschrieb die
Wiedervereinigung als eine plötzlich wieder mögliche
Perspektive für die Deutschen.

Die ostdeutschen Bürgerrechtler setzen darauf, dass
sie in Selbstbestimmung eine reformierte DDR bauen
können. Doch bei den Demonstrationen wird der Ruf
„Wir sind das Volk“ abgelöst von der Parole „Wir sind
ein Volk“. Sogar der Bonner Kanzler Helmut Kohl wird
zum Getriebenen jener Bürger in der DDR, die mög-
lichst schnell die deutsche Einheit wollen. Die Ent-
scheidung darüber soll am 18. März 1990 bei der ersten
(und letzten) freien DDR-Volkskammerwahl fallen. Bei
einer Reportagereise erlebe ich ein Land im Zwiespalt
– mit Bürgern, die zwischen Hoffen und Bangen
schwanken. Im Zentrum von Potsdam reißt mitten im
Wahlkampf an diesem Samstagnachmittag die Men-
schenschlange vor einem Gebäude nicht ab. Bürger wol-
len mit eigenen Augen sehen, wo die Staatssicherheit
der DDR ihre Opfer gepeinigt hat. „Lindenhotel“ hieß
im sarkastischen Volksmund das Stasi-Gefängnis.

Die Wende in Ostmitteleuropa dauert freilich über
das Jahr 1989 hinaus. Nach dem Sturz der kommunis-
tischen Herrschaft müssen die Reformstaaten einen
schwierigen Systemwechsel schaffen, der den Men-
schen vieles abverlangt. Von einer „unvollendeten
Revolution“ spricht deshalb Václav Havel, der vom Dis-
sidenten zum Präsidenten auf der Prager Burg gewor-
den ist. Im Sommer 1993 begegne ich Havel in der Salz-
burger Residenz. Das Treffen mit den Kollegen aus Un-
garn, Deutschland und Österreich sieht der Präsident
der Tschechischen Republik nicht nur als protokolla-
rische Pflicht. Den Präsidenten komme die Aufgabe zu,
ein internationales Klima zu schaffen, in dem auch die
Regierungen besser miteinander kooperieren könnten,
sagt Havel. Der Schriftsteller-Präsident will gar kein
Interview geben, aber auf meine Fragen zu den Folgen
von 1989 antwortet er gern. Auch dies ein unvergesse-
ner Moment in der Geschichte des Ostblock-Zerfalls.
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Wolfgang Schüssel entglitt ein „Sager“.





ür Egon Erwin Kisch, den rasenden Repor-
ter, gab es nichts Sensationelleres in der
Welt als die Zeit, in der man lebt. Nichts

erschien ihm verblüffender als die einfache
Wahrheit, nichts exotischer als unsere Um-
welt, nichts fantasievoller als die Sachlichkeit.

Damit hat Kisch schon vor hundert Jahren
sehr genau umrissen, worum es geht. Die Repor-
tage gilt auch deshalb als eines der vornehmsten
Stilmittel im Journalismus, weil sie höchsten

Ansprüchen genügen muss. Kein Geringerer als „Der Spie-
gel“-Gründer Rudolf Augstein hat sie alle in dem kurzen
Satz gebündelt: „Schreiben, was ist.“ Mitunter ein äußerst
schwieriges Unterfangen, was ausgerechnet beim deutschen
Vorzeigemagazin die Affäre um einen Reporter unter Beweis
stellte, der für seine Arbeiten mit Anerkennung und Preisen
überhäuft wurde. Bis sich herausstellte, dass der Mann viel-
fach nur ein Best-of der klischeebehafteten Bilder in seiner
Leserschaft kompiliert hatte, eine Art Greatest Hits aus allen
Vorurteilen, die man als liberaler, den Werten des Huma-
nismus verpflichteter Europäer nur zu gern pflegt.

Wir glauben zu wissen, wer die Guten sind und wo sich
das Böse verbirgt. Dass Afghanistans Frauen aus ihrem
Burkha-Gefängnis nur durch den Sieg der westlichen Allianz
über die Taliban befreit werden können, glauben wir des-
halb auch. Obwohl die Burkha ein zwar befremdliches,

aber fast überall in Afghanistan ein sehr traditionelles
Kleidungsstück ist. Doch will man das so genau wissen?
Wir lassen uns nur zu gern den „arabischen Frühling“ auf
Kairos Plätzen als Facebook-Revolution schöner junger Men-
schen verkaufen und sind erstaunt, wenn die ersten freien
Wahlen alte bärtige Fundamentalisten an die Macht und am
Ende diese in die Folterkeller bringen und erst recht wieder
mörderische Militärs aus den Reihen des Ancien Régime
regieren.

Dass die Welt ein sehr komplexes Gebilde ist, dessen un-
terschiedliche Färbungen und Verknüpfungen sich beharr-
lich jeder Simplifizierung verweigern, stellt eine unange-
nehme Erkenntnis dar. Sie ruft nach Berichterstattung, die
nicht davor zurückscheut, sich auf die Realität einzulassen.

Die Reportage ist eine ambitionierte Stilform, und eine
überaus zerbrechliche. Sie kümmert sich, wenn sie ehrlich
gemeint ist, nicht um Futter für unsere Vorurteile. Sie ist
das stolze Gegenteil von Fake News, sie war das immer
schon, lang bevor dieser Begriff in die Welt der sozialen
Medien flutete. Keine andere Disziplin im Journalismus hält
so viele Verlockungen bereit, keine andere ist mitunter mit
einem derart hohen Risiko verbunden. Am Ende aber kann,
bestenfalls, daraus Information gewonnen werden, die es
dem Leser ermöglicht, sein Bild von einem Sachverhalt zu
ergänzen – wenn schon nicht neu zu malen. Das war jeden-
falls das Ziel, dem sich die SN-Redaktion bei Dutzenden von
Reisen in Krisengebiete – Rumänien 1989, Kuwait, Balkan,
Palästina in den Intifada-Wirren, Ruanda, Irak nach der
Besetzung durch die US-Truppen, Südlibanon während des
Einmarsches der Israelis, Südossetien nach dem russischen
Überfall auf Georgien 2008 – verpflichtet fühlte.

Bis an so ferne Ecken der Welt wie Osttimor und Banda
Aceh führten die Reportagereisen, doch exemplarisch könn-
te eine durch Afghanistan stehen, im Herbst 1996, ein paar
Tage nach dem Einmarsch der Taliban in der Hauptstadt
Kabul und fünf Jahre vor dem Angriff ihres Alliierten Osama
Bin Laden auf die USA. Mit dem Siegeszug der Taliban war
ein neuer Spieler auf die Bühne getreten, spätestens seit
damals mischt der schlitzohrige Nachbar Pakistan, ihr
Schutzherr und zugleich Verbündeter der Amerikaner, in
der regionalen Politik mit – seit 9/11 mit Weltpolitik gleich-
zusetzen. Die Reise führte über den legendären Khaiberpass
nach Kabul, vorbei an Kamelkarawanen und Kindern in
Lumpen, die die tiefen Schlaglöcher in der Piste mit Erd-
reich auffüllten und dafür zum Dank von den Buspassagie-
ren aus dem vorbeibrausenden Fahrzeug mit Münzen be-
worfen wurden. An Checkpoints durchsuchten Taliban-
kämpfer die Autos nach Waffen, den jungen Männern,
zumeist aus der Volksgruppe der Paschtunen, schlug in der
Hauptstadt Ablehnung entgegen, in den Dörfern galten sie
den meisten als Befreier, die den verheerenden Bürgerkrieg
zwischen einzelnen Milizen nach dem Abzug der Sowjet-
truppen beendet hatten. Mit Blick auf die Hölle, die nach

9/11 über das Land hereinbrach, herrschte im Spätherbst
1996 fast so etwas wie Frieden. Wir konnten uns vergleichs-
weise frei bewegen, zu unserem Erstaunen sogar in einem
Lager der Taliban. Im Pandschirtal der Tadschiken um den
legendären Ahmed Schah Massud blieben wir ebenso un-
behelligt wie auf dem Salangpass von den Männern des
Usbeken-Generals Dostum. Kleines Gepäck, ein paar freund-
liche Begrüßungsformeln, dazu ein landesüblicher Bart und
die Magie eines österreichischen Presseausweises reichten
aus, allen Argwohn zu überwinden.

Die meisten internationalen Berichterstatter hatten Kabul
schon vor dem Einmarsch der Taliban verlassen. Am Stadt-
rand wurde noch gekämpft, hin und wieder fanden Bomben
dort ein Ziel. Milizionäre, Wächter über Sitte und Anstand,

schlurften in ihren löchrigen Sandalen durch die Stadt.
Musik war auf den Märkten nicht mehr geduldet, was die
Beliebtheit der Taliban nicht wirklich steigerte. Mit Abstand
von fast einem Vierteljahrhundert wird klar, dass sich da-
mals ein Zeitfenster aufgetan hat, in der neuen Realität der
Gegenwart spiegelten sich kurz Vergangenheit und Zukunft
am Hindukusch. Gemeinsam mit den neuen Machthabern
und ihren heimlichen Förderern war ein Bauunternehmer
aus Saudi-Arabien gekommen: Osama Bin Ladens Anwesen-
heit besiegelte später den Sturz der Taliban, heute beginnt
ein neues Spiel. Die Rückkehr der Taliban wird überall mit
Skepsis kommentiert, und doch folgt sie einer Logik, die
kaum jemanden überraschen kann, der das Land kennt.

An Afghanistan haben sich schon die britischen Kolo-
nialherren und die Sowjets überhoben, inzwischen dürfen
sich auch die USA und ihre Alliierten auf die Liste der ge-
scheiterten Invasoren setzen lassen. In diesem Land, das
keine Nation, sondern eine Ansammlung unterschiedlicher
Ethnien und Clans ist, gilt Krieg als Mittel der Politik, als
eine Frage der Ehre, so bizarr uns als Homo modernicus das
erscheinen mag.

Es zu verstehen ist schwierig – wie dem alten Kisch wei-
land bleibt bis heute dem Berichterstatter einzig die Suche
nach der verblüffenden einfachen Wahrheit. Und der auf-
rechte Versuch, sie zu beschreiben.
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Eine Frage der Ehre
Erinnerung an Reportagereisen zwischen 1989 und 2008.

Warum die Berichterstattung aus Krisengebieten für ein kompletteres Bild unerlässlich ist.
JOSEF SCHORN

Britischer Kolonialoffizier

Einen Afghanen kann

man nicht kaufen, man

kann ihn nur mieten.

Der Tag, den keiner vergaß
Pferde wechseln im reißenden Fluss.
Wie ein Chef vom Dienst 9/11 erlebte.

V erwirrung, Verstörung, Er-
schütterung, Wut, Hass,
Angst, Panik. Für Emotionen

ist nur kurz Platz. Der Kopf muss
kühl bleiben, das Herz schweigen.
Nichts und niemand bereitet dich in
einer Zeitungsredaktion auf ein Er-
eignis wie die Terroranschläge vom
11. September 2001 vor.

Der erste Einschlag in einen der
Twin Towers. Vielleicht noch ein
Unfall? Der zweite, schon live auf
CNN verfolgt, bringt Gewissheit.
Es war ein Terroranschlag. Und du
musst im jetzt reißend gewordenen
Informationsfluss die Pferde wech-
seln. Die vertrauten, verlässlichen,
routinierten gegen schnelle, wilde,

unberechenbare. In aller Eile wer-
den Teams gebildet, Seiten ver-
schoben, Geschichten aus dem
Blatt gekippt, wird Platz für das
eine Ereignis geschaffen. Sechs
Seiten in der ersten Ausgabe, später
acht, dann zehn. Die Berichterstat-
tung wächst mit jedem Andruck.
Dann, weit nach Mitternacht, wenn
die Druckmaschinen zum letzten
Mal hochgefahren sind, das fast
Unmögliche möglich gemacht wur-
de, dann darf das Hirn abschalten.
Und das Herz wieder all das fühlen,
was bis dahin unterdrückt worden
ist. Zeit für einen Schnaps.
Norbert Lublasser, damals verantwort-
licher Chef vom Dienst.

BILDER: SN/ARCHIV

SN-Reporter in Krisenregionen: mit einem kurdischen
Kämpfer im Irak, mit Wählerinnen in Algerien, mit einem
Taliban-Trupp in Afghanistan (von oben nach unten).
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Als Salzburg ein Fischerdorf baute
38.000 Menschen starben am 26. Dezember 2004 in Sri Lanka.

Eine verheerende Flutwelle, ein Tsunami, hatte unsägliches Leid mit sich gebracht. Salzburg startete Tage
später sein bisher größtes Hilfsprojekt. 2000 Spender, Land, Rotes Kreuz und die SN halfen.

HEINZ BAYER

ie stockt einen Moment.
Krümmt sich ein wenig zu-
sammen. Scheint sich in der
Couch vergraben zu wollen.

Die Frage, wie das war am
26. Dezember 2004, hat sie
zwar erwartet. Die Erinne-
rung fährt Ramani aber

noch immer wie ein Messer
durch die Seele. Von einem Mo-

ment zum nächsten steigen ihr bittere
Tränen in die Augen. Von einem Moment
zum anderen ist dieses zuversichtliche Lä-
cheln, das die kleine Frau so sympathisch
macht, erloschen. Sie sitzt in ihrem liebevoll
eingerichteten Haus. Im Haus Nummer 1 des
Salzburger Fischerdorfs auf Sri Lanka, nahe
der Ortschaft Unawatuna. Haus Nummer 1
liegt gleich links, wenn man über die kleine
Brücke ins Dorf kommt. Es entstand zwei
Kilometer vom Meer entfernt in einer ehe-
maligen Palmenplantage. Einen Tsunami,
eine Todeswelle, muss hier niemand mehr
fürchten.

Ramani erzählt mit leiser Stimme über die
Dinge, die sich eingebrannt haben in ihre
Seele. Die Worte kommen nur langsam über
ihre Lippen. Sie spricht über das Erlebte wie
unter Zwang. Immer wieder. Reden darüber,
was ihr Leben so brutal verändert habe, mil-
dere die Traurigkeit, sagt sie. Die Näherin

war am Tag, als der Tsunami kam, an ihrer
Arbeitsstelle. In einer Fabrik in Koggala. Die
Ortschaft liegt in der Nähe von Matara, ganz
im Süden Sri Lankas. In Matara hatte die Wel-
le eine Höhe von 5,75 Metern, wie Wissen-
schafter später berechnen. Charmika (2) und
Kavish sterben in der aufgewirbelten Brühe,
die ohne Vorwarnung landeinwärts schießt.
Kavish war erst acht Monate alt. Nicht nur die
beiden Söhne kommen ums Leben.

Auch Ramanis Mutter ertrinkt in den Flu-
ten. Das Haus, in dem die Familie damals
wohnte, stand an der Hauptstraße. Nahe
am Strand. Während in Ramani die Angst
um ihre beiden Söhne, um ihren Mann, die
Mutter und die Schwester langsam wächst
und zur Panik wird, kämpft ihre Schwester
verzweifelt und mit letzter Kraft um ihr
Leben: Siyani Balage rettet sich mit ihrem
Sohn und mit der erst 17 Tage alten Devata
vor den Fluten auf einen Baum. Aber Siyani
kann ihr kleines Mädchen nicht festhalten.
Die Gewalt des Wassers entreißt ihr die Toch-
ter aus der Hand und schwemmt sie fort.

Im Fischerdorf sind die beiden Schwestern
fast Nachbarn. Ramani bewohnt Haus Num-
mer 1, Siyani Haus Nummer 5. Der Mann ar-
beitet jetzt im Zementwerk, sie haben zwei
weitere Kinder bekommen. Im Dezember
2009 stand in den SN zu lesen: „Das Lächeln
ist ins Haus Nummer 1 zurückgekehrt.“

Den Tsunami am 26. Dezember 2004 hatte
ein Erdbeben im Indischen Ozean ausgelöst.
Mit einer Magnitude von 9,1 und dem Epi-
zentrum 85 Kilometer vor der Nordwestküste
der indonesischen Insel Sumatra. Es war das
drittstärkste jemals aufgezeichnete Beben
und löste eine Reihe von verheerenden Tsu-
namis an den Küsten des Indischen Ozeans
aus. An vielen Küstenabschnitten verbrach-
ten Touristen ihren Weihnachtsurlaub, an
den Stränden waren unzählige zum Sonnen
und Baden. Insgesamt starben durch das
Beben und seine Folgen etwa 230.000 Men-
schen. In Sri Lanka waren es 38.000.

Bereits am Tag nach der Katastrophe
flogen der damalige Salzburger Landesret-
tungskommandant Gerhard Huber und sein
Stellvertreter Anton Holzer im Auftrag des
Roten Kreuzes nach Sri Lanka. Der Auftrag:
Evaluierung der Situation. Vor allem auch

rasch erkunden, ob es Opfer oder verletzte
Österreicher in den Spitälern gibt.

Dabei trifft das Duo auf Ursula Saleh. Eine
damals in Sri Lanka lebende, sozial engagier-
te Frau mit Salzburger Wurzeln. Nach ersten
Hilfsmaßnahmen wurde rasch die Idee, ein
Fischerdorf zu bauen, konkret. Und 16 Mona-
te nach der Tsunami-Katastrophe war das
größte Hilfsprojekt Salzburgs fertiggestellt.
Im Süden Sri Lankas – in Unawatuna – ent-
stand ein komplett neues Dorf mit 78 Häu-
sern, einem Gemeindezentrum, einer Rot-
kreuzstation und einem autarken System zur
Wasser- und Stromversorgung. 22 Fischer-
boote wurden angeschafft. Im 30 Kilometer
entfernten Dorf Weligama entstand ein
Tageskindergarten aus Salzburger Mitteln.

Mehr als 2000 Spender machten das
humanitäre Vorzeigeprojekt möglich. Sie
gaben 1,2 Millionen Euro. Gerhard Huber
und Anton Holzer koordinierten perfekt.
Möglich wurde die Umsetzung des Hilfspro-
jekts „Salzburg baut ein Fischerdorf“ durch
das Miteinander von Rotem Kreuz, Land
Salzburg und den „Salzburger Nachrichten“.
Parallel zu den Bauarbeiten wurde die Ver-
wendung der Hilfsgelder penibel kontrol-
liert. Entscheidend für das Gelingen war
die Arbeit von Ursula Saleh und deren Eltern
Aurelia und Jürg Isler vor Ort. In deren Hän-
den lag die Bauleitung.

GerhardHuber, Projektleiter

Salzburg half in einem

sehr fernen Land. Es war

nicht selbstverständlich.

Bild oben links: Alle
packten an.Mitte:
Freude nach der Fer-
tigstellung. Unten:
Die Salzburger spen-
deten auch 15 Boote.
Rechts oben: Sie leis-
tetenGroßartiges:
Ursula Saleh und
deren Eltern Aurelia
und Jürg Isler.
Mitte: Projektleiter
Gerhard Huber und
Anton Holzer. Unten:
Soziales Leben im
Gemeindezentrum.
BILDER: SN/HEINZ BAYER





Klimaschutz ist uns ein Anliegen
Dezember 2009. Eine UNO-Konferenz war der Auftakt.

Andere fanden das Thema kaum der Mühe wert. Die „Salzburger Nachrichten“ sahen lieber genau hin.
MARTIN STRICKER

urbulente Jahre: Im Herbst
2008 krachte die mächtige
US-Investmentbank Leh-

mann Brothers. Panik und Schock
brachten das weltweite Finanzwesen
ins Wanken. Kaum war das Banken-
system einigermaßen gerettet, stand

die Eurokrise vor der Tür. Nur
mit aller Feuerkraft konnte die
EU Währungsspekulanten ab-

wehren und Investoren von der Tragfähigkeit
ihres Projekts überzeugen. Immerhin: Langsam
nahm die Wirtschaft wieder Fahrt auf, in ge-
wohnten Bahnen. Der Ölpreis war das un-
umstrittene Maß aller Dinge. Immer größere
Autos, Schiffe und Flugzeuge verließen die Fa-
brikhallen. Auch der internationale Tourismus
nahm so richtig Fahrt auf. Wachstum war den
Regierungen und Chefetagen wichtiger als alle
Götter zusammen. Es galt aufzuholen, was in
den Krisen verloren worden war.

Doch der Boom hatte eine Kehrseite. Mit der
Wirtschaft wuchsen auch die Emissionen wie-
der. Der Rückgang im Jahr der Finanzkrise war
nur von kurzer Dauer. Ein Ausrutscher, sozusa-
gen. Klimaschutz? Ein mediales Nischenthema.

Im Dezember 2009 eroberte das Nischen-
thema die Weltbühne. Vom 7. bis 18. Dezember
fand in Kopenhagen, der Hauptstadt Däne-
marks, die 15. UNO-Klimakonferenz statt.
22.000 Teilnehmer kamen, davon 11.200 staat-
liche Delegierte. Die SN berichteten täglich auf
einer ganzen Seite. Keine andere Zeitung Öster-
reichs nahm das Thema derart ernst. Die Er-
wartungen waren groß. In den USA regierte seit
Jahresbeginn Barack Obama, Lichtgestalt und
Hoffnungsträger und gleichzeitig eine bittere
Enttäuschung. Statt der erhofften verbindli-
chen Einigung auf weltweite Klimaschutzregeln
ab 2012 geschah – nichts. China war desinter-
essiert und Obama ließ sich von den Republi-
kanern im Kongress blockieren.

Die von der Ölindustrie gesponserte orga-
nisierte Klimaleugnerszene streute, was man
heute Fake News nennen würde: Mit einer sehr
effizienten PR-Kampagne wurden Klimawissen-
schaft und ihre Erkenntnisse in Zweifel gezo-
gen. Nachwirkungen gibt es immer noch.

Bei den SN fiel eine Entscheidung: Der Teil
der Redaktion, der davon überzeugt war, dass
die Erderwärmung das drängendste Thema der
kommenden Jahrzehnte werden würde, setzte
sich mit seiner Forderung nach Schwerpunkt-
berichterstattung durch. Seit 18. Dezember,
dem Ende der Kopenhagener Konferenz, er-
scheint wöchentlich eine Seite zum Klima-
wandel, erst jeweils am Montag, dann in der

Wochenendbeilage, wo die Klimaseite, wie sie
intern genannt wird, rasch zu einer der meist-
gelesenen Seiten wurde.

Immer wieder lud und lädt die Klimaseite
die Leserinnen und Leser auch in andere Län-
der ein. Ob Windräder in Mexiko, Fracking-
Branche in den USA, Kampf gegen Pipelines in
Kanada oder unentwegte Klimaschützer auf
den pazifischen Inseln, keine Region ist zu
weit weg oder gar zu unwichtig. In großen
Interviews kommen Wissenschafter zu Wort.
Daten und Fakten werden geboten, Kommen-
tare, Hintergründe und Erklärungen sowieso.

Erfreuliches gab es nur wenig zu berichten,
vor allem nicht aus Österreich, umso wichtiger
erschien es, die Ursachen zu beleuchten.

Im Dezember 2015 gelang bei der UNO-Kli-
makonferenz in Paris der Durchbruch. Alle
Staaten der Welt verpflichteten sich, die durch-
schnittliche Erderwärmung auf zwei Grad Cel-
sius gegenüber der vorindustriellen Zeit zu
begrenzen. Um mehr als ein Grad Celsius ist
die Temperatur schon gestiegen. Zwei Grad
hält die Wissenschaft für gerade noch akzep-
tabel. Das Risiko katastrophaler Umwälzungen,
die ganze Landstriche unbewohnbar machen,
wäre dann wahrscheinlich gering. Wer aber
meint, die globalen Emissionen würden seit
2015 sinken, irrt. Die EU, größter Wirtschafts-
raum der Welt und drittgrößter Emittent hinter
China und den USA, geht zwar mit gutem Bei-
spiel voran, auch wenn einige wenige Länder
wie Österreich nachhinken, doch ist die Wende
noch nicht geschafft.

Trotzdem: Seit 2009 sind Dinge geschehen,
die wohl niemand zu prophezeien gewagt hät-
te. In Deutschland sind die einst unangreif-
baren Energieriesen E.ON, RWE und Vattenfall
unter die Räder gekommen, unter die Wind-
räder. Der Verbrennungsmotor wurde zum
Auslaufmodell, ein Verkaufsverbot in Europa
in der nächsten Dekade ist in Sicht. Investitio-
nen in die Erdölindustrie, einst unbestritten
profitabel, werden immer riskanter und ver-
lagern sich zu erneuerbaren Energien. Selbst
Plastik, von der Branche als Rettungsanker
angesichts sinkender Ölnachfrage gefeiert,
kommt unter Druck, vor allem aber: Die Jungen
spielen nicht mehr mit. Es ist ihre Welt und
ihre Zukunft.

Und seltsam: Die Proteste von Fridays for
Future machen der Politik, den Unternehmen
und auch den Medien mehr Feuer als die wis-
senschaftlichen Erkenntnisse der Klimafor-
schung. Aber mit denen haben es die Unter-
nehmensvorstände, die Politiker und die Jour-
nalisten auch nicht jeden Tag zu Hause zu tun.
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Innenpolitik
Die Verweigerung

1945. Wie Salzburg gerettet wurde.
Zeitzeugen schildern die ersten Stunden der Befreiung in den SN.

ANDREAS KOLLER

er Krieg war längst verloren, der so-
genannte Führer hatte sich durch
Selbstmord seiner Verantwortung
entzogen, in Wien amtierte bereits die
von Karl Renner gebildete provisori-
sche österreichische Bundesregierung.

Doch noch in seinen Todeszuckungen
bestand der NS-Staat darauf, dass die

Stadt Salzburg bis zur letzten Patrone
verteidigt – und somit zerstört – werden müs-

se. Wehrmachtsoffizier Hans Lepperdinger, der Kampfkom-
mandant der Stadt Salzburg, verweigerte heldenhaft die
Befolgung des verbrecherischen Befehls. Salzburg konnte
gerettet werden. Das geschah am 4. Mai 1945. Die „Salzbur-
ger Nachrichten“ gab es damals noch nicht. Zehn Jahre spä-
ter, am 4. Mai 1955, zogen die SN Bilanz. Und luden eine
Reihe von Persönlichkeiten ein, ihre Eindrücke aus den
Tagen der Befreiung zu schildern. Wobei deutlich wurde,
dass die Befreiung von der Naziherrschaft nicht ausschließ-
lich Begeisterung ausgelöst hatte. In den Schilderungen der

Zeitzeugen ist die Rede von Plünderungen, Übergriffen und
Versuchen, missliebige Mitbürger bei den Besatzungsbehör-
den zu denunzieren. Einer der Zeitzeugen, die die SN zu
Wort kommen ließen, war Josef Klaus, im Krieg Soldat,
später Landeshauptmann und Bundeskanzler. Er erlebte die
Befreiung „in einem amerikanischen Kriegsgefangenenlager“
bei Ludwigshafen. Dort erreichte ihn die Nachricht von der
Wiedererrichtung der Republik Österreich.

„Noch vor dem Jahresende konnten wir unsere Lieben und
unsere Heimat wiedersehen“, schreibt er. In einem nicht
namentlich gezeichneten Beitrag schildern die SN die dra-
matischen Stunden. „Mitten in die Vorbereitungen zur
kampflosen Übergabe platzte um 22.40 Uhr der telefonische
Befehl eines General von Bork aus St. Gilgen, daß Salzburg
bis zuletzt verteidigt werden müsse“, schreiben die SN.
Lepperdinger und seine Mitverschwörer leisteten Wider-
stand. „Um 6 Uhr übertrug der Sender den historisch gewor-
denen Aufruf von Oberst Lepperdinger, worin er Salzburg
zur offenen Stadt erklärte und den Amerikanern die Über-
gabe anbot.“ So ging es zu Ende – so fing es an.

1945: Verzweifelte Suche
nach Vermissten

Es fehlte praktisch an allem in den Monaten nach Ende des
Zweiten Weltkriegs. Trotzdem konnte wenige Wochen nach
Kriegsende am 7. Juni 1945 die erste Nummer der „Salzburger

Nachrichten“ erscheinen. Wie groß damals das Bedürfnis nach
Informationsaustausch war, zeigte sich gleich in den ersten Tagen.
Am 11. Juni wurden bereits die ersten Parten, Verkaufs- und Stellen-
anzeigen geschaltet. Vor allem aber wurden vermisste Angehörige
gesucht (siehe Faksimile links oben). Groß war der Bedarf an Arbeits-
kräften, wie sich beim Blick in die Stellenanzeigen zeigt: Gefragt
waren praktisch alle Berufe – Maurer, Sattler, Täschner, Schuh-
macher, Spenglergehilfen, Möbeltischler, Stukkateure, Schreib- und
Rechenmaschinen-Mechaniker, Damenfriseurinnen, Dolmetsche-
rinnen, und „anständige Mädchen“ für die Arbeit in „besseren“
Haushalten. Über die Rubrik „Gefunden – Verloren“ versuchten Salz-
burger, ihre verlorenen Armbanduhren, Handtaschen und Kinder-
röcke zurückzubekommen. Der eine wollte via Inserat die Lederhose
gegen Damenlederstiefel tauschen, der andere seinen Anzug gegen
ein „gutbereiftes“ Fahrrad. Der ausgebombte Bäckermeister versuch-
te über die SN eine „moderne Bäckerei“ zu pachten, ein „Amerika-
ner“ teilte mit, er suche Bassgeige, Trompete, Zugposaune und Kla-
rinette. Die Kleinanzeigen füllten schon bald ganze Seiten und waren
von großer Bedeutung für das wirtschaftliche Überleben der Zei-
tung. Heute sind die Inserate aus den ersten Jahren der „Salzburger
Nachrichten“ eine wichtige historische Quelle, spiegeln sie doch
drastisch die Alltagssorgen der Menschen wider. höd
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Der Staatsvertrag
in der Kritik

Die SN beobachten mit Argwohn die Verhandlungen.
Die Zeitung Westösterreichs sieht 1955 manches anders.

CHRISTIAN RESCH

ie Gunst des Augenblicks“
heißt das Buch, das

Manfried Rauchen-
steiner und Robert
Kriechbaumer über
den Österreichischen

Staatsvertrag herausge-
geben haben – ein Stan-

dardwerk. Der Titel lässt
schon erahnen: Es war keine

historische Zwangsläufigkeit, dass Österreich
schon zehn Jahre nach Kriegsende souverän
werden sollte. Und schon gar nicht, dass das
zu akzeptablen Bedingungen passieren würde.

Für Kriechbaumer waren die SN mit füh-
rend in der Berichterstattung um das damalige
politische Ringen, und vor allem darin, publi-
zistischen Druck aufzubauen: Druck, damit
immer wieder nachverhandelt wurde, nicht
klein beigegeben wurde, dass am Ende ein Ver-
trag stand, der Österreichs Zukunft sicherte
und nicht einschränkte. Immer wieder veröf-
fentlichten die SN Ausschnitte aus geplanten
Vertragspassagen und rechneten vor, was diese
für die Menschen bedeuten würden. „Das wäre

der Staatsvertrag! Die schwersten Reparatio-
nen in der Geschichte für ein ,befreites Land‘“
hieß da etwa eine große Überschrift. Um Re-
parationszahlungen und Abtretungen, Schürf-
rechte und Abgaben an die Siegermächte ging
es da. Gnadenlos gingen Rechercheure und
Leitartikler mit dem juristischen Flickwerk der
ersten Jahre ins Gericht. Das hing für Kriech-
baumer auch damit zusammen, dass die SN
als westösterreichisches Medium in einem
US-besetzten Bundesland eine andere Aus-
gangssituation hatten als die Wiener Medien,
wo man unter der sowjetischen Knute stöhnte.
Und deshalb bereit war, mehr Kompromisse
einzugehen, um die Besatzer endlich aus dem
Land zu bekommen. Während des gesamten
März und April 1955 bis hin in den frühen Mai
erschienen immer wieder große Artikel und
vor allem Kommentare. Dann, als die Entwürfe
konkreter und für Österreich vorteilhafter
wurden, trugen die SN ihre Berichterstattung
auch in konzilianterem Tonfall vor. Am Ende,
als Österreich triumphal seine Unabhängigkeit
verkünden konnte, zeigte sich auch die SN-Re-
daktion mit dem Ergebnis zufrieden.

1955 wurde der Staatsvertrag unterzeichnet. BILD: SN/APA-VOTAVA
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Enthüllungen und Gegendarstellungen in den 50er-Jahren
Affären ab 1956. Damals musste fast jede gewünschte Gegendarstellung gedruckt werden – auch wenn sie unwahr war.

Österreich um 1955. Die Besatzer ziehen ab, es stehen
vermutlich vorgezogene Neuwahlen an. Die Stimmung
ist nervös, Politiker und Beamte agieren erstmals ohne

jede Aufsicht durch ausländische Mächte. Und: Österreich hat
nach wie vor ein illiberales Mediengesetz, mit Verpflichtun-
gen für Zeitungen, die uns heute den Kopf schütteln lassen.

Das betraf etwa die berüchtigten „Entgegnungen“, Wider-
rufe oder Gegendarstellungen. Wenn jemand eine solche be-
gehrte, mussten die Medien sie abdrucken – auch wenn sie
über ausreichend Beweise dafür verfügten, dass das ursprüng-
lich Geschriebene den Tatsachen entsprach. Da kam es etwa
am 9. Jänner 1956 zu Schülerdemonstrationen, bei denen die
Minderjährigen von der Polizei arg bedroht und als Kommu-
nisten beschimpft worden waren. Die SN hatten Zeugen und
berichteten entsprechend. Der Polizeidirektor empfand das
offenbar als grobe Aufmüpfigkeit und konnte tatsächlich
durchsetzen, dass die Medien die „offizielle“ Version der Exe-
kutive zu drucken hatten. Das Ergebnis sah dann oft kurios
aus, so auch in diesem Fall: An die erzwungene, wahrheits-
widrige Entgegnung setzte die Redaktion nun den Hinweis,
dass der Widerruf nur wegen gesetzlicher Verpflichtung er-
folgt sei und nicht wegen dessen Wahrheitsgehalt. In anderen

Fällen weist die Redaktion nach dem Widerruf sinngemäß
darauf hin, dass der Widerruf aus journalistischer Sicht
wahrheitswidrig sei. Bei veröffentlichten Gerichtsurteilen ge-
gen Redakteure (damals wurde man recht schnell wegen Eh-
renbeleidigung verklagt) mussten die inkriminierten Artikel
nochmals in voller Länge veröffentlicht werden, was diesen
natürlich doppelte Aufmerksamkeit bescherte.

Generell lagen die SN häufig mit der Exekutive im politi-
schen Clinch, meist wegen Korruptions- oder Gewaltvor-
würfen. Der damalige Vizekanzler Adolf Schärf erwirkte im
November 1955 sogar, dass eine Zeitungsnummer mit einem
kritischen Leitartikel eingezogen wurde – der Vorwurf laute-
te „Übertretung gegen die Sicherheit der Ehre“. Einmal wie-
der geht es um Postenschacher in der Donaudampfschiff-
fahrtsgesellschaft, dann um den angeblichen Diebstahl von
Kandidatenlisten bei Gewerkschaftswahlen.

Immer wieder verurteilen Gerichte Journalisten der SN
(und anderer Zeitungen) zu namhaften Geldstrafen, weil sie
die „Ehre“ der Betroffenen verletzt hätten, unter Umständen,
die heute kein Richter mehr akzeptieren würde. Was die Re-
daktion von ihrer angriffigen Linie jedoch nicht abbringen
konnte. resch

Die SN und das „Dritte Lager“
Februar 1947. Interesse, aber mit Distanz.

Die SN befassten sich frühzeitig mit der Idee einer Partei jenseits von ÖVP und SPÖ.
ANDREAS KOLLER

ustav A. Canaval, Grün-
dungschefredakteur
der „Salzburger Nach-

richten“, überlebte die
Naziherrschaft als
politischer Häftling
in nationalsozialisti-

schen Konzentrations-
lagern. Gerade aus die-

ser Erfahrung heraus
reichte er nach 1945 seinen einstigen Geg-
nern die Hand. In einem Leitartikel vom
6. Februar 1947 betonte er, dass der Kampf
gegen den Nazigeist eine „Erziehungs- und
keine Justizsache“ sei – und dass es vor allem
um die innere Einstellung der Betroffenen
gehe: „Der Gedanke: ,Unrecht wird Recht,
wenn es der Gesamtheit nützt‘, ist Nazi-
geist“, schrieb er. Mehrfach setzten sich die
SN kritisch mit der strafrechtlichen Verfol-
gung ehemaliger „kleiner“ Nationalsozialis-
ten auseinander, und die Vorstellung, dass
es neben ÖVP und SPÖ auch noch Platz für
eine Partei des „Dritten Lagers“ geben müsse,
fand Niederschlag in den SN. „In den ,Salz-
burger Nachrichten‘ war bereits Ende 1945
die Idee einer neuen Partei ventiliert worden,
die vorerst aber noch wenig Gehör fand“,
schreibt die Historikerin Margit Reiter in
ihrem Buch „Die Ehemaligen“.

1949 war es dann so weit. Am 5. Februar
berichteten die SN über die Gründungssit-
zung des „Verbandes der Unabhängigen“.
Im Proponentenkomitee saß auch Viktor
Reimann, bis dahin SN-Vizechefredakteur.
Mit Übernahme dieser Parteifunktion
schied Reimann umgehend aus der Re-
daktion – und die SN verfolgten die
politischen Bestrebungen des VdU, aus
dem 1956 die FPÖ hervorgehen sollte, mit
äußerst kritischem Blick.

In einem Kommentar bezichtigten die SN
die neue Partei unverblümt des Programm-
Plagiats, in Glossen wurden wahre Fehden
mit dem VdU ausgetragen. Chefredakteur
Canaval stieß sich, vermeldet die SN-Chro-
nik, an der „doch ziemlich neonazistischen
Einstellung großer Teile dieser Partei“.

Diese kritische Grundhaltung prägte die
„Salzburger Nachrichten“ über die Jahrzehn-
te. Legendär sind die scharfen Glossen, die
die damalige SN-Innenpolitikerin Katharina
Krawagna-Pfeifer auf dem Höhepunkt des
freiheitlichen Erfolgs gegen FPÖ-Obmann
Jörg Haider schrieb.

Viktor Reimann.
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AusdemLeitartikel vom20.April 1966

Es ist prinzipiell gewiß zu

begrüßen, daß eine Frau

in die Regierung eintritt.

Grete Rehor, einzige
Frau im Kabinett.

BILD: SN/IMAGNO-PICTUREDESK
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Die erste
Ministerin

Grete Rehor übernimmt 1966 das Sozialressort.
Was damals berichtet wurde – und was sich seither

verändert hat, auch bei den SN.
INGE BALDINGER

rfahren hatten es die SN am Vorabend. Im letzten Moment wur-
de die Ministerliste der ÖVP-Alleinregierung Josef Klaus in den
innenpolitischen Aufmacher gezwängt. Die Sensation versteckte

sich unter dem Zwischentitel, „Frau in der Regierung“. Abseits
dieses dürren Hinweises wurde Grete Rehor, mit der Österreich am
19. April 1966 die erste Ministerin in der Geschichte bekam, kei-

nerlei Sonderstellung in der Berichterstattung zuteil. Der Name
der „Frau Minister für soziale Verwaltung“ tauchte irgendwo in
der Mitte aller Namen des Kabinetts Klaus II auf, hinter jenem
des Justizministers und vor jenem des Verkehrsministers.

Keine Sonderstellung auch am Tag der Angelobung selbst. Immerhin aber
entschied sich die Redaktion galant dafür, die Miniporträts der Regierungs-
mitglieder mit Grete Rehor zu beginnen.

Im Leitartikel wurde Rehor eher am Rande erwähnt. Der Kommentator at-
testierte ihr „gewisse Voraussetzungen“ für das Ministeramt – möglicher-
weise war ihm entgangen, dass die damals 55-jährige Christgewerkschafterin

sechzehneinhalb Jahre parlamentarische Arbeit mit Schwerpunkt Soziales so-
wie jede Menge sozialpartnerschaftliche Erfahrung vorweisen konnte. Immer-
hin nannte er es „prinzipiell gewiß zu begrüßen“, dass erstmals eine Frau in
eine österreichische Regierung eintrete.

1966 also. Wirtschaftswunderzeit. Die Zeitung voll mit Stellenangeboten, fein
säuberlich in weiblich und männlich getrennt. Ein Mal pro Woche widmen die
SN den Leserinnen eine Seite: „Mit den Augen der Frau“ heißt sie. Politisch?
Allenfalls in Spurenelementen. Die Themen reichen von den neuesten Mode-
kreationen übers richtige Kofferpacken bis zur Mammutaufgabe, die Mary
Kaltmann als Haushälterin von US-Präsident Lyndon B. Johnson täglich stem-
men muss. Schließlich sind im Weißen Haus 132 Räume sauber zu halten.

Und Journalistinnen? Ganz wenige. In der Linzer SN-Redaktion werkt
Erika Kittel und analysiert eine Woche nach der Angelobung, warum
Rehor „auf den ersten Anhieb kein schlechtes Echo gefunden hat“. Weil

sie den Typ der berufstätigen Frau und den doppelten Einsatz in Familie und
öffentlichem Leben darstelle – und weniger den „einer selbstbewusst-intellek-
tuellen Frau“. Kittel fügt dieser Einschätzung eine damals verpönte persönliche
Anmerkung hinzu („Verzeihen Sie, Frau Minister, ich weiß, daß Sie es deshalb
nicht leichter haben werden!“). Rehor selbst meint schlicht, es sei „wichtig und
richtig“, wenn Frauen „auch in höchste Positionen vordringen“, das entspreche
nicht nur „der Beschäftigungsstruktur, sondern auch der Wählerstruktur“.

Gute Stichworte: 1966 sind 56 Prozent der Wahlberechtigten weiblich, die
Erwerbsquote der Frauen liegt bei 55, jene der Männer bei 90 Prozent. Die
Fertilitätsrate beträgt 2,75 Kinder pro Frau. Die typische Rollenverteilung in
den Familien: Er geht einer bezahlten Beschäftigung nach, sie erzieht die Kin-
derschar, arbeitet im Haushalt und organisiert das tägliche Leben. Im Natio-
nalrat sind zehn der 175 Abgeordneten Frauen, das entspricht einem Anteil von
6,06 Prozent. In den 1960er-Jahren haben in Gesellschaft und Politik die Män-
ner das fast alleinige Sagen. Das spiegelt sich überall.

A uch in den SN. Nur sehr langsam steigt die Zahl der Redakteurinnen,
deren erste Ilse Leitenberger (Schwerpunkt Außenpolitik) war – das
beinahe von Beginn an. Dann eine Kulturredakteurin hier, die ersten

Lokalredakteurinnen da, einzelne gelegentliche Schreiberinnen, schließlich in
den 70er-Jahren mit Katharina Krawagna-Pfeifer die erste angestellte Innen-
politikerin. 1986 wird bei den SN erstmals eine Frau Ressortchefin: Doris Esser
übernimmt die Wochenendbeilage. Bis zur Installierung der nächsten Ressort-
leiterin vergehen neun Jahre: 1995 wird Veronika Canaval Chefin der – damals
wie heute stark mit Frauen besetzten – Wirtschaftsredaktion. 2003 rückt
Hedwig Kainberger an die Spitze eines Ressorts: Sie leitet seither die Kultur-
redaktion. Nimmt man es genau, war allerdings Trude Kaindl-Hönig, Schwester
von Herausgeber Max Dasch, die Nummer eins: Sie erfand 1982 die Kinderseite
„wu-wa-wi“ und leitete sie jahrzehntelang.

Heute liegt der Anteil der Journalistinnen in der Redaktion bei 36,5 Pro-
zent; an den Schalthebeln des Getriebes sitzen mit Karin Zauner und
Anja Kröll zwei Chefinnen vom Dienst; mit Gudrun Doringer hat die (vor

allem) mit Frauen besetzte Außenpolitik erstmals eine Ressortleiterin; und mit
der vormaligen – ersten – Leiterin der Lokalredaktion, Sylvia Wörgetter, liegt
auch die SN-Vertretung in Brüssel in Frauenhand. Ebenso die Layout-Abteilung
mit Chefin Gertraud Wieser und das Korrektorat mit Andrea Thiel. Das Parla-
ment ist um eine Nasenlänge voraus: Im Nationalrat beträgt der Frauenanteil
unterdessen 39,4 Prozent. Die politische Krise des Jahres 2019 bescherte Ös-
terreich sogar seine erste Bundeskanzlerin.

Was Grete Rehor zu dieser Entwicklung gesagt hätte? Sicher etwas Leises,
womöglich etwas Gewitztes. Beides entsprach ihrem Wesen. Ihr Lebensmotto
fasste Rehor, die der Erste Weltkrieg zur Halbwaise und der Zweite zur Wit-
we und Alleinerzieherin gemacht hatte, einmal in zwei Worten zusammen:
„Tu was.“ Rund 100 Sozialgesetze brachte die ÖVP-Politikerin in ihrer Amtszeit
als Ministerin (1966–1970) auf den Weg. Viele davon galten den Frauen und
wirken bis heute fort. „Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“: Das war
Rehors Parole. Sie ist immer noch aktuell.

Interview auf
dem Flughafen

Terrorüberfall auf die OPEC in Wien.
Mit den SN spricht im Dezember 1975 Kanzler

Bruno Kreisky, noch ehe er am Schauplatz eintrifft.
JOSEF SCHORN

he Guevara kam mit der
Straßenbahn. Es schnei-
te, als der Schakal,
Hans-Joachim Klein,
und Nada, Gabriele
Kröcher-Tiedemann, mit
ihren palästinensischen

Begleitern gegen 11 Uhr
die Haltestelle Schotten-

tor erreichten, nicht weit ent-
fernt vom OPEC-Gebäude am Lueger-Ring,
der jetzt Universitätsring heißt. Carlos, ei-
gentlich Ilich Ramírez Sánchez, 26, Venezo-
laner, den sie Schakal nannten, hatte sich
zuvor in Wien noch eine Baskenmütze ge-
kauft, um auszusehen wie sein Vorbild Che.
Jetzt saß sie fest auf seinem Schädel.

Am 21. Dezember 1975 nimmt ein sechs-
köpfiges Kommando – Palästinenser und
deutsche Linksextremisten, angeführt von
Carlos – 62 Geiseln, darunter elf Erdöl-
minister. Am Ende waren drei Menschen
tot, ein österreichischer Polizist, ein iraki-
scher Leibwächter und ein libyscher Dele-
gierter. Bundeskanzler Bruno Kreisky han-
delte die Ausreise des Terrorkommandos
und eines Teils der Geiseln nach Algerien
aus, wo die Minister nach einem nervenauf-
reibenden Hin und Her zwischen Tripolis
und Algier am 23. Dezember 1975 freika-
men. Der Terrorüberfall auf die OPEC-Kon-
ferenz in Wien erregte weltweit Aufmerk-
samkeit. Wie es auch der Handschlag von
Innenminister Otto Rösch mit Carlos tat.

Ehe die Maschine mit den Geiseln starte-
te, ging Carlos die Gangway herunter und
streckte Rösch die Hand hin: „Es tut mir
leid, dass ich Österreich als Schauplatz
wählen musste. Lassen Sie Bundeskanzler
Dr. Bruno Kreisky schön grüßen …“ Rösch

ergriff die Hand, und die Bilder gingen um
die Welt. Der Skandal war perfekt.

Den SN gelang es, den aus dem Skiurlaub
aus Lech anreisenden Kanzler zu einem In-
terview zu bewegen, während Kreisky im
Salzburger Flughafengebäude in Begleitung
von Verkehrsminister Erwin Lanc auf den
Weiterflug nach Wien wartete. Kreisky ar-
gumentierte schlau, dass Österreich eigent-
lich ja nur am Rande zuständig sei: „Es sind
ja eine Menge Staaten involviert. Wir wer-
den zunächst mit den betroffenen Staaten
reden, was sie wollen. Es handelt sich bei
der OPEC ja um eine exterritoriale Organi-
sation und die ganze Aktion hat sich prak-
tisch auf exterritorialem Gebiet abgespielt.“

Damit wollte der Fuchs Kreisky der Kritik
an den mangelnden Sicherheitsvorkehrun-
gen begegnen. Man könne nicht jedes die-
ser Büros mit einer Armee schützen: „Man
müsste ja Festungen bauen, mit spanischen
Reitern, Maschinenpistolen.“ Nur zu den
Hintergründen des Überfalls gab sich Kreis-
ky kryptisch. Auf eine entsprechende Frage
von Hans Kutil sagte er: „Einiges könnte ich
mir schon zusammendenken aus diesem
Papier mit den Forderungen.“ Doch dies sei
„nichts für die Öffentlichkeit“. Bis heute
wird vermutet, dass Libyens Führer Gadafi
hinter dem Coup steckte.

Die Organisation erdölproduzierender
Staaten war 1965 von Genf nach Wien über-
siedelt. Die Sicherheitsmaßnahmen in Wien
waren grotesk mangelhaft: Das Haus, in
dem die Erdölminister tagten, wurde gerade
von einem Verkehrspolizisten bewacht. Der
konnte sich später an die jungen Leute er-
innern, die an ihm vorbei ins Gebäude gin-
gen und freundlich grüßten. Unter ihnen
war ein Mann mit Che-Guevara-Mütze.



Die SN als kritische Speerspitze
in derWaldheim-Affäre

„Er belog ganz Österreich.“
Ein Kommentar von Chefredakteur Karl Heinz Ritschel spaltete die Leserschaft. Am 12. März 1986 und am

22. März 1986 erscheinen zwei Karikaturen, die das Problem auf den Punkt bringen: „Waldheim? Nie gehört“
und „Hartnäckig auch noch“.

ALEXANDER PURGER

ir sind,
Herr Graff,

Herr Schieder,
mit den Nerven

am Ende. Sie
belästigen uns

schon mit dem
kleinsten Piepser!“

Diese Worte, die
der SN-Chefkorre-

spondent Gerhard Steininger am 14. März
1986 schreibt, richten sich an die damaligen
Parteisekretäre von ÖVP und SPÖ. Und sie
sprechen wohl allen Lesern aus der Seele.
Denn Österreich befindet sich in diesem
Frühjahr 1986 in einer Ausnahmesituation.
Die Nerven liegen blank.

Der Bundespräsidentenwahlkampf hat
sich zu einer Schlammschlacht entwickelt,
in die beinahe täglich neue „Enthüllungen“
über die Kriegsvergangenheit des ÖVP-Kan-
didaten Kurt Waldheim platzen. Wahres
mischt sich mit Unwahrem. Waldheim wehrt
sich ungeschickt. Und neben offensichtliche
Wahltaktik tritt das Anliegen, 41 Jahre nach
Kriegsende damit zu beginnen, die Vergan-
genheit zu „bewältigen“.

Die Schmutzkampagne sei leicht durch-
schaubar und werde ihm nützen, sagt Wald-
heim am 8. März 1986 in einem Interview mit
dem jungen SN-Redakteur Manfred Perterer.
Auf Seite 1 der gleichen Ausgabe widmet
Chefredakteur Karl Heinz Ritschel der Wald-

heim-Affäre den großen Leitartikel. Er be-
zeichnet darin die gegen Waldheim erhobe-
nen NS-Vorwürfe als „lächerlich“ und „bös-
artige Diffamierung“. Gleichzeitig attestiert
er dem Kandidaten aber „höchstes Unge-
schick in seinem persönlichen Verhalten“,
da Waldheim in seinem Lebenslauf nur
lückenhafte Angaben über seine Kriegsver-
gangenheit gemacht habe. Am Ende des Leit-
artikels empfiehlt Ritschel dem einstigen
UNO-Generalsekretär, alles über seine Ver-
gangenheit auf den Tisch zu legen: „Es ist an
der Zeit, daß der Präsidentschaftskandidat
eine klar ausformulierte Darstellung auf den
Tisch legt, damit diese erschreckende Phase
des Wahlkampfes beendet wird.“

Zwei Tage später – nach einem großen
Fernsehinterview Waldheims – schreibt Ger-
hard Steininger: „Waldheim hat noch immer
nicht verstanden, worum es jetzt eigentlich
geht.“ Nämlich nicht um die Schmutzkübel-
kampagne, „sondern um sein Schweigen über
seine Vergangenheit“. Die Öffentlichkeit be-
schäftigt die Frage, wer Urheber der Vorwür-
fe gegen Waldheim ist. Die SPÖ dementiert
energisch. Dazu erscheint am 12. März eine
berühmte Zeichnung von SN-Karikaturist
Helmut Hütter. Sie zeigt SPÖ-Bundeskanzler
Fred Sinowatz, der seine Hände in Unschuld
wäscht, aber knietief in Schmutzkübeln steht.
Unterschrift: „Waldheim? – Nie gehört!“

Wer in der Debatte völlig untergeht, ist
Waldheims Gegenkandidat – Kurt Steyrer
von der SPÖ. In ganzseitigen Inseraten lässt
er Prominente für sich werben, zum Beispiel
„Goleador“ Hans Krankl: „Weil er der beste
Kapitän für Österreich ist!“

Drei Seiten weiter steht ein ganzseitiges
Inserat des Waldheim-Komitees. Es lässt „So-
zialisten für Waldheim“ zu Wort kommen.
So wird Bruno Kreisky mit einem zehn Jahre
alten Satz über Waldheim als UNO-General-
sekretär zitiert: „Ich kenne keinen, der es
besser gemacht hätte.“

Die SN bringen Wahlkampfreportagen:
Waldheim in St. Michael/Lungau. Steyrer in
Bürmoos. Die grün-alternative Präsident-
schaftskandidatin Freda Meissner-Blau im
Fiaker auf dem Weg zu einem Auftritt in Salz-
burg. Beinahe täglich wird über neue
Vorwürfe gegen Waldheim berichtet. Am 21.
März heißt es in einer Kurzmeldung: „Wald-
heim war bei NS-Reiterkorps“. Tags darauf
schreibt Chefredakteur Ritschel auf Seite 4
einen Kommentar, der zu den folgen-
schwersten in der Geschichte der „Salzbur-
ger Nachrichten“ werden sollte. Unter dem
Titel „Kandidatur eines Unglaubwürdigen“
distanziert sich Ritschel zunächst neuerlich
von den Vorwürfen gegen Waldheim: „Diese
Mitgliedschaft ist völlig lächerlich. Nicht ein-
mal Mitläuferschaft ist das gewesen, von na-
zistischer Vergangenheit keine Spur.“ Doch
dann schreibt Ritschel: „Der ,Fall Waldheim‘
ist etwas ganz anderes, doch weit Schmer-
zenderes: es geht um die Glaubwürdigkeit ei-
nes Mannes, der Bundespräsident werden
will. Waldheim hat gesagt, er schwöre, nir-
gendwo dabeigewesen zu sein, er gab Ehren-

wörter ab – er belog ganz Österreich. Und so
ein Mann kandidiert als Bundespräsident,
das ist unvorstellbar.“

Der Vorwurf der Lüge und die Formulie-
rung, Waldheim sei „mit einem Spinnennetz
der Unaufrichtigkeit überzogen“, führen zu
wütenden Reaktionen. Es hagelt Leserbriefe,
Abbestellungen und wüste Beschimpfungen.
Eine Sekretärin erinnert sich: „Man hat sich
gar nicht mehr getraut, das Telefon abzuhe-
ben. Die Anrufer haben gebrüllt: ,Ihr gehört
alle vergast!‘“ Vor Ritschel wird auf den Stra-
ßen Salzburgs ausgespuckt.

Die SN wirken schockiert und veröffent-
lichen vorerst keinen der Leserbriefe. Erst
eine Woche später erscheint eine ganze Seite
mit Leserbriefen zu Ritschels Kommentar.
„Volksverhetzung“, „sozialistische Wahl-
kampfpostille“, „Es muss Sie der Teufel gerit-
ten haben“ lautet der Tenor der Zuschriften.

Einer der wenigen, die Ritschel zustim-
men, ist der spätere grüne Abgeordnete Her-
bert Fux. Auch Waldheim selbst hat einen
Leserbrief verfasst. Er fühle sich in seiner
Ehre aufs Schwerste verletzt, schreibt er.
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EineRedaktionsassistentin

Die Anrufer haben

gebrüllt: „Ihr gehört

alle vergast!“
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Provokante Karikaturen in den SN,Waldheim als Offizier 1943 bei Podgorica (2. v. l.)



Weltkongresses, bei einer Wahl von Wald-
heim würden die nächsten Jahre „kein Ho-
niglecken für die Österreicher“, weist sie
scharf zurück.

In den USA beginnt sich die Watchlist-Ent-
scheidung abzuzeichnen. Der SN-Kritikrax
hat von der Debatte längst genug. „Weder der
Dr. Waldheim noch der Dr. Steyrer können
sich einen Wahlsieg so innig wünschen wie
ich mir das Ende des Wahlkampfes“, stöhnt
er am 28. April. In den Leserbriefspalten wird
die Diskussion weiterhin extrem kontrover-
siell geführt. Auf den Inseratenseiten duel-

In seinem Antwortschreiben verteidigt SN-
Herausgeber Max Dasch die Blattlinie.

Kurz darauf bringen die SN eine Gegen-
überstellung von teils widersprüchlichen
Aussagen Waldheims über seine Kriegszeit.
Gerhard Steininger zieht den Schluss: „Es
bleibt festzuhalten, daß es keine Anhalts-
punkte dafür gibt, Waldheim sei ein Nazi, ge-
schweige denn ein Kriegsverbrecher gewe-
sen. Nach der Lektüre dieser Zitate müssen
aber zumindest Fragen nach der Bereitschaft
Waldheims, seine Vergangenheit unmißver-
ständlich darzulegen, gestellt werden.“

Unterdessen behauptet der Jüdische Welt-
kongress, dass Waldheim an Mordaktionen
auf dem Balkan beteiligt gewesen sei. Am
gleichen Tag zeigt sich die jüdische Gemein-
de in Österreich über wachsenden Anti-
semitismus besorgt. SN-Innenpolitikerin
Katharina Krawagna-Pfeifer wirft dem Jüdi-
schen Weltkongress in einem Kommentar
schlimme Verallgemeinerungen vor: „Nicht
jeder, der nach dem 2o. Juli 1944 (dem Atten-
tat auf Hitler) auf freiem Fuß blieb, ist auto-
matisch ein fanatischer Nazi gewesen“,
schreibt sie. Auch die Drohung des Jüdischen

Ein Bild aus 1987: Waldheim gelobt die neue Bundesregierung an – links Franz Vranitzky, rechts AloisMock. BILD: SN/APA-JAEGER

lieren SPÖ und ÖVP einander. „Österreich
braucht einen Bundespräsidenten, der ver-
söhnt und nicht entzweit“, heißt es in den
Steyrer-Inseraten. „Der große Österreicher –
Er wird ein aktiver Bundespräsident sein“,
kontert die Waldheim-Seite.

Am Tag vor der Wahl schreibt Chefredak-
teur Ritschel einen Leitartikel, in dem er zur
Teilnahme an der Wahl aufruft. Der Name
Waldheim kommt nur bei der Aufzählung
der Kandidaten vor. Jahre später verteidigt
Ritschel gesprächsweise seine Attacke auf
Waldheim: „Wo andere ein Rückgrat haben,
hat Waldheim einen Gummischlauch.“

Die Wahl am 4. Mai sieht Waldheim deut-
lich voran, aber ohne absolute Mehrheit. Er
und Kurt Steyrer müssen in die Stichwahl.
Über diesen zweiten Wahlkampf berichten
die SN kaum. Anderes ist in den Vordergrund
gerückt: Tschernobyl, die Krise der VOEST
und das Duell zwischen Jörg Haider und
Norbert Steger um die FPÖ-Führung.

Am 8. Juni gewinnt Waldheim die Stich-
wahl ganz klar mit 53,9 Prozent. SN-Kom-
mentator Viktor Hermann drückt die Hoff-
nung aus, dass nach der Wahlschlacht nun
Versöhnung und Mäßigung eintreten wür-
den. Es sollte eine Hoffnung bleiben.
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Das Ende
des langen
Schweigens

Salzburger Schicksale zwischen 1938 und 1945.
Eine Artikelserie ab März 1988 über die Nazidiktatur stößt auf ein

überwältigendes Echo. Über mutige Zeitzeugen und spätes Gedenken.
JOSEF SCHORN

tunde um Stunde harrten die Menschen am
Straßenrand aus. Man schwenkte begeistert
die zuvor verteilten Fähnchen und jubelte den

Soldaten Adolf Hitlers zu. Es waren deutsche
Truppen, die am 12. März 1938 auf der Land-
straße, wie sie damals die Münchner Bundes-
straße nannten, vom Grenzübergang Freilas-
sing Richtung Stadtzentrum marschierten,

zwischen den einzelnen Truppenteilen der
Wehrmacht die österreichischen Legionäre.

Am Straßenrand stand auch Peter Salzlechner, Volks-
schüler in Liefering. Fünfzig Jahre danach meldete er sich
in der Lokalredaktion der „Salzburger Nachrichten“ und
stieß damit eine Artikelserie über Schicksale in der Nazi-
zeit an, die in 33 Folgen eine schwierige Geschichte auf-
arbeitete und noch im gleichen Jahr mit dem Dr.-Herbert-
Moritz-Preis ausgezeichnet wurde.

In seiner gemütlichen Bauernstube erzählte Salzlechner
über diese Stunden am Straßenrand, er erinnerte sich an

die vielen Hoffnungen der verarmten Bevölkerung, die
Enttäuschungen nur wenig später und danach die Repres-
salien. Und lieferte damit auch Antworten auf Fragen wie
diese: Der Jubel über den „Anschluss“ an Nazideutsch-
land und die staatsbegründende Nachkriegserzählung
über Österreich als erstes Opfer Hitlers – wie passt das
zusammen?

1988 sei so etwas wie das österreichische ’68 gewesen,
war dieser Tage irgendwo zu lesen. Tatsächlich breitete
sich auf der Insel der Seligen erst mit Verspätung jener
diffuse Unmut über das Schweigen aus, mit dem das Land
sich über die heiklen Erinnerungen an die Nazizeit hin-
wegschwindelte. Aus dem Opfer-Narrativ leitete sich
plausibel ab, dass man über Jubelszenen wie jene in
Liefering ungern bis gar nicht sprach. Kaum jemand war
auf dem Wiener Heldenplatz, um dort Adolf Hitler, den
Führer, zu bejubeln; niemand sprach über Mauthausen
oder Hartheim, noch schlimmer: Niemand wollte etwas
von Judenvernichtung und systematischer Tötung Behin-
derter gewusst haben, von der Ermordung von Roma und
Sinti und der brutalen Verfolgung von Widerständlern,
Sozialisten, Kommunisten, Christsozialen und anderen
Regimegegnern. Mit der Waldheim-Affäre aber begann
eine Auseinandersetzung mit dem Anteil Österreichs an
der Nazidiktatur.

1988 wurde zum Bedenkjahr. Man diskutierte über die
SA-Vergangenheit des Bundespräsidenten und vor allem,
wie sich Waldheim zu den Vorwürfen verhielt; erstmals
auch über die führende Beteiligung von Österreichern am
Holocaust und an den Massakern von Wehrmacht und SS
in Italien und Griechenland, in Osteuropa, auf dem Bal-
kan. Ohne den Fall Waldheim wäre das Jahr wohl verklun-
gen wie die Gedenkrituale zuvor. Nun war man gezwun-
gen, sich der Vergangenheit zu stellen.

Für den Schüler Peter Salzlechner war nach dem
12. März 1938 nichts mehr so wie vorher: In der Klasse
erklang das Horst-Wessel-Lied, die Hitlerjungen brüllten
„Die Fahne hoch“ und Salzlechners Vater schwante Böses:
„Die singen für den Krieg.“ Mit den Jahren, sagte Salzlech-
ner, habe die Repression der Gestapo die Begeisterung
über die Nazis abflauen lassen, bei manchen jedenfalls.
„Wir haben damals noch nicht gewußt, was genau ein
Konzentrationslager ist. Doch wir wußten,
aus Dachau kommst nimmer heim.“

Salzlechners Erzählungen stießen auf ein überwälti-
gendes Echo. Nach und nach begann sich unter dem Titel
„Salzburger Schicksale zwischen 1938 und 1945“ das
vielfarbige Bild einer Zeit zu entfalten, über die bislang
bleiernes Schweigen gelegen war. Die Redaktion recher-
chierte zu Themen, die aus der öffentlichen Debatte
herausgehalten worden waren: Wie ging das Land mit
Tätern und Opfern um? Warum machte man es den Op-
fern schwer, aus der Emigration heimzukehren – und
den Tätern so einfach, in ein heiles bürgerliches Leben
zurückzufinden? Warum war 1988 Hermann Göring noch
immer Ehrenbürger von Mauterndorf, verteidigt von
Menschen, die sich „schämen würden, den Beschluß
unserer Väter rückgängig zu machen“? Warum schwieg
man so lang über die systematische Tötung Behinderter,
wie kam es dazu, dass so viele hochrangige Nazis wieder

Führungspositionen im öffentlichen Leben bekleiden
konnten? Warum wurden Straßen und Gassen nach Nazi-
größen benannt, nicht nach ermordeten Juden und Regime-
gegnern? Und wie konnte es passieren, dass Kriegsverbre-
cher vor der Strafverfolgung geschützt wurden, aber Simon
Wiesenthal für seine Nachforschungen gehasst wurde?

Nun offenbarten sich die dramatischen Konsequenzen,
die das Schweigegelübde der Täter für ihre Opfer hatte.
Manche hatten mitgeschwiegen, weil sie froh waren, wie-
der in die Gesellschaft aufgenommen zu sein. Andere woll-
ten sich Gehör verschaffen und wurden totgeschwiegen.
Viele Betroffene waren umgekommen, doch ihre Nach-
kommen scheiterten jahrzehntelang mit dem Versuch, den
guten Ruf der „Volksverräter“ wiederherzustellen. Durch
das gemeinsame Beschweigen fühlten sich die Täter bestä-
tigt. Es dauerte 25 Jahre, bis in Salzburg ein geeigneter
Standort für ein Mahnmal zur „Erinnerung an die Verfol-
gung und Vertreibung unserer jüdischen Mitbürger“ ge-
funden werden konnte. Im Gedenken an die ermordete
jüdische Bevölkerung veröffentlichten die SN eine Liste
mit den Namen der vor 1938 in Salzburg lebenden Juden.
Marko Feingold, KZ-Überlebender und Präsident der Is-
raelitischen Kultusgemeinde, hatte sie um 10.000 Schilling
von Nazis erworben.

Im Frühjahr 1988 verging kaum ein Tag, an dem nicht
Zeitzeugen ihre Geschichten der SN-Redaktion anvertrau-
ten. Wie Franz Janiczek, der über die Deserteure in den
Gebirgstälern um Goldegg berichtete, wie Karl Reinthaler
aus Saalfelden, dessen Erinnerungen an die Zeit im Zucht-
haus nicht jeder Schuldirektor in seinen Klassen hören
wollte. Wie Herbert Reisecker aus Bürmoos, der die Be-
richte über die Tötung von Insassen der Landesheilanstalt
in Lehen bestätigte. Er erinnerte sich an den Tag, als seine
Mutter heimkam und sagte: „Lehen ist jetzt leer, alle wur-
den vergast.“

Es hat fast 70 Jahre gedauert, bis Österreich sich ent-
schließen konnte, den Opfern der NS-Militärjustiz ein
Denkmal zu widmen. Und fast ein halbes Jahrhundert
bis zum Gedenken an die Euthanasie-Aktion T4, der
70.000 Menschen zum Opfer fielen.
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Logo und Titel der Artikelserie aus dem Jahr 1988.
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„Lernen S’ Geschichte!“
Februar 1981. Kreiskys berühmtestes Zitat.

Am Anfang stand ein Interview mit den „Salzburger Nachrichten“.
ALEXANDER PURGER

Das Zitat zählt zu den berühmtesten
Aussprüchen Bruno Kreiskys und
ist sogar in den allgemeinen öster-

reichischen Sprachgebrauch eingegangen:
„Lernen S’ Geschichte!“ – Die wenigsten
wissen, dass die Geschichte dieses Zitats
mit einem Interview in den „Salzburger
Nachrichten“ begann. In diesem Sinne:
Lernen S’ jetzt die Geschichte des Zitats!

Man schrieb das Jahr 1981 und die SPÖ
steckte bis zum Hals im AKH-Skandal.
Ein parlamentarischer Untersuchungs-
ausschuss hatte sich trotz absoluter SPÖ-
Mehrheit nicht verhindern lassen und die
Opposition machte dort mächtig Druck.
Vor allem den zurückgetretenen Finanz-
minister Hannes Androsch (der später
wegen falscher Zeugenaussage in diesem

U-Ausschuss verurteilt wurde) nahmen
ÖVP und FPÖ aufs Korn. Die SPÖ versuch-
te, den Untersuchungsausschuss abzudre-
hen und mit ihrer Mehrheit die Ladung
neuer Zeugen zu verhindern. ÖVP und
FPÖ zeigten sich darüber empört und rie-
fen Bundespräsident Rudolf Kirchschläger
dazu auf, ein Machtwort zugunsten der
Aufklärung zu sprechen.

Die SPÖ forderte Kirchschläger (der ihr
Kandidat gewesen war) dazu auf, nichts
zu sagen. Doch der Bundespräsident hielt
sich nicht daran: In einem Interview mit
den „Salzburger Nachrichten“ bekundete
er „starkes Interesse“ an der Fortsetzung
des U-Ausschusses, woraufhin Kreisky
wütend reagierte. Ebenfalls in einem
SN-Interview (erschienen am 23. Februar
1981) sagte er: „Der Bundespräsident kann
sagen, was er will. Er ist kein Schiedsrich-
ter über das Parlament. Malen Sie sich
aus, wo das hinführt: zum Justizkanzler
à la Otto von Habsburg!“ – Tags darauf,
beim Pressefoyer nach dem Ministerrat,
wurde Kreisky vom ORF-Journalisten
Ulrich Brunner auf diese Aussage ange-
sprochen, doch der Kanzler hielt unbeirrt

Die berühmte Szene. BILD: SN/FIRST LOOK-PICTUREDESK

daran fest. Er warf dem Bundespräsiden-
ten vor, sich ohne Kompetenzen in die
Geschäfte des Parlaments eingemischt zu
haben und verglich das mit den „Justiz-
tricks der Dreißigerjahre“ (gemeint: die
Ausschaltung des Parlaments 1933), die er
selbst erlebt habe und vor deren Wieder-
holung er nur warnen könne.

Ulrich Brunner (SPÖ-nahe, aber vor
Fürstenthronen mit Mut ausgestattet)
wagte es, dem SPÖ-Kanzler zu wider-
sprechen: „Aber wir leben doch heute in
einer ganz anderen politischen Situation.“
Da sprach Kreisky wütend die geflügelten
Worte: „Lernen Sie ein bisschen Ge-
schichte, dann werden Sie sehen, Herr
Reporter, wie das in Österreich sich da-
mals im Parlament entwickelt hat.“
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DerWEB-Skandal: Eine Spur
wird rund um dieWelt verfolgt

tunden und Aberstunden auf
der Carrera Panamericana –
der Traumstraße von Alaska

bis Feuerland. Wir befahren jede
der Stichstraßen, die hier west-
lich der Hauptstadt Panama
City über zehn Kilometer und
mehr Richtung Pazifikküste

führen. Immer wieder alte
Kolonialvillen, Ferienhäuser ver-

steckt im dichten Dschungel. Wenn wir
überhaupt Bewohner treffen, wissen sie
nichts, können nicht weiterhelfen.

Zwei Tage, drei Tage im extrem heißen
und schwülen August des Jahres 1995 – ver-
dammt noch einmal, irgendwo muss doch
der Neubau zu finden sein, der hier für ein
Salzburger Paar mit dem Geld von Anlegern
des Salzburger WEB/IMMAG-Pleiteimpe-
riums errichtet wird.

Und dann: Rund 100 Kilometer von Pa-
nama City entfernt der geschätzt 50. Sand-
weg, eine unübersichtliche Kurve, und
plötzlich der Blick auf den Pazifik, der in
der Abendsonne glänzt. Aber nicht nur
das, sondern auch eine auffallend bunte
Traumvilla, noch nicht ganz fertig, aber
das wohl exquisiteste Haus an den Stränden
Panamas.

A ls zwei Wochen später in einer Serie
ab 16. September 1995 die Fotos in
den „Salzburger Nachrichten“ er-

scheinen, wissen Tausende geschädigte
Salzburger, wo ein Teil ihres Geldes gelan-

det ist. In Firmen, im Fuhrpark von Luxus-
geländeautos, bei Anwälten, Treuhändern
und bei einem Stararchitekten, der dieses
Haus errichtet. Noch weniger erfreut sind
zu diesem Zeitpunkt der inhaftierte frühere
Chef des Wohnbauimperiums WEB/IMMAG/
Bautreuhand und dessen Lebensgefährtin.
Sie waren im Jänner 1995 vor der Justiz nach
Panama geflüchtet und dort Ende Mai ver-
haftet und nach Salzburg zurückexpediert
worden. Die SN-Serie über die
Luxusexistenz, die sich die beiden dort über
Jahre hinweg mit veruntreutem Geld aufge-
baut hatten, war das Ende der Mär von der
überstürzten Flucht und der weitgehenden
Mittellosigkeit der beiden.

Dies, obwohl die „Freunde“ der WEB-
Granden so gut wie alles versucht
hatten, die SN-Recherchen in Pana-

ma zu behindern: durch Anzeigen bei den
Behörden, Intrigen, Detektive, die mich
verfolgten, Behinderungen an allen Ecken
und Enden – alles finanziert mit Millionen
aus Salzburg, gebunkert auf Konten bei der
Banco del Istmo in Panama City.

Nicht von ungefähr klopfte daher der Si-
cherheitschef des Hotels in Panama, in dem
ich drei Wochen gewohnt und gearbeitet
hatte, bei der Abreise an das Fenster der
dunklen Limousine, die mich zum Flug-
hafen bringen sollte. „Gut, dass ihr diesen
Typen endlich verhaftet. Ständig irgend-
welche Leute, die sich nach ihm erkundi-
gen, weil er ein Verbrecher und Hochstapler

ist.“ Brüllendes Gelächter bei meinem
Chauffeur und meinem Begleiter auf der
Rückbank: Giovanni Garces, Chef von Inter-
pol Panama und damit jenem, der wochen-
lang seine schützende Hand über mich
gehalten hatte, damit mir nichts Ernstes
passiert. Er war es auch, der dafür gesorgt
hatte, dass der Gesuchte verhaftet und um-
gehend nach Europa expediert worden war
– ohne Auslieferungsabkommen. Zitat:
„Verbrecher haben wir selbst genug, da
brauchen wir nicht auch noch solche aus
Österreich.“

Mehr als sechs Jahre davor, am 28. Juni
1989, war durch eine Anzeige der Arbeiter-
kammer der größte Wirtschaftsskandal
Salzburgs geplatzt. Eingebracht hatte diese
die Juristin der AK Salzburg, Gabi Burgstal-
ler, die es später zur ersten roten Landes-
hauptfrau Salzburgs bringen sollte. Der ehe-
malige ÖVP-Landtagspräsident Hans Zyla
hatte mit seiner Bautreuhandgruppe seit
1975 Hausanteilscheine als Anlegerprodukt
verkauft. Schon 1983 war Zylas Imperium
pleite. Ein Moratorium der Salzburger Ban-
ken (Sparkasse, Raiffeisen und Hypo) rette-
te das Firmenreich.

Um die Millionenschulden zurück-
zahlen zu können, beginnen zwei
Manager als Nachfolger Zylas das

Geldkarussell so richtig anzuwerfen: ein
Baulöwe als Verkäufer und ein ehemaliger
Staatsanwalt als Gehirn hinter den Fir-
menkonstruktionen. Mit dem frischen

Geld von 25.000 Anlegern, darunter Groß-
eltern, die ihre Sparbücher plündern, um
für das Enkerl vorzusorgen, sollten die Alt-
schulden bedient werden. Es dauert nur
eine Woche, dann decken die SN auf, dass
das frische Geld mitnichten in die Sanie-
rung geflossen ist. Am 6. Juli 1989 titeln die
SN: „Die Salzburg-Luxemburg-Panama-
Connection – Das internationale Firmenge-
flecht der IMMAG“, und zeigen auf, dass
das Geld der Anleger keineswegs nur in
„werthaltige Immobilien“ in Österreich, von
Salzburg bis ins Burgenland, investiert wur-
de. Mehr als 20 Briefkastenfirmen in Lu-
xemburg und von dort weiter nach Panama
finden die SN.

Die WEB/IMMAG-Verantwortlichen
bestreiten dies: Es gebe keinerlei
wirtschaftliche Verflechtungen zwi-

schen dem Salzburger Pleiteimperium und
dem Firmenreich in Luxemburg und Pana-
ma. Das IMMAG/WEB-Management ent-
blödete sich nicht, sogar zu behaupten: Es
dürfe zwischen den Unternehmen gar keine
gesellschaftsrechtlichen Verknüpfungen
geben, weil Österreich ja nicht Mitglied
der EU sei. Dumm gelaufen für die Truppe:
Nur zwei Wochen später entdecken die SN
an der Adresse eines unscheinbaren Einfa-
milienhauses in Freilassing die nächste
Briefkastenfirma: der fehlende Puzzlestein,
über den die Verbindungen Salzburg-Lu-
xemburg-Panama gelaufen sind und auch
das Geld geflossen ist.

Der Sicherheitschef
desHotels in Panama

Gut, dass ihr

diesen Typen

endlich verhaftet.

September 1995. „Verbrecher haben wir selbst genug.“
Panama, Kanada, Luxemburg: Die SN auf den Spuren veruntreuter Millionen.

WERNER BENINGER
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Und noch etwas finden die SN in den
Firmenbüchern in Luxemburg (Internet gab
es nicht, also mussten die Recherchen „vor
Ort“ erledigt werden): Firmenverbindungen
in den äußersten Westen Kanadas, in die
Orte Terrace und Prince George. Und weil
1989 eben weder Google Maps noch Home-
pages, E-Mail oder überhaupt ein Internet
existieren, sitze ich schon Anfang August
1989 im Flugzeug nach Vancouver.

W ie sechs Jahre später in Panama:
auf der Suche nach dem Geld der
Salzburger Anleger. Zum Fliegen-

fischen sei man halt dorthin gereist, so die
blumigen Erläuterungen der Manager. Geld-
flüsse nach Kanada? Niemals! Wie sechs
Jahre später in Panama, entdeckten die SN
auch in der kanadischen Provinz in British
Columbia ein stolzes Reich an Immobilien,
darunter die schönste und teuerste Fishing-
Lodge des Landes. Ein ganzes Rudel an
Treuhändern, Anwälten, Immobilienmak-
lern und Bauunternehmern steht im Dienst
der Salzburger WEB/IMMAG-Granden. Das
alles via Freilassing und Luxemburg finan-
ziert mit dem Geld der Salzburger Anleger.

Übrigens: Am 16. September 1996, mehr
als sieben Jahre nach der Anzeige der AK
Salzburg, beginnt der erste Strafprozess.
Neben zahlreichen Mitangeklagten wird der
Bauunternehmer nach weiteren drei Jahren,
im Juni 1999, wegen eines Schadens von
zwei Milliarden Schilling (145 Millionen Eu-
ro) zu neun Jahren Haft verurteilt. Rechts-
kräftig werden die Urteile erst durch eine
OGH-Entscheidung drei Jahre später, im
Mai 2002.

Das Gehirn des Firmengeflechts, der frü-
here Staatsanwalt, hat sich der Strafverfol-
gung entzogen, indem er rechtzeitig deut-
scher Staatsbürger und damit nicht nach
Österreich ausgeliefert wird. Das bis dahin
teuerste Strafverfahren der Zweiten Repu-

blik kostet mehr als sieben Millionen Euro.
Bis heute gilt die Causa aufgrund der enor-
men Zahl an Geschädigten als der größte
Betrugsskandal der Zweiten Republik.

Auch politische Opfer fordert der via Zyla
an sich im ÖVP-Umkreis verortete Skandal:
Der damals für den Wohnbau zuständige
SPÖ-Landeshauptmannstellvertreter Wolf-
gang Radlegger tritt wegen des Versagens
der Aufsicht zurück. Der Salzburger SPÖ-
Bürgermeister Josef Reschen (damals einer
der großen Hoffnungsträger der Sozialde-
mokratie und Nachfolgekandidat Franz Vra-
nitzkys als Bundeskanzler) muss den Hut
nehmen, weil er eine Beteiligung an einer
Tochter des Imperiums „geschenkt“ bekom-
men hat.

Persönlicher Exkurs: Die Stadt Salzburg
ist übersichtlich, man kennt sich
zwangsläufig, ist sogar befreundet.

So wie etwa der damalige SN-Herausgeber
Max Dasch mit dem Sohn Zylas. Wenn noch
dazu alle großen Salzburger Banken eines
Bundeslandes involviert sind, ein gewaltiges
Immobilienimperium kracht, dann laufen
auch die Interventionen – vor allem bei der
größten und einflussreichsten Zeitung des
Landes. Ganz persönlich darf ich darauf
hinweisen, dass ich als Journalist, der an
diesem Skandal gearbeitet hat, nie auch nur
ansatzweise behindert wurde. Karl Heinz
Ritschel als Chefredakteur, Manfred Perterer
als Lokalchef und Max Dasch als Heraus-
geber ließen nicht nur jede Intervention
abprallen.

Dasch stellte für die Auslandsrecherchen
das nötige Geld zur Verfügung, richtig viel
Geld auch nach heutigen Maßstäben. Bei
kaum einem anderen Medium (und ich
spreche jetzt als Unternehmer/PR-Berater
mit davor 30 Jahren journalistischer Erfah-
rung in drei großen österreichischen Tages-
zeitungen und zwei Wochenmagazinen)
wäre dies so möglich gewesen.
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Drei Stundenmit
Goebbels’ Schwarm

s war ein aus der deutschen „Bild“ her-
ausgerissener Papierschnipsel. Ein Leser
hatte ihn uns anonym zugeschickt.
„Goebbels’ Geliebte lebt verarmt in Salz-

burg“, war darauf zu lesen. Ein verschwom-
menes Bild zeigte eine alte Frau. Sie wirkte

verwirrt, ja verwahrlost. Grund genug,
uns auf die Suche nach ihr zu machen.
Was gar nicht so einfach war. Falls sie
tatsächlich in Salzburg lebte, hatte sie
keine erkennbaren Spuren hinterlassen.

Im Telefonbuch stand sie, natürlich, nicht. Und selbst der
umtriebige Karl „Charlie“ Gruber, der damals eine viel-
beachtete Gesellschaftskolumne in den „Salzburger Nach-
richten“ füllte und nicht nur mit der lokalen Prominenz
auf Du und Du stand, konnte sich nicht erinnern, je davon
gehört zu haben. Und alle, die er fragte,
verneinten ebenso: Nein, so ein
Schmarrn, Lída Baarová und Salzburg.

Nie doch.
Heute wäre es dank Internet ein

Leichtes, die Salzburger Adresse der
ehemaligen Schauspielerin zu eruieren.
So entdeckt man etwa ein Schreiben
aus dem Jahr 1996, in dem sie einem
nicht namentlich genannten Sammler
ein von Adolf Hitler 1909 gemaltes Bild,
„Basilika mit Burgmauer“, vermacht.
Der Absender: Lída Baarová, Hauns-
pergstraße 25, Salzburg. Das Haus, aber das erfuhren wir
erst viel später, hatte vor dem Zweiten Weltkrieg der jü-
dischen Familie Friedmann gehört. Stolpersteine erinnern
daran.

Im August 1997 war es deutlich schwieriger, die Frau
ausfindig zu machen. Ein Blick in das papierene Hand-
archiv „Munzinger“, ein damals unverzichtbares Werkzeug
für Journalisten, ergab, dass Lída Baarová, geborene Lud-
mila Babková, mit einem Salzburger Gynäkologen verhei-
ratet war. Der war allerdings schon 1993 verstorben. Und
stand deshalb auch nicht mehr im aktuellen Telefonbuch.
Aber in einem alten Exemplar, das noch im Keller lagerte,
fanden wir ihn. Und eine Telefonnummer. Wir riefen an.
Lída Baarová hob ab. Wir baten um ein Interview. Sie lehn-
te zunächst ab. Ob es ihr denn wirklich so schlecht gehe,
finanziell und gesundheitlich, wollten wir noch schnell
wissen. Die dann doch überraschende Antwort: „Schauen
Sie doch selbst nach. Morgen, 11 Uhr.“ Damit gelang uns,
was Kollegen aus ganz Europa, aufgeschreckt durch die
„Bild“-Schlagzeile, vergeblich versucht hatten.

Und so fanden wir uns an einem Freitag in einer wun-
derschönen, hellen Fünf-Zimmer-Wohnung in einem Vil-
lenviertel an der Salzach wieder. Ein junger Mann, dessen
Rolle sich nicht erschloss – war er Butler, Betreuer, Be-
kannter, Freund ...? –, öffnete die Tür. Und führte uns in
den Salon, wo bereits eine sehr gepflegte, damals 83-jäh-
rige Dame wartete, die alles andere als verarmt, verwirrt

oder verwahrlost wirkte. „Goebbels’ Geliebte, ich kann das
nicht mehr hören.“ So eröffnete sie unser Gespräch. Zeit
ihres Lebens verfolge sie diese Bezeichnung. „Da gehören
immer zwei dazu. Goebbels war in mich verliebt, ich habe
es nur ertragen.“ Der Propagandaminister habe immer vie-
le Geliebte gehabt (ein Vertrauter seiner Frau Magda soll
39 namentlich aufgelistet haben, Anm.). Warum sie als
seine Favoritin galt und immer noch gilt, könne sie sich
nicht erklären, so Lída Baarová. Dann erzählte sie aus
ihrem Leben. Es ist eine Geschichte von Macht, Liebe,
Eifersucht, Intrige, von Geheimpolizisten, waghalsigen
Fluchten und ungemütlichen Kerkern.

Die 1914 in Prag geborene Schauspielerin kam 1934, von
der Ufa angeworben, nach Berlin. Sehr bald wurde Hitler
auf sie aufmerksam, sie erinnerte ihn an seine erste große
Liebe – Geli, die sich erschossen hatte. Er umgarnte sie,

lud sie zum Tee in die Reichskanz-
lei ein, bot ihr an, Deutsche zu wer-
den. Sie lehnte ab. Lída Baarovás
Lebensgefährte, der Schauspieler
und Regisseur Gustav Fröhlich, ver-
folgte die Treffen mit rasender Ei-
fersucht. „Sie quälen diese Frau“,
soll ihm Hitler deshalb vorgewor-
fen haben.

Bei einem der damals vielen
Empfänge lernte sie Joseph Goeb-
bels kennen. Der war verheiratet,
hatte „fünf süße Kinder“. Von die-

sem Augenblick an seien ständig Einladungen von ihm
gekommen, erzählte Lída Baarová: in dessen Villa am
Wannsee („Da war auch der Gustav Fröhlich dabei und die
Frau vom Goebbels und seine Kinder“) ebenso wie in eine
Blockhütte („Er wollte mit mir einen Kaffee trinken, sagte
er“). „Ich war nett zu ihm, er war charmant und konnte
sich gut unterhalten.“ Seine Geliebte sei sie allerdings
nicht gewesen. „Ich spürte, dass er wahnsinnig gern mit
mir allein war. Da war aber der Fröhlich im Weg.“

1938 sprach Hitler ein Machtwort. Goebbels musste, wie
von seiner Frau gefordert, die Baarová aufgeben. Sie selbst
geriet ins Visier der Gestapo, floh in einer Nacht-und-Ne-
bel-Aktion nach Prag, wo sie sich zuvor von den üppigen
Ufa-Gagen, die sie aus Deutschland schmuggeln musste,
eine Villa gekauft hatte.

Während des Kriegs war Lída Baarová in Prag, ab 1943
in Italien. Sie drehte mehrere Filme, unter anderem mit
Vittorio De Sica und Starregisseur Federico Fellini. Sie
blieb aber nicht lang, kehrte in die tschechische Heimat
zurück und wurde dort nach Kriegsende verhaftet. Einein-
halb Jahre war sie im berüchtigten Pankrác-Gefängnis von
Prag inhaftiert. „Die haben mir Spionage vorgeworfen.“

Nach mehreren Wanderjahren, die sie unter anderem
nach Argentinien führten, und einer gescheiterten Ehe
ließ sie sich schließlich 1956 in Salzburg nieder. Hier habe
sie, erzählte sie, ihre große Liebe kennengelernt. Und ge-
heiratet. Hier starb sie auch im Jahr 2000.

Lída Baarová

Goebbels war in

mich verliebt, ich

habe es nur ertragen.

Lída Baarová

Goebbels’ Geliebte?

Ich kann das nicht

mehr hören.
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Lída Baarová.
Sie war ein Weltstar, drehte mit De

Sica und Fellini. In Erinnerung bleibt
Lída Baarová aber als „die Geliebte

des Teufels“, wie sie in einem
Filmtitel genannt wird. Den SN gab
sie 1997 eines ihrer raren Interviews.

NORBERT LUBLASSER



Die Verbrechen derWehrmacht – ein Aufreger
März 1998. Die SN beziehen eindeutig Position.

In Salzburg drohte die Stimmung zu kippen – Historikerin Helga Embacher erinnert sich.

Wo immer die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbre-
chen der Wehrmacht 1941 bis 1944“ gezeigt wurde,
provozierte sie heftige öffentliche Diskussionen. Zu

sehen waren zwei Wanderausstellungen, die erste ab 1995 und
eine weitere ab 2001, kuratiert vom Hamburger Institut für
Sozialforschung. Der Kern der Aufregung: Mit schuld an An-
griffs- und Vernichtungskrieg, an Menschenrechtsverletzun-
gen, an unsäglichen Grausamkeiten vor allem an der Ostfront,
waren plötzlich nicht mehr nur ein paar hartgesottene Nazis
in SS-Uniformen. Die Macher der Ausstellung lenkten den
Blick auf die Massenarmee der Wehrmacht – und stellten
die Behauptung infrage, der „brave Landser“ habe ja nur seine
Heimat verteidigt. Vielmehr beschrieb die Ausstellung einen
„Mikrokosmos der militärischen Gewalt gegen Kriegsgefange-
ne, Partisanen, Juden und die gesamte Zivilbevölkerung“.
Nirgendwo in Österreich aber gingen die Wogen der Aus-

einandersetzung so hoch wie in Salzburg. „Umkämpfte
Erinnerung“ war dann auch der Titel eines Buches, das
die Salzburger Zeithistoriker Helga Embacher, Albert
Lichtblau und Günther Sandner später verfassten. Die
Ausstellung wurde am 6. März 1998 im ehemaligen Stadt-
kino eröffnet, dieses wurde zu einem umkämpften Ort
der Erinnerung. Spitzenpolitiker und Teile der Boulevard-
presse bekämpften die Ausstellung. Wenige Tage nach der
Eröffnung eskalierten die Spannungen, Unbekannte zer-
kratzten Stellwände und rissen Fotos herunter.

„Die Stimmung war damals auf der Kippe“, erinnert
sich Embacher. „Die SN haben aber eindeutig Position
bezogen und die Ausstellung in ihren Kernpunkten ver-
teidigt. Ich glaube, das hat mit den Ausschlag gegeben,
dass das, was die Macher transportieren wollten, in den
Köpfen vieler Menschen doch angekommen ist.“Ausschreitungen inMünchen, 1997. BILD: SN/PICTUREDESK
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Die unglaubliche
Geschichte des
Vasyly Rohovyy

Die SN konnten helfen.
2006 wurden dem Ukrainer an der Universitätsklinik

Innsbruck zwei Spenderhände transplantiert –
von einem Ärzteteam rund um Raimund Margreiter.

Aber der eigentliche Held ist Vasyly selbst.
HEINZ BAYER

llein einen Teller Suppe essen.
Sich ohne Hilfe rasieren. Mit

den eigenen Händen nach
einem Zündholz greifen

und die Kerzen auf dem
Adventkranz anzünden.

Den Vater in die Arme
nehmen können –
von diesen Dingen
hat der Ukrainer

Vasyly Rohovyy sechs Jahre lang geträumt.
Es waren bittere Jahre. Eine Bombe riss
dem damals 18-Jährigen am 21. Februar
2000 beide Unterarme weg. „Ich ging in
meiner Heimatstadt Krementschuk mit
dem Hund spazieren. Da gab es eine Explo-
sion. Eine Hand war weggerissen, die an-
dere musste amputiert werden. Ich verlor
auch die Sehkraft des linken Auges. Um
die des rechten Auges mussten die Ärzte
lang kämpfen.“ Das war 2006 in den SN
zu lesen.

Körperlich schwerst versehrt, ließ sich
Vasyly dennoch nicht den Lebensmut
nehmen. Via Internet fand er heraus, dass
Transplantationen von Händen möglich
sind. Doch alle Versuche, in Deutschland,
den USA oder Frankreich operiert zu wer-
den, scheiterten. Zum Teil an rechtlichen
Fragen. Da die Therapie nach einer Trans-
plantation zumindest zwei Jahre dauert,
gewährte man Vasyly in Deutschland kein
Asyl. Doch dann kam der Kontakt zu Leo
Kelz zustande, jenem Polizisten, der am
7. März 2000 an der Universitätsklinik
Innsbruck neue Hände transplantiert be-
kommen hatte. Vasyly Rohovyy wandte
sich schriftlich an Kelz. Der stellte den
Kontakt zu dem Innsbrucker Chirurgen
Raimund Margreiter her. Margreiter wand-
te sich an seine Saalbacher Bekannte, die
Malerin Evi Fersterer. Die wiederum bat
die SN um Hilfe. Ein Bericht über das
Schicksal Vasyly Rohovyys in den „Salz-
burger Nachrichten“ brachte den Stein
endgültig ins Rollen.

Am 28. Mai 2006 bekam Vasyly neue
Hände transplantiert. Heute lebt er mit
Schwester Elena in Innsbruck. Evi Ferste-
rer hielt all die Jahre schützend ihre Hände
über die beiden. Und wie geht es ihm?

Hierzu einige Auszüge aus einem aktuel-
len, berührenden E-Mail von Vasyly:

„Grüß Gott, lieber Herr Bayer! Vor allem
möchte ich mich von Herzen bei Ihnen
und den ,Salzburger Nachrichten‘ für die
Unterstützung, die Sie mir schon jahrelang
geben, bedanken. Es ist eine große Ehre
für mich, dass mein Schicksal Thema in
einem Ihrer Artikel zum Jubiläum Ihrer
Zeitung ist. Österreich gab mir eine Chan-
ce für ein neues Leben. 2006, gleich nach
der Transplantation, begann ich mit dem
Studium an der Uni Innsbruck. Ich stu-
dierte Translationswissenschaft. 2014
schloss ich mein Bachelorstudium ab. Es
war mir klar, dass es zu wenig ist, um eine
Arbeit zu finden. Deswegen setzte ich
mein Studium fort, um den Grad eines
Master of Arts zu erwerben. Zurzeit arbei-
te ich an meiner Magisterarbeit. 2015 er-
hielt ich die österreichische Staatsbürger-
schaft. All die Jahre wurde ich von meiner
Schwester Elena begleitet und unterstützt.
2012 kam meine wunderbare Tochter
Anastasiia zur Welt. Nach der Scheidung
blieb sie bei mir. Ich lebe mit ihr und mei-
ner Schwester hier in Innsbruck.“

Und weiter schreibt er:
„Im Jänner 2019 wurde unsere Familie

wieder hart auf die Probe gestellt. Ich be-
kam eine starke Influenza. Die löste eine
Lungenentzündung und ein Herz-Nieren-
Lungen-Versagen aus. Ich war sieben Tage
im Koma. 34 Tage auf der Intensivstation
folgten. Wie könnte es auch anders sein?
Die Krankheit wirkte sich sehr negativ auf
meine Hände aus. Die Frage hieß ,entwe-
der Leben oder Hände‘. Nur dank meiner
Ärzte unter Leitung von Professor Stefan
Schneeberger, der mich seit meiner An-
kunft in Österreich unterstützt und be-
treut, und der weiteren Behandlung von
Prof. Annemarie Weißenbacher und Dr.
Valeria Berchtold blieb ich am Leben und
die Hände wurden auch gerettet. Ich bin
bis heute unter ständiger Beobachtung,
wegen des Risikos einer Abstoßungsreak-
tion. Nur mit Gottes Hilfe konnten wir das
alles überstehen. Danke Ihnen noch ein-
mal, dass Sie mich nicht vergessen. Liebe
Grüße aus Innsbruck, Vasyly.“
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Die Kaprun-Tragödie
Vor 20 Jahren sterben 155 Menschen in der brennenden Gletscherbahn.
11. November 2000: Eine Katastrophe, die die Redaktion jahrelang begleitet.

HEINZ BAYER

Da liegt es, das Mobiltelefon.
Auf dem Autositz. Auf dem
Display steht: 37 Anrufe in Ab-

wesenheit. Was um Himmels willen
ist los? Ich bin an diesem Tag mit
meinen Freunden des Lions Clubs
Saalfelden im Wald unterwegs, um
Tannenzweige für unseren Advent-
markt zu sammeln. Akkurat heute
lasse ich das Telefon im Auto liegen.
Mein Schwager, der auch mit im
Wald ist, wird von meiner Frau an-
gerufen. Die SN hätten sich gemel-
det. Ich müsse dringend nach Ka-
prun. Die Gletscherbahn brenne. Es
gebe viele Tote. Was? Ich mache mich sofort auf den Weg. Es
ist der Anfang einer Geschichte, die mich mehrere Jahre als
Journalist begleitet. Als Mensch tut sie es heute noch.

Ich schreibe später darüber: „Der 11. 11. 2000: Ein Samstag
im Herbst. Strahlend schön. Auf dem Kitzsteinhorn liegt fri-
scher Pulverschnee. Perfekte Voraussetzungen also für das
Skiopening. Tausende stehen an der Talstation Schlange.
155 Menschen sterben an diesem Vormittag in den Flammen
und giftigen Abgasen, die von einem nachträglich eingebau-
ten, defekten Heizkörper im Führerstand des Gletscher-
drachens ausgehen. Etwa 20 Meter nach Abfahrt der Glet-
scherbahn aus der Talstation knapp nach 9 Uhr, so Augen-
zeugen später, hätten sie Rauch im talseitigen Führerstand
entdeckt. Nach 1132 Metern Fahrt bleibt der Zug im Tunnel
stehen. Die im Führerstand verlegten Hydraulikleitungen
sind durchgebrannt. Hydrauliköl tritt aus. Die Leitungen ste-
hen mit 190 Bar unter Druck. Das Öl verteilt sich wie ein
Sprühregen. Das facht die Flammen an. Der Luftzug im Tun-
nel erweist sich als verheerend. Durch den Kamineffekt zie-

hen dichte, giftige Gase hinauf bis zur
Bergstation. Viele Opfer sterben im
Zug, weil die Türen aus Sicherheits-
gründen nur vom Wagenbegleiter ge-
öffnet werden können. Die meisten der
Opfer, die sich aus den Abteilen befrei-
en konnten, liefen wohl in Panik nach
oben. Und damit in den Tod. Nur zwölf
Passagiere, zwei aus Österreich (darun-
ter der Vater der späteren Snowboard-
Olympiasiegerin Julia Dujmovits) und
zehn deutsche Urlauber, können sich
durch das Einschlagen einer Scheibe
aus dem hinteren Teil des Zugs befrei-
en. Sie überleben, weil sie im engen

Tunnel auf einer schmalen Metallstiege in klobigen Skischu-
hen nach unten stolpern. Gegen den Sog.“

In einem Strafprozess in Salzburg müssen sich 16 Beschul-
digte verantworten. Am 20. Februar 2004 endet der Prozess
mit Freisprüchen für alle Angeklagten. Am 11. November
2004 wird für die 155 Opfer eine Gedenkstätte eingeweiht.
Die lang gezogenen Quader aus Sichtbeton und Glasstelen
befinden sich gegenüber der Talstation der Gletscherbahn.
Die Trägerkonstruktion der Bahn wird im Herbst 2014 de-
montiert. Den Tunnel legen die Gletscherbahnen nach dem
Unglück still. Das gesamte Gletscherskigebiet wird neu kon-
figuriert und ist jetzt mit oberirdisch verlaufenden Seilbah-
nen erschlossen.

In einem jahrelangen Rechtsstreit um Entschädigungszah-
lungen für die Hinterbliebenen der 155 Opfer dieser größten
zivilen Katastrophe der Zweiten Republik gibt es letztlich
eine Einigung. Ex-Nationalbankgouverneur Klaus Liebscher
stand der Vermittlungskommission vor. 451 Betroffenen wur-
den in Summe 13,9 Millionen Euro ausbezahlt.

BegehungdesUnglückstunnelsmitAnge-
hörigen im Herbst 2007. Jedes Licht leuch-
tet für einMenschenleben. BILD: SN/HEINZ BAYER

„SchwarzeWitwe“:
Das Abenteuer

einesMordprozesses

Es war die Nacht auf 7. März 1997. Da
saßen wir nun auf dem kalten Boden
vor dem Geschworenensaal des Lan-

desgerichts Krems. Wir warteten seit Stun-
den auf das Urteil im Prozess des Jahres, in
einem Fall, der in die Kriminalgeschichte
einging: Eine Rentnerin sollte Giftmord aus
Habgier begangen haben, sie erhielt in der
medialen Darstellung den wenig schmei-
chelhaften Namen „Die schwarze Witwe“.

Die wenigen Sitzgelegenheiten, die es
gab, waren längst vergeben. Das war aber
nur die kleinere Unzukömmlichkeit. Die
größere lag in den technischen Problemen,
sprich der Übermittlung des Prozessbe-
richts, von „drinnen“ an die SN nach Salz-
burg. Das Gebäude des Kremser Landesge-
richts, eine Trutzburg der Justiz, schottete
nahezu perfekt ab. Zunächst galt es irgend-
wo einen elektrischen Anschluss für den
Laptop zu finden.

Man musste es listig anstellen, der Putz-
frau mit ihrem Staubsauger nachschleichen
– Anschluss erbeutet. So, jetzt durchgeben,
unter Zeitdruck. Blick auf die Uhr. Wert-
volle Minuten verstreichen. Okay, auf „Sen-
den“. Nichts rührt sich. Was tun? Das Han-
dy als Modem benutzen! Kein Erfolg.
Schweißperlen auf der Stirn. Blick auf die
Uhr. Verdammt! Wo ist ein Fenster? Alle
versperrt. Wo ist das WC? Tatsächlich, da ist
das Fenster offen! Handy beim Fenster hi-
naushalten, „Senden“ drücken. Halleluja, es
funktioniert. Wir sitzen noch bis 3 Uhr
früh. Dann, nach elfeinhalbstündiger Be-
ratung, das Urteil. Lebenslange Haft. Es
folgen vier Stunden Schlaf. Dann hetzt der
Gerichtsreporter mit dem Auto nach Salz-
burg zurück. Ronald Escher

75 JAHRE SN 39INNENPOLITIK



40 75 JAHRE SN INNENPOLITIK

Die FPÖ zerreißt sich selbst
September 2002. Viel Reporterglück im Kulturhaus von Knittelfeld.

Reporterglück und -pech liegen
manchmal sehr nah beieinander.
So ein Pech, dachte sich der Schrei-

ber dieser Zeilen, als er sich beim Knittel-
felder Aufstand mit Trachtenjanker unters
blaue Rebellenvolk mischen wollte und
plötzlich zwei Staatsschützer seinen vor
der Halle deponierten Rucksack auf Bom-
ben kontrollieren wollten und er schon
fast aufflog. So ein Glück, dachte ich, als
ich einen leeren Sessel sah, auf den ich
mich fallen ließ, als alle Journalisten aus

dem Saal verbannt wurden. So ein Pech,
dachte ich, als ich merkte, dass ich mich
direkt neben Jörg Haiders Schwester ge-
setzt hatte. So ein Glück, dass nach einem
Handschlag und „Servas“ von Oberöster-
reichs FPÖ-Chef Achatz sich Haiders
Schwester dachte: „Wenn der Achatz den
kennt.“ So ein Pech, dass man fünf Stun-
den nichts notieren konnte. So ein Glück,
dass ich Zeuge wurde, wie Kurt Scheuch
am Rednerpult das Kompromisspapier
zerfetzte. So ein Pech, dass ich fast alle

Rednerzitate, die ich mir leise immer wie-
der vorsagte, um sie mir zu merken, vergaß.

So ein Glück, dass mir nach Ende des
Events, als ich das von 50 Brandreden ver-
kohlte Rednerpult besichtigte, zufällig die
Reste des Papiers, das Haiders Adlatus zum
„Reißwolf von Knittelfeld“ machen sollte, in
die Hände fielen. Und irgendwie ein Pech,
dass die fundierteste journalistische Leis-
tung in 30 Jahren darin bestand, fünf Stun-
den lang für einen aufgebrachten FPÖler
gehalten worden zu sein. schli
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Revolte gegen Fast-Food-Clown
an solle sich

doch bitte nicht so
anstellen. Das sei
eben ein Konzern,
der Geld in das
österreichische

Bildungssystem
pumpe. Sind eh
schon alle so

arm ... Das waren die ersten Einwände der
Angesprochenen, aber auch von Lesern, als
die SN erstmals über „Vorträge“ von Ronald
McDonald in österreichischen Kindergärten
berichteten. Der Fast-Food-Clown brachte
durchaus Wissenswertes zu Gehör. Dass
man sich etwa viel bewegen solle. Und vor
allem auch auf die Ernährung achten müsse.

Ihrem SN-Redakteur war allerdings rasch
klar: Eltern, die Kinder im Alter von drei bis
zehn Jahren haben, haben viele Sorgen. Nur
nicht jene, dass sich ihre Kinder zu wenig
bewegen. Die Kleinen im Kindergarten
erhielten auch noch Geschenke, etwa Puzz-
les, die nach wenigen Handgriffen das Ab-
bild von Ronald McDonald zeigten, und
anderen Nippes. Und die wichtigste Er-
kenntnis nach all diesen sympathischen
Bildungseinheiten: Die Kleinen wussten
jetzt genau, wo der lustige und freundliche
Convenience-Clown wohnt.

Wie geht man da vor? Nachfrage bei den
Kindergärten. Wie kam es überhaupt dazu?
Manche Kindergärtnerinnen waren selbst
schwer verärgert, einen Konzern-Clown als
Kollegen vorgesetzt zu bekommen. Dann
spricht man mit Eltern: Wurden Sie infor-
miert? Sind Sie damit einverstanden? Die
meisten waren fassungslos. Dann kann
es an das Eingemachte gehen. Anruf bei
McDonald’s. Eine freundliche Mitarbeiterin
in der Telefonzentrale verbindet uns mit
der PR-Chefin. Der Sachverhalt wird ge-
schildert. Die Dame hält sich weitgehend
bedeckt. Wir sagen ihr zu, dass ihre weni-
gen halbwegs brauchbaren Zitate korrekt
zitiert werden. Auch im Bildungsministe-
rium fühlt sich die zuständige Beamtin ein
wenig überfordert. Vor allem die Frage,
wofür wir Steuern zahlen, wenn sowieso
schon ehrenamtliche amerikanische Teil-
zeit-Clowns die Erziehung unserer Kinder
übernehmen, lässt die Dame ratlos zurück.

Jetzt ist es Zeit, die erste Geschichte zu
schreiben. Gemeinsam mit meiner Kollegin

Karin Zauner schnüre ich eine transparente
Darstellung der Geschehnisse. Während des
Verfassens des Kommentars taucht noch
eine Frage auf, die nur McDonald’s beant-
worten kann. Also noch einmal die Mitar-
beiterin der Telefonzentrale angerufen, mit
der Bitte um Durchstellung in die PR-Ab-
teilung. Die Dame sagt jetzt, das sei nicht
mehr möglich. Denn seit ich angerufen hät-
te, seien nur noch Türen zugeknallt wor-
den. Die Herrschaften wollen jetzt nicht
mehr gestört werden, verrät die freundliche
Dame in der Telefonzentrale.

Nach dem Erscheinen der ersten Ge-
schichte nehmen die Dinge ihren Lauf.
Rasch stellte sich heraus, dass McDonald’s
auch in Volksschulen aktiv war. Schulmittel
mit Logo wurden bereitgestellt. Das waren
dann schon Zustände wie in Afrika. Von
diesen berichtete der ehemalige Werbeprofi
und heute weltweit gefeierte Schriftsteller
Frédéric Beigbeder in seinem Buch „39,90“.
In Afrika, so Beigbeder, finanzierte vor
20 Jahren die Cola-Marke Pepsi Schulbü-
cher. Die Gegenleistungen waren werbe-
technisch recht raffiniert. Denn in diesen
Büchern war etwa nicht mehr zu lesen, dass
der Himmel blau sei. Nein: In diesen Schul-
büchern war nur noch zu lesen, dass der
Himmel „pepsiblau“ sei.

Nach der SN-Berichterstattung ist etwas
passiert, was Konzerne oder Politiker heute
als Verlust der Message Control bezeichnen.
Der Geschichte mit dem Titel „Kleinkinder
im Visier“ samt Kommentar folgte kurz da-
rauf der Titel „Ruf nach Stopp der Kinder-
gartentour“. Die Politik schaltete sich ein.
Im Folgeartikel war schon zu lesen: „SPÖ-
Familiensprecherin Andrea Kuntzl zeigte
sich ,fassungslos‘ und forderte einen sofor-
tigen Stopp der McDonald’s-Tour. Auch der
oö. Agrarlandesrat Josef Stockinger (ÖVP)
ist enttäuscht. Er will statt der ,verfälschten
Einheitsaromen‘ den Kindern lieber einhei-
mische Produkte schmackhaft machen.“

Zum Schluss machte Salzburgs Landes-
rätin Doraja Eberle dem Spuk ein Ende. Die
letzten beiden Titel lauteten: „Gegen Mani-
pulation“ und „Eberle bremst McDonald“.

Heute sind alle zufrieden. Denn auch
McDonald’s hat gelernt: Die Kinder kom-
men auch ohne Schleichwerbung in Kin-
dergärten und Schulen nach wie vor gern
in ihre Fast-Food-Filialen.

Schlecht unterrichtet.
Ronald McDonald wollte

im April 2005 in
Kindergärten gratis als

Ernährungsexperte
arbeiten. Die SN hatten
berechtigte Bedenken

gegen diesen
Teilzeitpädagogen.

PETER GNAIGER



Bawag-Chef verschenkte
Vermögen im Plastiksackerl

er hätte
geglaubt,

dass ein Wirt-
schaftskriminal-

fall spannender
sein kann als je-

der frei erfundene
Kriminalroman! Die

Rede ist vom Milliar-
denskandal um die

Gewerkschaftsbank Bawag und deren lang-
jährigen Generaldirektor. Nicht nur, dass
unglaublich viel Geld von Arbeitern und
braven Gewerkschaftsmitgliedern verloren
ging. Pikante Details der Affäre waren auch
Spekulationsgeschäfte in der Karibik, du-
biose US-Broker, ein in sein Feriendomizil
an der Côte d’Azur geflüchteter Verdächti-
ger. Und ein Plastiksackerl, in dem der Ban-
ker seinem Freund und Geschäftspartner,
einem ehemaligen Chef der Konsum-Kette,
freihändig 550.000 Euro übergab. Und
zwar, damit dieser seine Gerichtskosten
nach dem unrühmlichen Niedergang des
„roten Riesen“ begleichen konnte.

Rückblende in das Jahr 2006. Es ist der
21. Dezember, ein Donnerstagabend, als mir
zuvor erwähnte schier unglaubliche Ge-
schichte zugetragen wird: Der Bankdirektor
soll einen Monat vor seiner Pensionierung,
im März 2003, den Chef des pleitegegange-
nen Handelsriesen in sein Wiener Innen-
stadtbüro gebeten, einfach 550.000 Euro
von einem Bawag-Sparbuch behoben und
diese in einem Plastiksackerl übergeben
haben. Wie lässt sich am Freitag, 22. De-
zember, dem offiziell letzten Arbeitstag
vor Weihnachten, so eine Information ve-
rifizieren? Praktisch unmöglich. Bankange-
stellte, Staatsdiener, Wirtschaftskriminalis-
ten, Staatsanwälte, Richter und sonstiges
Justizpersonal sind an diesem Tag längst
nicht mehr am Arbeitsplatz anzutreffen.

Es sollte eine abenteuerliche Recherche
werden, sogar zum Privathaus eines Ermitt-
lers ins Burgenland, der gerade mit dem
Aufputzen des Christbaums beschäftigt
war. Irgendwann am Nachmittag die Bestä-
tigung durch Gerhard Jarosch, den damali-
gen Sprecher der Staatsanwaltschaft Wien:
„Das ist absolut absurd. Eine äußerst dubio-
se Geschichte, mit welcher Selbstverständ-
lichkeit in der Bawag fremdes Geld herge-
schenkt wurde.“ Danach folgte erst noch die
Überzeugungsarbeit in der eigenen Redak-
tion: Wo doch üblicherweise dem Leser in
der Weihnachtsausgabe der „Salzburger

Nachrichten“ schöne, friedvolle Geschich-
ten kredenzt werden. Letztlich erschien

der Artikel „Geschenkter Kredit unter
Freunden“ – ich wurde dafür einein-

halb Jahre später vom „News“-Verlag
als erster Alfred-Worm-Preisträger
ausgezeichnet.

Mindestens genauso wie die An-
erkennung der Leistung durch die
Branche freute mich die Reaktion
der Leserinnen und Leser. Denn
der „Freundschaftsdienst“ unter
den „roten Bossen“ war in den
Weihnachtsfeiertagen Gesprächs-

thema Nummer eins an Stammti-
schen und sogar in der öffentlichen

Sauna. „Hast schon gehört, der eine
hat dem anderen ein Vermögen im

Plastiksackerl zugesteckt?“, war da un-
ter schwitzenden Männern zu hören.
Der Banker, den die SN zu diesem Zeit-

punkt gar nicht mit den Anschuldigungen
konfrontieren konnten, weil er sich seit Juni
2006 den Fängen der Justiz entzogen hatte
und in seiner Villa im Nobelort Mougins bei

Cannes weilte, ließ den Bericht umgehend
über seinen Rechtsanwalt als Fake News
dementieren. Später, als die Veruntreuung
durch Unterlagen und Kontobewegungen
längst bewiesen war, bezeichnete der mäch-
tige Banker den SN-Artikel immer noch als
unrichtig: Er habe das Vermögen in einem
Aktenkoffer aus Leder und nicht im Plastik-
sack übergeben.

Die Plastiktasche wurde übrigens umge-
hend rückerstattet, und zwar vom damali-
gen Empfänger. Der hatte zum Dank eine
Schachtel Pralinen gekauft und das Präsent
in die unwürdige Verpackung gesteckt.

Gerhard Jarosch,Staatsanwalt

Absurd, wie in der

Bawag fremdes Geld

hergeschenkt wurde.

Nicht nur mich beschäftigte die Bawag-
Affäre über Jahre. Sogar Feinspitz und SN-
Frankreich-Experte Peter Gnaiger hatte sich
im September 2006 auf die Spuren des
Neofranzosen begeben. In Mougins, einem
Mekka für Superreiche, ist der Porsche-Fah-
rer demnach gar nicht aufgefallen. Nur
einigen Mitgliedern im Golfclub, wo der
leidenschaftliche Golfspieler als schlechter
Verlierer bekannt war.

Mitte Februar 2007 endete das Tauziehen
zwischen Frankreich und Österreich um die
Auslieferung des Herzkranken. In einer
Nacht-und-Nebel-Aktion wurde der Ver-
dächtige in einen Ambulanzjet verfrachtet
und in die Heimat überstellt. Gut vier Jahre
lang saß der heute 85-jährige Manager in
Untersuchungshaft – unterbrochen von
Vorführungen zum Bawag-U-Ausschuss ins
Parlament und zum eigenen Strafprozess
ins Graue Haus.

Zweieinhalb Jahre Haft erhielt er für die
Veruntreuung der 550.000 Euro. Auch der
Ex-Konsum-Chef wurde wegen Beihilfe zu
bedingter Haft verurteilt. Es war nur ein
kleiner Nebenstrang im Bawag-Finanzskan-
dal, in dem der Banker die Höchststrafe von
zehn Jahren ausfasste. Wegen seiner Herz-
probleme gilt er seit 2011 als haftunfähig
und musste seine Strafhaft nie antreten.
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Preis für Recherche.
Kurz vor Weihnachten 2006
deckten die SN eine schier
unglaubliche Veruntreuung

eines der mächtigsten
Banker Österreichs auf.

Dafür gab es eine
Auszeichnung.

FRITZ PESSL

Preisträger Fritz Pessl
mit demdamaligen
News-Chef Oliver
Voigt und SN-Chef-
redakteurManfred
Perterer.
BILD: SN/NEWS VERLAG



24 Jahre lang
im Keller
gefangen

April 2008. Ein monströses Verbrechen.
Josef F. hielt seine Tochter fast ein Vierteljahrhundert
gefangen und zeugte sieben Kinder mit ihr. Der Fall

hat mich über die Jahre hinweg journalistisch begleitet.
ANJA KRÖLL

raußen vor der Tür ist
ein schlichtes Schild

angebracht. „Haus-
arbeiter“ steht da-
rauf zu lesen. Als
man den Raum be-
tritt, blickt der dazu-

gehörige Mann kurz
auf. Seine weißen Haa-

re sind zerzaust, die Stim-
me leise, der Händedruck fest. „Wie geht es
Ihnen?“ – „Mein Fuß tut weh und keiner
kommt mich besuchen, aber sonst geht’s
gut.“ Ein kurzer Wortwechsel mit einem
Mann, der schier Unvorstellbares verbro-
chen hat: Josef F. Fast ein Vierteljahrhun-
dert hielt F. seine Tochter Elisabeth ab

ihrem 18. Lebensjahr in einer Art Verlies
im Keller unter seinem Wohnhaus in
Amstetten gefangen. Quälte, schlug, ver-
gewaltigte und schwängerte sie. Sieben Kin-
der wurden in der Finsternis geboren, wäh-
rend oben im Wohnhaus in der Ybbsstraße
das Doppelleben des Josef F. als Ehemann,
Familienoberhaupt und braver Nachbar
weiterging.

Eines der Kinder starb nach der Geburt
und wurde von Josef F. in einem Holzofen
verbrannt, für drei war das Verlies die ein-
zige Welt, die sie kannten. Die anderen legte
Josef F. als vermeintliche Findelkinder von
Elisabeth, die angeblich zu einer Sekte ge-
flüchtet war, vor dem Haus der Stadt im
Mostviertel ab.

Bis zum 26. April 2008. Als das älteste im
Keller lebende Kind, die 19-jährige Kerstin,
schwer erkrankte, wurde sie von Josef F. ins
Spital gebracht. Zum ersten Mal erblickte
sie das Tageslicht – und mit ihrem Auftau-
chen kam Licht in einen der größten Krimi-
nalfälle Österreichs. Der Fall hat mich über
die Jahre hinweg journalistisch begleitet.
Von der ersten Schlagzeile, die an einem
Sonntagabend im Teletext auftauchen soll-
te, über jene zehn Tage, die ich als Teil des
nationalen und internationalen Medientros-
ses vor dem grauen Haus in der Ybbsstraße
verbrachte, gefolgt vom Prozess in
St. Pölten, bei dem Josef F. im Jahr 2009 we-
gen Mordes durch Unterlassung, Sklaven-
handels, Freiheitsentziehung, Vergewal-

tigung, Blutschande und schwerer Nötigung
zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt
wurde. Zu verbüßen in der Justizanstalt
Stein, in einer Abteilung für geistig abnor-
me Rechtsbrecher. Jenem Ort, in dem es
Jahre nach F.s Verurteilung zu dem erwähn-
ten Gespräch kommen sollte. Zu einer Zeit,
als aus Josef F., dem Inzesttäter von Am-
stetten, der Hausarbeiter von Stein gewor-
den war.

Warum dieses Verbrechen auch mehr als
ein Jahrzehnt nach seinem Bekanntwerden
so sehr schockiert? Weil es außerhalb des
Vorstellbaren liegt. Das Böse wird vielleicht
erst dann im Ansatz nachvollziehbar, wenn
es denkbar ist. Doch die Tat des Josef F. war
vor deren Bekanntwerden undenkbar.
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er längste Kulturskandal
der Zweiten Republik

ging von Salzburg
aus: Der auslösende
Leitartikel von
SN-Chefredakteur

Gustav A. Canaval
erschien erst am 2. Ok-

tober 1951, obgleich die
Salzburger Landesregierung

dem seit 1933 staatenlosen deutschen
Schriftsteller Bertolt Brecht bereits im April
1950 die Staatsbürgerschaft zuerkannt hat-
te. Dessen wichtigster Fürsprecher war der
Komponist Gottfried von Einem, seit 1948
im Direktorium der Salzburger Festspiele.
Er hatte Brecht eingeladen, aus dem „Jeder-
mann“-Stoff ein neues Stück zu schreiben.

In so scharfem Ton wie die von Wien aus
agierenden Autoren Hans Weigel und Fried-
rich Torberg kanzelte Gustav A. Canaval
Bertolt Brecht ab. Dieser passe nach Salz-
burg wie „der Dieselmaschinist ins Orato-
rium“ und sei wie ein „Edelmarder in Salz-
burgs kulturellen Hühnerstall eingebro-
chen“. Die Folgen waren gewaltig: Brecht
behielt zwar seinen neuen Pass, verließ

aber Österreich nach Ostberlin, wo er mit
DDR-Subventionen das Berliner Ensemble
zu einer so exzellenten Bühne aufbaute,
dass ihr Renommee heute noch nicht ver-
welkt ist. Er zeigte sich loyal mit der DDR,
verteidigte 1953 den Einmarsch sowjeti-
scher Truppen und ließ sich 1955 in Moskau
den „Stalin-Friedenspreis“ überreichen.
Waren das nur hohle Floskeln, um in einem
totalitären Staat zu überleben? Stecken
seine eigentlichen Botschaften einzig in
Gedichten und Theaterstücken?

In Salzburg katapultierte Landeshaupt-
mann Josef Klaus (ÖVP) Gottfried von
Einem 1951 aus dem Direktorium, der aller-
dings 1954 in den Kunstrat zurückkehrte.
Auf deutschen und österreichischen Büh-
nen wurden Brechts Stücke jahrelang boy-
kottiert. Am Salzburger Landestheater wur-
de erst 1960 mit „Der gute Mensch von
Sezuan“ unter Protektion von Kulturlandes-
rat Josef Kaut (SPÖ) erstmals Brecht ge-
spielt. Bei den Salzburger Festspielen hielt
der Boykott noch länger: Erst 1998 wurde er
versehentlich beendet: Die Oper „Aufstieg
und Fall der Stadt Mahagonny“ von Kurt
Weill basiert auf einem Text Bertolt Brechts.

Oktober 1951.
Heute gilt Bert Brecht als einflussreicher Dramatiker.
Doch sein Auftragswerk für die Salzburger Festspiele
ist wegen eines Leitartikels nur Fragment geblieben.

HEDWIG KAINBERGER

„Edelmarder“
wirbelt auf

Kultur
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Bertolt Brecht wurde imApril 1950 österreichischer Staatsbürger, zumSkandal wurde das 1951.



Er machte der
Stadt eine Szene

Wie sich junge Kultur in Salzburg Bastionen eroberte.

Erwartet hätte es damals wohl noch niemand. Weder die Verfechter der
Hochkultur noch die Gruppe Idealisten, die in der Festspielstadt versuch-
ten, Räume für ein junges Kulturleben zu öffnen. „Eine richtige Sensation“

sei es also gewesen, was er am 15. Juli 1972 auf der Titelseite der „Salzburger
Nachrichten“ gesehen habe, erinnert sich Alfred Winter: Das Titelbild war der
Eröffnung des Festivals „Szene der Jugend“ gewidmet, das der damals 26-jährige
Kulturmacher zum zweiten Mal organisierte. Die Alternativkultur wurde erst-
mals auf Augenhöhe mit der Hochkultur wahrgenommen. Ende der 1960er-Jah-
re hatte sich die Initiative formiert: „Woodstock hat uns nicht so stark beein-
flusst, wir wollten unsere eigenen Ideen umsetzen“, sagt Winter. Diese trafen
in Salzburg anfangs auf prominente Kritiker (etwa den damaligen Festspielprä-
sidenten Josef Kaut) ebenso wie Befürworter (z. B. LH Hans Lechner). Und in
SN-Herausgeber KR Max Dasch habe er früh einen Unterstützer gehabt, erin-
nert sich Winter, der seine Berufslaufbahn als Repro-Lehrling in der Salzburger
Druckerei begonnen hatte: „Er ermöglichte es uns, die ersten Ankündigungen
für unsere Veranstaltungen zu drucken.“ Später, als die „Szene“ bereits ein
Festival war, auf dem Klassikstars wie Gidon Kremer spontan Konzerte spielen
wollten, hat sich auch die Kooperation mit der Zeitung bunt gestaltet: „1979
hatte die ,Szene der Jugend‘ das erste Farbmagazin als Beilage in den SN.“ pac

Salzburger erhalten
„Uni-Nachrichten“

Das universitäre
Engagement der
„Salzburger

Nachrichten“ kumulier-
te im November 1964.
Als der Geograf Egon
Lendl zum ersten Rek-
tor inauguriert wurde,
erschien ein seither
unübertroffenes Buch
über die Geschichte der
Universität von Chef-
redakteur Karl Heinz
Ritschel und vom Lei-
ter des Kulturressorts,
Max Kaindl-Hönig. Die
beiden schildern darin
die Vorgeschichte – et-
wa in der mittelalter-
lichen Schreibschule
von St. Peter oder im
Wirken des Arztes Paracelsus. Dass Mar-
kus Sittikus 1617 ein Gymnasium eröffnet
hatte, ermöglichte fünf Jahre später den
epochalen Festakt: Paris Lodron weihte
am 8. Oktober 1622 die Benediktineruni-
versität ein. Daher ist die 1962 begründete
und 1964 inaugurierte Universität nach
ihm benannt: Alma mater Paridiana.

Dass in den 1960er-Jahren ein Neuan-
fang nötig war, war Folge der napoleoni-
schen Kriege, von Säkularisierung und
bayerischer Herrschaft. Trotz des Ruhms
der Benediktineruniversität samt bestau-
nenswerter Theater- und Musikpflege
wurde sie am 24. Dezember 1810 aufge-

löst. Zunächst blieben
ein theologisch-philoso-
phisches Lyceum und
eine chirurgische Lehr-
anstalt. Doch auch für
diesen Rest an medizini-
scher Ausbildung wurde
1871 mit kaiserlicher
Entschließung das Ende
per 1875 eingeläutet.

Die vielen Versuche,
eine Universität mit
mehreren Fakultäten
wiederherzustellen,
fruchteten in den
1960er-Jahren zunächst
bei Philosophie und
Theologie, dann bei
Rechts- und Staatswis-
senschaft, schließlich
bei der Geistes- und Na-

turwissenschaft. Die Wünsche nach Fa-
kultäten für Medizin und Technik sind
noch unerfüllt. Allerdings gibt es seit
2003 für Medizin die PMU, die Paracelsus
Medizinische Privatuniversität; die eins-
tige Hochschule Mozarteum hat seit 1998
den Status einer Universität.

Die „Salzburger Nachrichten“ haben
das universitäre Leben stets unterstützt –
in den 60er-Jahren mit der Stiftung sämt-
licher Talare des Senats, mit Fundraising
zur Renovierung der Universitätskirche
und mit den seit 2009 vier Mal jährlich
erscheinenden „Uni-Nachrichten“, einer
Zeitung für Studium und Forschung. hkk
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19 Uhr fuhr Wagen auf Wagen an der Front
des neuen Festspielhauses vor. Die Damen
präsentierten sich in erlesenen Abendroben,
die Herren trugen Frack oder Smoking.“

Vergessen waren die Plagen der voran-
gegangenen Jahre. Nachdem Architekt
Clemens Holzmeister 1953 erstmals sein

„Als Entflammte empor“
Das Große Festspielhaus – im Zentrum unseres journalistischen Interesses.

Am 26. Juli 1960 geschah in 40 Minuten „das glanzvollste Schauspiel, das Salzburg je geboten worden ist“.
HEDWIG KAINBERGER

ls „historischen Tag“ und
„Festtag für ganz Österreich“

würdigten die „Salzburger
Nachrichten“ den 26. Juli

1960 und widmeten ihm
am folgenden Tag die

gesamte Seite 1 mit
Schilderungen vieler
denkwürdiger Ereig-
nisse. Diese began-

nen um 8.45 Uhr damit, dass Bundeskanz-
ler Julius Raab (ÖVP), Landeshauptmann
Josef Klaus (ÖVP), Bürgermeister Alfred
Bäck (SPÖ), Bernhard Paumgartner als Prä-
sident der Salzburger Festspiele und Bruno
Hantsch als Präsident der Stiftung Mozar-
teum einen Kranz am Mozartdenkmal nie-
derlegten. Dazu spielten die Kapellen von
Liefering, Bergheim, Anif, Neumarkt und
Schwarzach Märsche aus „Idomeneo“ und
„Zauberflöte“. Dann zog die Festgesell-
schaft zu Dankgottesdiensten – die Evange-
lischen in die Christuskirche, die Katholi-
schen in den Dom. Dem folgte am späten
Vormittag ein Festakt im neuen Festspiel-
haus, von dem die SN am folgenden Tag in
ihrer Titelgeschichte eine Spalte lang nur
Ehrengäste und anwesende Mitglieder der
Bundesregierung aufzählten und minutiös
berichteten: „Um genau 11.54 Uhr übergab
Bundespräsident Dr. Adolf Schärf das neue
Salzburger Festspielhaus seiner Bestim-

mung“, und das mit folgenden Wünschen:
„Möge dieses neue Haus den Künstlern eine
gute Heimstätte sein! Mögen der Ruhm und
der Glanz Salzburgs und Österreichs durch
die Spiele in diesem Haus erhöht werden!“

Allerdings ermahnte Adolf Schärf (SPÖ)
auch: „Es ist, glaube ich, unsere Pflicht, in
keinem einzigen Augenblick zu vergessen,
daß die unerhörten wirtschaftlichen Erfolge
in einem gefährlichen Gegensatz zu den
weltpolitischen Misserfolgen stehen, deren
Zeugen wir waren und noch immer sind.
Vergessen wir auch jetzt und hier nicht,
dass die Mehrzahl der Bewohner dieser
Erde sich noch immer nicht zu sättigen
vermag, vergessen wir nicht, daß der Welt-
frieden seit Langem nicht auf einer so frag-
würdigen Grundlage geruht hat wie heute.“

Die Eröffnung am Vormittag wurde laut
SN-Bericht mit großem Interesse der Bevöl-
kerung verfolgt. „Vor der langen Front des
Festspielhauses hatten sich viele Menschen
eingefunden, um wenigstens als Zaungäste
der Krönung eines in vier Jahren erbrachten
Werkes beizuwohnen.“ Auch am Abend
war das Gedränge so groß, dass Herbert
von Karajan den Taktstock zu „Der Rosen-
kavalier“ erst zehn Minuten nach der mit
19.30 Uhr festgesetzten Beginnzeit erhob.
„Die 40 Minuten vorher waren das glanz-
vollste Schauspiel, das Salzburg jemals ge-
boten worden ist“, heißt es in den SN. „Ab

Konzept für ein neues Festspielhaus vorge-
stellt und im Jahr darauf dazu eine Denk-
schrift vorgelegte hatte, nachdem Landes-
hauptmann Josef Klaus 1955 dieses Projekt
öffentlich präsentiert und damit zu seinem
politischen Anliegen erklärt hatte, be-
schloss die Bundesregierung am 24. Jänner
1956 den Neubau, der heute noch im Eigen-
tum des Bundes ist. Drei hitzige Kontrover-
sen begleiteten den Bau: der Protest aus
Sicht des Denkmalschutzes, als das auf
Wolf Dietrich zurückgehende und von meh-

SalzburgerNachrichten,
27. Juli 1960, Seite 1

Der gestrige 26. Juli

wird in die Geschichte

Salzburgs eingehen.

reren Erzbischöfen ausgebaute Haus abge-
rissen wurde, um 55.000 Kubikmeter Kon-
glomerat vom Mönchsberg wegzusprengen.
Heute sind vom alten Hofstall nur noch die
zwei Eingangsportale und das Tor zur Pfer-
deschwemme erhalten. Der Pausenraum im
Erdgeschoß hat noch eine leise Anmutung
des einstigen Luxuspferdestalls.

Problematisch war zudem, dass Mitte der
50er-Jahre noch Tausende Kriegsflüchtlinge
in Salzburg in Baracken hausen mussten.
Auf Kritik der Sozialdemokraten, Baracken-
beseitigung sei wichtiger als ein Kulturtem-
pel, versprach Josef Klaus beides: Festspiel-
haus und Barackenbeseitigungsprogramm.

Proteste gab es auch wegen der stetig
steigenden Kosten für den Bau, der nach
seinem wichtigsten, oft sogar einzigen
Fürsprecher den Spitznamen „Klausoleum“
bekam. Für die letzte „Zusatzsumme“ von
vier Millionen Schilling für Bühnentechnik
drohte Herbert von Karajan seinen Rücktritt
als Künstlerischer Leiter per Oktober 1959
an. Da segnete das Kuratorium den Betrag
ab, „um das Haus spielfertig zu machen“.

Am 26. Juli 1960 waren die Proteste wie
verflogen, alle wollten dabei sein und fei-
ern. Dann galt, was der Benediktiner Thomas
Michels als lateinische Inschrift verfasst
hat: „Der Muse heiliges Haus steht Kunst-
begeisterten offen, als Entflammte empor
trage uns göttliche Macht.“
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Rock und Pop in einer
seriösen Zeitung? Geht das?

Mitte der 80er-Jahre. Es sollte, so
beschloss man, in der Zeitung
einen Platz geben, wo es fort-

schrittlicher, gewagter, moderner zuging.
Der Name: „Kontaktlinse“. Große Ideen
wurden gewälzt. Einer machte sich schließ-
lich erbötig, zwecks Budget für diese Ju-
gendseite den Plan in der Chefetage vor-
zutragen. Die Signale „von oben“ wirkten
ermutigend.

Aber als das System, sprich die Mann-
schaftsführer und Trainer, davon Wind be-
kam, hagelte es Querschüsse: Wir sollten
erst unsere Hausaufgaben in der Regional-
liga machen, hieß es, so ein windiges Kon-
zept könne man nicht ernst nehmen. Jeder
solle an der langen Bank, sprich an seinem
Schreibtisch, gute Ideen einbringen. Dann
könne man weiterreden.

Blieb nur der lange Marsch durch die
Institutionen. Aber auch kleine Ideen kön-
nen Wirkung entfalten. Eine dieser Ideen
war eine Kolumne namens „Die SN-Disko-
thek stellt vor“. Der Grundgedanke war:
„Music is the message“. Auch so konnte
man junge Leser erreichen, durch Kurzbe-
sprechung der neuesten Platten aus der
Welt des Pop und Rock. Den Presseabtei-
lungen der Musikfirmen war das willkom-
men. Aber: Wie sagt man’s dem Chefredak-
teur? Dass plötzlich in den hochkulturellen
SN, wo Mozart das Maß aller Dinge war,
regelmäßig Einbrüche junger Musik statt-
finden sollten?

Der dienstälteste Redakteur, zuständig
für Randgebiete, war schon durch Wind
und Wetter vieler Redaktionsstürme gegan-
gen und ein Original. Ossi wusste Rat: „Wir
haben gelegentlich eine Reserveecke ganz
hinten in der Zeitung, die müssen wir im-
mer schnell füllen. Da könnten die Platten
hinkommen … aber vorbereiten, bitte!“

Tags darauf beim Chefredakteur: „Es
gäbe da eine Idee ...“ – „Nein, unmöglich,
für so etwas haben wir keinen Platz ...“ –
„Doch, doch, die Reserveecke ganz hinten,
sagt Kollege Ossi!“ Der Chef brummte und
zog an der Pfeife: „Na meinetwegen, pro-
bieren wir es halt einmal.“

Das „Probieren“ überdauerte dann mehr
als ein Jahrzehnt. Es entstanden dadurch

viele Kontakte nach außen, zur heimi-
schen und internationalen Musikszene.
Man konnte an die „SN-Diskothek“ an-
docken. Aber Impulse gingen auch nach
innen: „Professor Franz“, der damalige
Leiter der Wochenendbeilage, gewährte
einen Vertrauensvorschuss und bot als Ers-
ter den Platz für viele, viele Hintergrund-
berichte zu Musik und Jugendkultur – eine
Selbstverständlichkeit in den SN von heu-
te. So viel zu „Probieren wir es einmal“.

Ich fasste die 23 besten aus Dutzenden
solcher SN-Beilagen-Seiten (bis 1992 war
ich da Alleinunterhalter) in einem Buch
zusammen, im „Rock-Lesebuch“, das 1985

im Salzburger Winter-Verlag erschien. Für
dieses Buch schrieb Chefredakteur Karl
Heinz Ritschel ein äußerst freundliches
und offenes Vorwort.

Über mich meinte er, ich schreibe „in
der Wochenendbeilage, wo er (= ich) im-
mer wieder von der Rock-Musik begeistert
berichtet“. Und weiter: „Von jener Rock-
Musik, die noch vor zwei Jahrzehnten
als eher kurzlebiges Phänomen ins Eck
gestellt wurde und die sich beachtlich
emanzipiert hat zu einem unüberseh-
baren Teil der Gegenwartskultur. Dabei
ist die Funktion einer sogenannten Gegen-
kultur nur mehr partiell existent, denn
Rock und Pop haben die Massen erobert:
Von einer bloßen Anerkennung über
ein das Leben begleitendes, ja sogar for-
mendes Element einer jungen Generation
bis hin zur akademischen Betrachtung
über den Forschungsgegenstand Rock.“
So weit Originalton Karl Heinz Ritschel
anno 1985. Ronald Escher

Karl Heinz Ritschel,
ehem. Chefredakteur

Na, meinetwegen,

dann probieren wir

es halt einmal.

Die SN stellten sich hinter den Bau des Festspielhauses. BILD: SN/VOTAVA / IMAGNO / PICTUREDESK.COM
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Die versenkte Vision

1989.
Der Plan für ein Museum
im Berg verschwindet in

einem Konflikt ohne Ende.
Die Redaktion hatte den
Bau stark befürwortet.

CLEMENS PANAGL

as Projekt sei „hervor-
ragend“ und seine
Verwirklichung kön-
ne Salzburg „ein
Museum von Welt-
rang bringen“, argu-

mentierte SN-Chef-
redakteur Karl Heinz

Ritschel. Von einem „Mu-
seum mit unerschöpflichen,

attraktiven Ressourcen“ schrieb auch Kultur-
chef Werner Thuswaldner in einem Leit-
artikel. In beiden Texten ging es um Hans
Holleins Pläne für einen spektakulären Mu-
seumsbau im Inneren des Mönchsbergs. Was
die zwei Zeitungsartikel trennt? 14 Jahre.

Im Sommer 1990 analysierte Karl Heinz
Ritschel erstmals die Aussichten auf die
Verwirklichung des Großprojekts. Salzburg
hatte 1989 einen internationalen Wettbe-
werb für ein neues Landesmuseum im
Mönchsberg ausgeschrieben. Der Sieger
hieß Hans Hollein. Er entwarf ein Gebäude,
das vollständig im Fels versenkt sein sollte,
also auf eine sichtbare Außenfassade ver-
zichtete. Eine gläserne Dachkuppel sollte
die trichterförmig geschichteten Ausstel-
lungsflächen von oben mit Licht versorgen.
Im Sommer 1990 hatte sich der Plan eines

Salzburg-Museums bereits zu einem inter-
nationalen Projekt erweitert: Das New
Yorker Guggenheim-Museum wollte in Salz-
burg eine Dependance eröffnen und Teile
seiner Sammlung in Holleins Prestigebau
zeigen. Als Vorgeschmack stellte die Foun-
dation Meisterwerke in der Residenz aus,
gemeinsam mit Holleins Entwürfen. Zeit-
gleich wurde eine Machbarkeitsstudie vor-
gestellt. Das Museum im Berg sei „das Mus-
terbeispiel einer grandiosen Erlebniswelt“,
schrieb Ritschel in seiner Analyse. Salzburg
könne einen Bau bekommen, „der ohne
Zweifel zu den angesehensten Bauwerken
zeitgenössischer Baukunst zu zählen wäre“.

Der Konjunktiv am Satzende war mit
Weitblick gewählt. Viele Jahre zogen sich
die Kontroversen zwischen Befürwortern,
Skeptikern und Gegnern und den politi-
schen Akteuren von Stadt, Land und Bund,

an denen die Finanzierung der mit 900 Mil-
lionen Schilling veranschlagten „Jahrhun-
dertchance für Salzburg“ lag. Als solche
wurde das Museum von seinen Verfechtern
bezeichnet. Einen immensen Zugewinn an
internationalem Renommee als Kulturstadt
und ein großes Pendant zu den Festspielen
sahen sie in der Vision. Gegner monierten,
dass im Berg auch das Budget für die nötige
Neuordnung der Museumslandschaft ver-
schwinden werde, und fürchteten einen
Ausverkauf der kulturellen Identität.

Statt im Berg eingebettet zu werden,
wurde Holleins Museum in einer endlosen
Kontroverse versenkt, in deren Verlauf die
Hauptakteure immer wieder wechselten. Zu
Beginn des neuen Jahrtausends kam noch
einmal frischer Wind in die Initiative – mit
einem reduzierten Entwurf und einem Be-
treiberkonzept, in dem neben Guggenheim

auch die Eremitage in St. Petersburg und
das Wiener Kunsthistorische Museum das
Museum bespielen sollten. Von einer „un-
geahnten Welle der Zustimmung“ für das
neue Konzept berichteten die „Salzburger
Nachrichten“ 2002, nachdem sie die Direk-
toren der drei bedeutenden Sammlungen zu
einer Diskussion in den SN-Saal eingeladen
hatten, wo diese ihre Pläne präsentierten.

Noch einmal schien die Chance greifbar:
„So nahe wie jetzt war man der Verwirkli-
chung des großen Projekts noch nie“, hieß
es in dem Leitartikel. Letztlich aber blieb
Holleins Museum Vision. An seiner Stelle
wurde 2014 das Museum der Moderne er-
öffnet. In der Ausstellung „Ungebautes
Salzburg“ über nicht verwirklichte Archi-
tektur in der Stadt war das „Museum im
Berg“ als Fixpunkt im Museum auf dem
Berg zu bestaunen.

Der Entwurf von Architekt Hans Hollein (r.) für einMuseum imMönchsberg. BILDER: SN/HOLLEIN, SMITHSONIAN
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Salzburger
Festspiele
auf neuem

Kurs
Nach Karajan.

Ein neuer Intendant und
eine neue Präsidentin

bereiten spannende Jahre.
Die SN fabrizieren im
November 1994 eine

bedenkenswerte Titelseite.
HEDWIG KAINBERGER

W as für ein Freitagnachmittag!
Von der Aufregung an diesem
11. November 1994 ist in der

tags darauf erscheinenden Samstag-
zeitung kaum etwas zu merken. Sachlich
wird berichtet: Helga Rabl-Stadler, die
zwar kurz zuvor als Salzburger Spitzen-
kandidatin der ÖVP im Nationalrat an-
gelobt worden ist, wird als Präsidentin
der Salzburger Festspiele nominiert.

Tatsächlich aber hatte es an diesem
11. November 1994 in der Redaktion vor
Gerüchten und Telefonaten und wieder
Gerüchten nur so gesurrt und geschep-
pert. Und dann noch die Not: Kein pas-
sendes Foto! Ohne jpg-Datei und Internet
erforderte die Fotosuche damals eine ewig
lange Taxifahrt im regnerischen Freitag-
nachmittagsverkehr. Bis zur späten Bestä-
tigung der Neuigkeit einer neuen Präsi-
dentin herrschten Eile und Hektik. Aber
die SN erschienen wie immer.

Und doch: Dass der Titel zum Leit-
artikel des damaligen Wirtschaftsressort-
leiters Herbert Mitterndorfer zur Pen-
sionsreform sich mit der bebilderten
Meldung über die Salzburger Festspiele
schlägt, sollte den Intendanten Gerard
Mortier noch lang erheitern: Über Helga
Rabl-Stadlers Foto prangte: „Der Wurm
bohrt im System“.

Mit deren Bestellung begannen Span-
nungen zwischen den beiden, die sich bis
zu Gerard Mortiers 1999 besiegelten und
2001 vollzogenen Abschied hinziehen, ja,
sogar steigern sollten. Ursachen gab es
viele – vom Streit über die Verhandlungs-
härte mit den Wiener Philharmonikern
bis zur Frage, wer der Primus im Dreier-
gremium ist, also erster Ansprechpartner
für das Kuratorium. Gerard Mortier be-
harrte auf dem, was er „Intendantenprin-
zip“ nannte, forderte schließlich sogar
eine Festspielleitung ohne Präsidentin.
Verhärtet wurde dieser Konflikt durch
subkutanes parteipolitisches Gerangel –
ÖVP-Politiker wie die Landeshauptleute
Katschthaler und Schausberger stützten

Helga Rabl-Stadler, SPÖ-Politiker hin-
gegen, wie Kunststaatssekretär Peter
Wittmann oder Kulturlandesrat Othmar
Raus, sekundierten dem stets aufmüpfi-
gen, schließlich auch gegen die erste
schwarz-blaue Koalition herziehenden
Gerard Mortier. Der aber zog den Kürze-
ren und verweigerte folglich eine Ver-
längerung seiner bis dann zehnjährigen
Intendanz. Peter Ruzicka wurde nur unter
der Bedingung als Nachfolger bestellt,
Helga Rabl-Stadler als Präsidentin zu ak-
zeptieren. Und die SPÖ, allen voran Bür-
germeister Heinz Schaden, stellte sicher,
dass nach dem Ausscheiden Hans Landes-
manns weiterhin ein Kaufmännischer
Direktor zu bestellen ist, um die ÖVP-na-
he Phalanx auf ein Drittel im Direktorium
zu beschränken.

Die 1990er sind nicht nur das Jahrzehnt
mit Helga Rabl-Stadlers Verankerung im
Präsidentenamt im Direktorium. Sie sind
vielmehr der Beginn der Salzburger Fest-
spiele nach Herbert von Karajan.

Der für diese Nach-Karajan-Zeit nach
Salzburg geholte Belgier Gerard Mortier
legte einen bravourösen Neustart hin.
Dabei unterstützten ihn im Direktorium
Hans Landesmann mit Verantwortung für
Konzert und Kaufmännisches sowie Hein-
rich Wiesmüller als Präsident bis Jänner
1995. Das Wichtigste an Gerard Mortiers
Strategie war ein neuer Anspruch: Kunst
kann und muss politische Bedeutung
haben. Sie kann und muss mehr sein als
eine angenehme, prachtvolle Abendunter-
haltung. Sie muss aufwühlen, intellek-
tuell fordern, Fragen aufwerfen und Ver-
änderungen evozieren.

Weil Kunst, in diesem Sinne verstan-
den, auch möglichst vielen Menschen zu-
gänglich sein soll, wurde neues Publikum
gewonnen. So fuhr der Intendant zu Pro-
grammpräsentationen aufs Land. Auch das
Kartenangebot wurde ausgeweitet, sodass
das Kartenbüro nicht mehr „Alles ausver-
kauft!“ meldete. Plötzlich waren Fest-
spielkarten verfügbar und erschwinglich.

Ein wichtiger Beitrag für diese Öffnung
kam von Schauspielchef Peter Stein. In-
dem er die Felsenreitschule als viel grö-
ßere Spielstätte als das Landestheater
nutzte und Nachmittagsvorstellungen bot,
erreichte das Schauspiel so viele Besucher
wie nie zuvor. Zudem etablierte er die
Pernerinsel in Hallein als Spielstätte der
Salzburger Festspiele. Von Hans Landes-
mann kam unter anderem die Idee für die
ab 1997 mit Barockopern wieder begonne-
nen Pfingstfestspiele.

Schon in seiner ersten Programmprä-
sentation im Juli 1991 – also vier Jahre vor
dem EU-Beitritt – stellte Gerard Mortier
in Aussicht: Die von ihm ab 1992 zu lei-
tenden Salzburger Festspiele sollten in
der europäischen Kulturtradition veran-
kert sein; sie dürften keinesfalls Sammel-
becken für die Darstellung nationaler
Künste werden. Im August 1992 bekräf-
tigte er im SN-Interview: „Ich sehe in
dieser Stadt (Salzburg, Anm.) absolut eine
Chance, um ein Zentrum zu werden für
alle europäischen Fragen in Bezug auf
Kunst, Medien und Wissenschaft.“ Immer
wieder, in Vorträgen und Interviews, hob
er diese europäische Dimension der Salz-
burger Festspiele wie die für Europa in-
tegrative Kraft der Kunst hervor.

Noch etwas brachten die 90er-Jahre
den Salzburger Festspielen, initiiert von
Herbert von Karajan und Nestlé-Chef
Helmut Maucher: den Beginn des Sponso-
rings. Die ersten drei Hauptsponsoren wa-
ren ab 1991 die Konzerne Nestlé, Allianz
und ABB; nach fünf Jahren stiegen ABB
und Allianz aus, dafür kam Audi: Nach
einem Projektsponsoring 1995 ist der
Autohersteller seit 1996 ein Hauptsponsor.

Denkwürdig ist außerdem ein von den
„Salzburger Nachrichten“ im August 1996
veranstaltetes Symposium. Dessen einmü-
tiges Ergebnis lautete: Salzburg brauche
endlich ein für Mozartopern angemesse-
nes Haus. Bald darauf fielen die Beschlüs-
se für das anstelle des Kleinen Festspiel-
hauses 2006 eröffnete Haus für Mozart.

Weit, weit weg
Weltmusik.

Anfang der 90er. Die SN auf Reisen mit Hubert von Goisern.
BERNHARD FLIEHER

urnhalle, Rußbach im Lammertal.
4. Juli 1992. Vom „Hiatamadl“ ist
noch keine Rede. Monate bevor das

Lied ein Hit wird, hat sich herumgesprochen,
dass da einer was ganz Neues probiert. „Un-
verschämte Volksmusik“, so stand es auf
dem Plakat. Und das war es dann auch, mit

dem Hubert von Goisern und die Original
Alpinkatzen in der Turnhalle Schweiß
fließen ließen.

Der Abend am Ende des Lammertals
war der Anfang einer Beziehung zwischen
den SN und dem Wahlsalzburger Hubert
Achleitner, die weit hinaus führte aus der
Enge der Täler und der Engstirnigkeit
mancher Bewohner. So richtig los ging’s
aber erst Jahre später.

Hubert von Goisern hatte schon 1994
sein Projekt mit den Alpinkatzen beendet,
das ihn zum erfolgreichsten Vertreter der
„Neuen Volksmusik“ gemacht hatte. Ein
halbes Jahr wolle er Ruhe geben, sagt er
damals. Es wurden fast sechs Jahre. Über
die ersten Töne der Rückkehr mit dem
Album „Fön“ berichteten die „Salzburger
Nachrichten“ dann als erste Zeitung. Das
Interview über den neuen Aufbruch fand
im Bahnhof von Bad Ischl statt, „einem
Fenster zur Welt, jedenfalls ist das für ei-
nen Goiserer so“, sagte der Goiserer. Und
tatsächlich ging es danach weit, weit weg,
hinaus in die Welt. Der enge Kontakt zum
Künstler und dessen über Jahre gewachse-

nes Vertrauen in die unabdingbare journalistische Eigen-
schaft, dass, was vertraulich ist, auch vertraulich bleibt,
ermöglichte eine ungewöhnliche Nähe und Offenheit.
Und schließlich führte es dazu, dass sich Einblicke und
Ansichten aus dem Schaffen und Leben des Goiserers,
aus seiner Gedankenwelt erzählen ließen, die sonst nir-
gendwo zu lesen waren. Vor allem gelang das auf den
vielen Reisen, bei denen der Goiserer sich exklusiv von
den SN begleiten ließ.

Da ging es nach Ägypten, dann wochenlang nach West-
afrika – auf die Kapverdischen Inseln, in den Senegal und
nach Burkina Faso. In Mali spielte der Goiserer bei einem
Touareg-Festival nahe Timbuktu, einer Region, die man
wegen des islamistischen Terrors heutzutage gar nicht
mehr bereisen kann. Grönland war auch ein Ziel und vor
allem die Donau, die bei dem größten Unternehmen des
Musikers, der Linz-Europa-Tour, aber weniger das Ziel
war als der Weg.

Der „Goiserer“ beim Festival au Désert inMali. BILD: SN/BERNHARD FLIEHER



„Auch bei den Festspielen liegt etwas im Argen“
Jänner 2010: Finanzskandal bei Salzburger Festspielen.

Zwei korrupte Manager haben sich jahrelang bereichert. Der erste Bericht in den SN trat die Affäre los.
HEDWIG KAINBERGER

n einem Montagnachmittag
im Jänner 2010 kulminier-

ten seit Wochen brodelnde
Gerüchte. Im Dezember

davor war der Geschäfts-
führer der Osterfest-

spiele plötzlich und
leise des Amts ent-

hoben worden.
Dass der Berliner

Jurist Peter Raue und der pensionierte
Salzburger Kammerfunktionär Bernd
Gaubinger als interimistische Nachfolger
geholt wurden, war ein Alarmsignal: Peter
Raue, Anwalt der Berliner Philharmoni-
ker, ist einer der schlauesten und mäch-
tigsten Rechtsbeistände in Konflikten der
deutschsprachigen Kunst- und Kultur-
szene. Auf Fragen über dieses brisante
Revirement bei den Osterfestspielen gab
es nur Beschwichtigungen.

Dann erfuhren die SN an besagtem
Montag im Jänner 2010 von einem zwei-
ten Eklat: Der Technische Direktor der
Salzburger Festspiele, nach dem Direkto-
rium der bis dahin einflussreichste Ab-
teilungsleiter, war am Freitag zuvor eben-
so plötzlich und leise entfernt worden.
Warum? „Kein Kommentar“, erwiderte
Präsidentin Helga Rabl-Stadler den SN.
Später war zu eruieren, Peter Raue hatte
spätabends per E-Mail die Präsidentin

über Malversationen der beiden Manager
– einer bei den Oster-, einer bei den Som-
merfestspielen – informiert. Diese reagier-
te prompt und streng: Im Beisein der Bü-
rochefin der damaligen Landeshauptfrau
Gabi Burgstaller (SPÖ) wurde der Techni-
sche Direktor fristlos entlassen.

Mit dieser Meldung in den „Salzburger
Nachrichten“ vom 26. Jänner 2010 war
der größte Finanzskandal in der Geschich-
te der Salzburger Festspiele losgetreten:
Tags darauf gaben Osterfestspiele wie
Salzburger Festspiele bekannt, gegen die
beiden Entlassenen die Staatsanwalt-
schaft einzuschalten. Dies ging zwar als
„Osterfestspielskandal“ in die Geschichte

ein, doch waren die Salzburger Festspiele
mindestens so heftig davon erschüttert.
Das zeigen allein die sich jahrelang hin-
ziehenden Konsequenzen: ausführliche
Prüfung durch den Bundesrechnungshof,
Umstellung auf doppelte Buchhaltung,
Verschärfung des Controllings sowie jah-
relanges Prozessieren.

Die ramponierten Osterfestspiele wur-
den unter anderem mit der Hilfe von
Stadt und Land Salzburg in einer neuen
Gesellschaft mit beschränkter Haftung
aufgefangen. Die Berliner Philharmoniker
zogen ab, und der neue Intendant Peter
Alward lockte die Staatskapelle Dresden
mit Christian Thielemann nach Salzburg.

Während der damaligen Landeshaupt-
frau Gabi Burgstaller als „geschäftsfüh-
render Präsidentin“ des Kuratoriums der
Karajan-Stiftung die Kritik wegen mangel-
hafter Aufsicht bei den Osterfestspielen –
samt zwielichtiger Spendenzusage eines
Russen, der zugleich die österreichische
Staatsbürgerschaft beantragte – nach-
hängen sollte, blieben Kuratorium wie
Direktorium der Salzburger Festspiele
ungeschoren. Freilich: Niemand in diesen
Gremien war auch nur ansatzweise in ir-
gendeine Betrügerei involviert. Doch was
an Mindeststandards für hausinterne
Kontrolle fehlte, enthüllte etwa der eins-
tige frühere leitende Mitarbeiter, Rudolf
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SN-Leser
helfen den Engeln

Rettungen 2008 bis 2019.
Hilfsbereitschaft, Idealismus und Kultur passen

zu den „Salzburger Nachrichten“ – und ihren Lesern.
HEDWIG KAINBERGER

Zuerst gab es nur Alarmrufe: Die Kolle-
gienkirche ist bedroht! Dieses Haupt-
werk des Barockarchitekten Johann

Bernhard Fischer von Erlach zu sanie-
ren, wurde in den ersten Jahren des
Nuller-Jahrzehnts immer dringlicher.
Mangels Geld kursierten sogar Vor-
schläge, diese zweitgrößte Kirche Salz-
burgs zu schließen.

Bis die Bundesimmobiliengesellschaft
(BIG) als Eigentümerin die Hauptverant-
wortung übernehmen sollte, der sich auch
Stadt und Land Salzburg sowie Erzdiözese
und der World Monuments Fund mit Beiträgen
anschlossen, lancierten die „Salzburger Nach-
richten“ 2008 mit dem ORF die Aktion „Rettet
die Kollegienkirche“. Neben Benefizveranstal-
tungen, diversen Sammelaktionen sowie Großmäzenen
(wie der Münchner Haberland-Stiftung) machten vor al-
lem die „Engelspatenschaften“ Furore. Spender durften
sich in der Wolkenglorie über dem Hochaltar einen Put-
to-Kopf mit Flügeln oder einen „unbekümmert fröhlichen
Ganzkörperputto“ als „persönlichen Schutzengel“ aus-
wählen. Diese Aktion stand in guter Tradition: Bereits in
den 1980er-Jahren hatten sich die „Salzburger Nachrich-

ten“, allen voran ihr damaliger Chefredak-
teur Karl Heinz Ritschel, für Spenden für

die große Renovierung der Franziska-
nerkirche eingesetzt.

Die Hilfsbereitschaft für die Engel
der Kollegienkirche fand 2017 eine
Fortsetzung mit Heiligen. Zwar war
der 2013 abgeschlossenen Sanierung
des Gebäudes auch noch die Renovie-

rung der Seitenaltäre gefolgt, doch wa-
ren noch immer sechzehn barocke Sta-

tuen desolat. Mit der Aktion „SN-Leser
helfen“ konnten auch sie gerettet werden –

für Gertrudis, Teresia, Walpurgis ebenso wie
Franziskus, Johannes den Täufer und Johan-
nes Evangelist, Leonhard sowie Wolfgang
wurden großzügig spendende Paten gefun-

den. Und weil Hilfsbereitschaft, Idealismus und Kultur
gut zu den „Salzburger Nachrichten“ passen, ging die Ak-
tion „SN-Leser helfen“ im Jahr 2019 für ein weiteres kul-
turelles Großprojekt weiter: Mit dem Aufruf „Engel und
Heilige suchen Freunde“ wurden mehr als fünfzig Paten
dazu motiviert, die seit der Barockzeit größte Sanierung
und Modernisierung der Stiftskirche St. Peter finanziell
zu unterstützen.

Schmidt, im SN-Gespräch: Korruptes Ver-
halten des Technischen Direktors „war im
Haus allgemein bekannt. Da ist viel gere-
det worden und nicht einmal mit vorge-
haltener Hand.“

Nach dem Platzen des Skandals sorgten
Kuratorium und Direktorium der Salzbur-
ger Festspiele selbst für Aufklärung: Ein
externer Prüfbericht brachte arge Mängel
im kaufmännischen System zutage, wie
„zu umfangreiche Kompetenzen“ einzel-
ner Mitarbeiter, fehlendes Vier-Augen-
Prinzip, Unvereinbarkeiten von Funktio-
nen (etwa dass dieselbe Person für Bestel-
lung und Wareneingang zuständig sei),
mangelhafte Lieferscheine und uneinheit-
liche, veraltete EDV. Zum Aufräumen
übernahm Helga Rabl-Stadler 2011 für
sechs Jahre die Kaufmännische Leitung.

Diese Strukturschwächen verblassen
jedoch in Anbetracht der strafrechtlichen
Vergehen der beiden Manager. Ihnen wur-
de schwerer Betrug vorgeworfen – wegen
ungerechtfertigter Gehalts- und Honorar-
zahlungen, wegen des Kassierens von
Rechnungen für Scheinlieferungen oder
überbordender Spesenrechnungen.

2016 wurden sie rechtskräftig verurteilt
– einer zu viereinhalb, einer zu vier Jah-
ren Gefängnis. Der ihren einstigen Dienst-
gebern zugefügte Schaden wurde vom Ge-
richt mit zwei Millionen Euro angegeben.
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Engel der Kollegien-
kirche. BILD: SN/ZENZMAIER



Peter Handke bekommt den Nobelpreis
und geht im Regen zumChinesen essen

Kein Interview.
Handke bekommt im Oktober 2019 den Nobelpreis und sagt, er wolle mit niemandem reden. Mit uns schon.

BERNHARD FLIEHER

Es schadet nichts, wenn man sich Zeit lässt. Das ist selten
geworden im Journalismus, wenn sich Push-Nachrich-
ten gegenseitig durch die virtuelle Welt jagen. Kunst

und Kultur schwappen in dieser Flut selten mit. Am 11. Ok-
tober 2019 aber passiert es doch. Ein paar Sekunden nach
13 Uhr begann es: „Literaturnobelpreis geht an Peter Handke“,
stand da als Push-Nachricht auf dem Handy-Display. Es folg-
ten im Sekundentakt Reaktionen. Und es passierte Aufre-
gung. Und schnell stellte sich die Gewissheit ein, dass freilich
nicht nur über die Literatur geredet werden wird, sondern
auch über Handkes Kommentare zu den Balkan-Kriegen, die
in den 1990ern für Kontroversen und Jahre später für das
immer gleiche Echo sorgten. Die Fronten sind da seit Jahren
klar. Und er wolle, so sagt Handke, auch mit keinem mehr
darüber reden. Es zähle, was er geschrieben habe, sagt er.

Ob sich nicht doch was machen ließe, ein Telefonat viel-
leicht? Immerhin verbrachte Handke viele Jahre in Salzburg,
immerhin wurden hier seine Stücke aufgeführt. Immerhin
schrieb er einst eine Postkarte an die SN, mit der er Gerüch-
ten, er wolle Schauspielchef der Festspiele werden, entgegen-
trat: Lieber wäre er Straßenkehrer auf dem Mönchsberg,
schrieb er. Hans Widrich, Handkes ehemaliger Schulkollege
und später sein Quartiergeber in Salzburg, sagt, er werde sich
einsetzen. Tage später ruft er an: „Rufen S’ morgen in Paris
an.“ Beim Anruf ist der Nobelpreisträger guter Laune. Und
schnell ist klar: Was hier besprochen werden soll, lässt sich
am Telefon nicht erledigen. „Kommen S’ halt nach Paris“,
sagt Handke.

Es schadet nichts, wenn man sich Zeit nimmt. Das wird
immer öfter immer schwieriger im Journalismus. Aber dies-
mal geht es sich aus. Das erste Interview, eher sind es ja
Gespräche, gab es schon im Sommer 2005. Heiß war’s in Salz-
burg. „Na ja, dann red ma halt“, hatte Handke damals gesagt.
Er redet nicht gern mit Journalisten. Oder überhaupt mit
Fremden? „Da muss ich immer aufpassen“, sagt er dann in
Paris Jahre später und: „Das Geschriebene ist meine Instanz.“
Jetzt redet er trotzdem. Wir haben Zeit. Ein paar Stunden.
In einer Stunde müsse er was essen, sei das in Ordnung, fragt
er, noch bevor man eine Frage stellen kann. Andere hat er
nach ein paar Minuten rausgeschmissen. Wir sitzen nach vier
Stunden im China-Restaurant.

Es schadet nicht, wenn man sich für Geschichten viel Platz
nimmt. Auch das ist selten geworden. Aber jetzt ist der Platz
da. Drei Mal eine Doppelseite in der Wochenendbeilage. Da
lässt sich vieles über Handke erzählen. Alles geht sowieso
nicht. Denn was ist, ist niemals alles.
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Ein Porsche
für den Acker
Alt-Landeshauptmann trifft Konstrukteur.

November 1945: Franz Rehrl
im Gespräch mit Ferdinand Porsche.

RICHARD WIENS

und fünf Monate nach ihrer
Gründung widmeten die
„Salzburger Nachrichten“

eine der vier Seiten, die das
Blatt umfasste, einem Ge-
spräch zwischen Salzburgs

Alt-Landeshauptmann
Franz Rehrl und dem
Autokonstrukteur Fer-
dinand Porsche. Rehrl

hatte schon in seiner Amtszeit von 1922
bis 1938 großes Augenmerk auf die Wirt-
schaftspolitik gelegt. Auch nach dem Krieg
war ihm, obwohl schon schwer krank, da-
ran gelegen, Betriebe in Salzburg anzusie-
deln, um den Wiederaufbau der Wirtschaft
des Landes zu beschleunigen.

Am 17. November 1945 druckten die SN,
wie es in der Einleitung hieß, „eine steno-
graphische Wiedergabe der Aufnahme des
hochbedeutsamen Gesprächs“ ab. Die Kon-
versation der beiden Herren ist von hoher
gegenseitiger Wertschätzung getragen, es
ging darum, ob Porsche sich wieder in Ös-
terreich niederlassen und hier eine Produk-
tion ansiedeln wolle. Rehrls Interesse galt
dabei Porsches Plänen eines für Bergbauern

geeigneten, erschwinglichen Traktors. Drei
Exemplare wurden in Zell am See, wo Por-
sche das Schüttgut als Familiensitz erwor-
ben hatte, erprobt. Die Hoffnung, aus dem
Porsche-Traktor einen österreichischen Ex-
portartikel zu machen, erfüllten sich nicht,
die Fertigung erfolgte von 1950 bis 1963 in
einem Betrieb in Baden-Württemberg.

1947 gründeten Ferdinand Porsches
Kinder – Sohn Ferry Porsche und Tochter
Louise Piëch – in Gmünd in Kärnten die
Porsche Konstruktionen GesmbH. Im Jahr
darauf erfüllte sich Ferry mit dem 356er den
Traum vom ersten Porsche-Sportwagen. Ein
Dutzend wurde in Salzburg gebaut, bevor die
Produktion 1950 nach Stuttgart verlegt wur-
de. Die für den Wirtschaftsstandort Salz-
burg bis heute wichtigste Entscheidung fällt
1948. In Bad Reichenhall unterzeichnen die
Familien Porsche/Piëch und VW-Generaldi-
rektor Heinrich Nordhoff einen Vertrag, der
die Lizenzgebühr für jeden gebauten Käfer,
die Genehmigung für Bau und Vertrieb des
356er Porsche und den VW-Generalimpor-
teursvertrag für den in Salzburg ansässigen
Autohandel enthält. Der Grundstein für die
heutige Porsche Holding ist gelegt.

Ferdinand Porsche

Landeshauptmann Franz Rehrl
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Kreisky und
Androsch – eine
Entfremdung

August 1978: Aufstieg und Fall eines Politikers.
Hannes Androsch blieb der Sprung zum Bundeskanzler

verwehrt. Den SN legte er seine Finanzen offen.
RICHARD WIENS

runo Kreisky und Han-
nes Androsch – das war
von 1970 bis zur Mitte

des Jahrzehnts ein Duo
in der Regierung, zwi-
schen das kein Blatt
Papier passte. Kreisky
holte Androsch als da-

mals jüngsten Finanz-
minister der Republik in die

von ihm 1970 gebildete Minderheitsregie-
rung, in der folgenden SPÖ-Alleinregie-
rung stieg Androsch zum Vizekanzler auf.
Die beiden ergänzten einander kongenial
– Kreisky sorgte mit seiner Bildungs-, Kul-
tur- und Sozialpolitik für die Öffnung der
Gesellschaft, Androsch hielt ihm wirt-
schaftspolitisch den Rücken frei. Kreiskys
Großzügigkeit beim Schuldenmachen wur-
de durch eine strikte Hartwährungspolitik
abgefedert. Die Bindung des Schilling an
die D-Mark, die Androsch mit der Natio-
nalbank und Unterstützung der Gewerk-
schaft durchsetzte, missfiel Kreisky eben-
so wie dessen Plädoyer, die Subventionen
für die verstaatlichte Industrie zu kürzen.

Die sachlichen Konflikte führten nach
und nach auch zum Riss im Verhältnis des
Sonnenkönigs zu seinem Kronprinzen.
Dass Androsch in die Nationalbank wech-
seln wollte, verleitete Kreisky später zum
Vorwurf, Androsch sei es immer nur ums
Geld gegangen. Dessen persönliche Finan-
zen waren es auch, die zum Bruch führten.
Den Auftakt für eine jahrelange Auseinan-
dersetzung bildete die Debatte über die
Vereinbarkeit von Androschs Beteiligung
an der Steuerberatungskanzlei Consultatio
mit seinem Amt als Finanzminister, die
im Sommer 1978 an Schärfe gewann. Aus-
gangspunkt war Androschs Beruf als Steu-
erberater und Wirtschaftsprüfer vor sei-
nem Eintritt in die Regierung und die aus
der elterlichen Steuerberatungskanzlei
hervorgegangene Consultatio, an der An-
drosch mit 51 Prozent beteiligt war und
blieb. Um die Bestimmungen des Unver-
einbarkeitsgesetzes einzuhalten, wurde
anstelle von Androsch ein eigenverant-
wortlicher Geschäftsführer bestellt. Von
der Opposition und von Medien kritisiert
wurde aber der Umstand, dass der wirt-
schaftliche Erfolg der Consultatio damit
einherging, dass sie Klienten aus dem Um-
feld der Gemeinde Wien und der verstaat-
lichten Industrie betreute. Hinzu kam,

dass der damals schon kränkelnde und
mit Androschs wachsender Popularität
hadernde Kreisky von Androsch abrückte.
Er sprach sich für strengere Unvereinbar-
keitsregeln und mehr Transparenz bei den
Vermögen öffentlicher Amtsträger aus und
kündigte an, er werde in dieser Frage künf-
tig „sehr genau sein“.

Das veranlasste Androsch, in die Offen-
sive zu gehen. Am 3. August 1978 legte
er in einem Gespräch mit SN-Redakteur
Gerhard Steininger seine Finanzen offen.
Im Faksimile wurde Androschs Einkom-
mensteuerbescheid abgedruckt, den SN
übergab Androsch auch die entsprechende
Steuererklärung sowie Bescheid und Er-
klärung über sein Vermögen. Die Zahlen
waren stattlich, Androschs Einkommen
lag bei 730.200 Schilling, auf die rund

242.500 Schilling Steuer zu zahlen waren.
Dem Vermögen – bestehend aus mehreren
Liegenschaften, Sparbüchern und Wert-
papieren – von 2,4 Millionen Schilling
standen 3,1 Millionen Schilling Schulden
gegenüber. Die innerparteiliche Ruhe
währte nur kurz, Anfang 1981 schied An-
drosch aus der Regierung aus und wech-
selte als Vizechef in die Creditanstalt. 1988
wurde er wegen falscher Zeugenaussage
im U-Ausschuss zum AKH-Skandal, in den
die von einem Consultatio-Geschäftspart-
ner gegründete Ökodata verwickelt war,
verurteilt. Androsch musste als CA-Gene-
raldirektor zurücktreten. Das Steuerver-
fahren gegen ihn endete 1996 mit einer
Verurteilung wegen Steuerhinterziehung
beim Kauf seiner Villa in Wien-Neustift.

Aus dem einstigen „Leider-nein-Millio-
när“ Androsch ist längst ein erfolgreicher
Industrieller und ein vermögender Mann
geworden, der die Politik gern und poin-
tiert kommentiert – aber in die politische
Arena zog es Androsch nie mehr zurück.
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HannesAndrosch, Ex-Finanzminister

Auf meinen Beruf und

meine Unabhängigkeit

will ich nicht verzichten.

Androschs Einkommensteuerbescheid, wie er in den SN abgedruckt wurde.



Hallein-Papier pleite?
Nachts in einer Bar
wurde es turbulent
Bis März 1993 schien es unvorstellbar.

Und zwar, dass Salzburgs größter Industriebetrieb
fallen könnte. Er fiel trotzdem.

HERMANN FRÖSCHL

Bei Hallein-Papier droht der Konkurs“.
Mit dieser Schlagzeile auf Seite 1
lösten die SN am 5. März 1993 ge-

hörige Aufregung im ganzen Land aus.
Die Papier- und Zellstofffabrik in der
Salinenstadt war damals das industrielle
Aushängeschild Salzburgs und beschäftig-
te mehr als 1000 Mitarbeiter.

Der Arbeitstag vor dieser Schlagzeile
hatte schon kurz nach Mitternacht begon-
nen. In einer Bar in Hallein. In ausgelasse-
ner Laune, in der auch die Zungen locke-
rer werden. „Die Borregaard“, wie die Ein-
heimischen die Fabrik in Anlehnung an
ihren norwegischen Eigentümer aus den
1920er-Jahren damals nannten, stehe vor
der Pleite. Sagt da plötzlich einer in der
Runde. „Die Boarn“, gemeint der damalige
bayerische Eigentümer PWA, „wollen nix
mehr zahlen.“

So ein Blödsinn, war der erste Gedanke.
Die Papierfabrik kämpfte zwar seit Jahren
mit Verlusten. Aber eine Pleite? Undenk-
bar! Die Feierlaune war jedenfalls wie
weggeblasen, das Hirn ratterte, an Schlaf
war nicht zu denken. In aller Herrgotts-
früh ging es ins Büro, ein Telefonat löste
das nächste ab. Und im Laufe des Tages
wurde klar: Das Unmögliche war doch
möglich. Der Industrieriese, an dem auch

die damals größte Bank des Landes, die Bank
Austria, beteiligt war, kämpfte gegen ein
Insolvenzverfahren. Die exklusive SN-Mel-
dung rüttelte die ganze Republik auf. Die
Landespolitik forderte Informationen vom
Papierkonzern und schaltete den damaligen
Bundeskanzler Franz Vranitzky (SPÖ) ein.
Es sollte – trotz aller Proteste, trotz aller
Bemühungen, trotz staatlicher Hilfszusagen
– nichts nützen: Eine Woche später stellten
die Bayern einen Insolvenzantrag und boten
den Gläubigern im Zuge eines Ausgleichs an,
40 Prozent ihrer Forderungen zu begleichen.

Vor allem die österreichische Gesetzes-
lage, wonach im Insolvenzfall alle Beendi-
gungsansprüche der Arbeitnehmer der Staat
übernimmt, hatte die Bayern in Versuchung
gebracht. Was in Österreich wütende Reak-
tionen gegen den „rücksichtslosen Konzern“
hervorrief. Die PWA machte dann zwar mit
einer neuen Auffangfirma weiter, doch die
verbliebenen 900 Mitarbeiter mussten
Lohneinbußen hinnehmen. Und es sollte
nicht das Ende der Talfahrt sein.

Mehrere Eigentümerwechsel folgten, und
im Jahr 2009 wurde die Papierproduktion
dann ganz eingestellt. Heute erzeugt die
Fabrik Zellstoff, beschäftigt 250 Mitarbeiter
– und alle sind damit zufrieden. Wie sich die
Perspektiven doch ändern.
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Atomic: EinMachtkampf
Alois Rohrmoser schaltete und waltete über Jahrzehnte.

Doch 1994 geriet seine Skifabrik Atomic in Not. Er verlor den beispiellosen
Machtkampf mit seiner Hausbank – die SN berichteten „aus erster Reihe“.

HERMANN FRÖSCHL

s hatte fast konspirativen Charakter: Alois
Rohrmoser dirigiert den SN-Redakteur te-
lefonisch zum Termin. Es ist irgendwann

im Jahr 1998. Ein verregneter Tag. Rohrmoser
sitzt am leeren Stammtisch in einem Gast-
haus in Anif. Er wirkt angespannt, nervös. Die

Jahre des Kampfs
haben Spuren hin-
terlassen. An sei-
nem ungebroche-

nen Kampfgeist lässt er dennoch
keinen Zweifel. „Sie haben mir Ato-
mic genommen. Aber das hält mich
nicht auf.“ Die Pongauer Urgewalt
will (der Welt) beweisen, dass er
noch immer ein genialer Skibauer
ist. Er packt bunte Skizzen eines
Skis aus. Darauf prangt der Name
R2 – Rohrmoser 2.

Der Skipionier hat zu diesem
Zeitpunkt nach vielen guten einige
brutal harte Jahre hinter sich. Die
Skifabrik Atomic hatte er zu inter-
nationalem Ruhm geführt – und
sah sich dann plötzlich im Zentrum
eines der härtesten Machtkämpfe der Wirtschaftsgeschich-
te der Zweiten Republik. Quasi erste Reihe fußfrei die SN-
Wirtschaftsredaktion, die am 9. September 1994 titelte:
„Atomic in der Nacht um einen Schilling verkauft.“ Rohr-
moser stand damals wie viele Industriebetriebe gehörig

unter Druck. Die Skifabrik schrieb Verluste und die Haus-
bank Bawag pochte auf Veränderung.

Mit einem nächtlichen Deal wollte sich Rohrmoser aus
diesem Schlamassel befreien. Er veräußerte 85 Prozent von
Atomic an eine Gruppe von Sanierern, zu denen auch der
heutige KTM-Chef Stefan Pierer gehörte. Doch was als Be-

freiung gedacht war, geriet zum Bu-
merang. Nur fünf Tage später wuss-
ten die SN vom drohenden „Drama
um Atomic“. Es folgte das „bange
Warten auf Anruf aus der Bawag-
Zentrale“. Der kam – und verhieß
nichts Gutes. Am darauffolgenden
Freitag nahm die Skifabrik den Groß-
teil der SN-Titelseite ein. „Konkurs
von Atomic besiegelt.“ Die Bawag hat-
te seinen Deal abgelehnt und Kon-
kursantrag gestellt.

Es folgte ein Wirtschaftskrimi, der
die SN-Wirtschaftsredaktion jahre-
lang beschäftigte. Der Bawag war vor-
geworfen worden, Atomic wider-
rechtlich in Konkurs geschickt zu
haben, um damit Verluste aus Karibik-
geschäften zu verschleiern. Ein Vor-

wurf, der von der Justiz nie bestätigt wurde. Entsprechende
Ermittlungen wurden eingestellt. Auch Rohrmosers jahre-
lange Versuche, mittels Gericht das Konkursverfahren zu
bekämpfen, scheiterten. Sogar ein Untersuchungsaus-
schuss im Parlament in Wien ging der Frage nach, ob es

politische Einflussnahmen gab. Licht ins Dunkel konnte
aber auch dieser nicht bringen. So haften am Atomic-Kon-
kurs bis heute zahlreiche Verschwörungstheorien.

Faktum bleibt, dass der Konkurs mit einer ungewöhnlich
hohen Quote von über 93 Prozent für die Gläubiger abge-
schlossen wurde. Der Firmenkonkurs erbrachte 73,8 Pro-
zent, die beiden Hauptgläubiger Bawag und Invest Kredit
erhielten zudem weitere 20 Prozent aus dem Zwangs-
ausgleich gegen den Firmengründer, der persönlich für die
Firma haftete. Rohrmoser verlor damit nicht nur sein Le-
benswerk, sondern auch seinen persönlichen Besitz. Auf-
gegeben hat er trotzdem nie. Die SN meldeten 1998 seinen
Comeback-Versuch. „Rohrmoser will mit R2 nochmal
durchstarten.“ Vorausgegangen war jenes eingangs be-
schriebene Treffen in einem Gasthaus in Anif. Ein Prototyp,
produziert bei einem Snowboardbauer im Pinzgau, wurde
real. Doch in Serie ging der Ski nie. Rohrmoser hatte wohl
nicht mehr genug Kraft. Die Solidarität in der Region ist
ihm dennoch bis heute gewiss. Hermann Maier höchstper-
sönlich widmete ihm 2005 einen seiner WM-Titel. Wenige
Wochen vorher war Rohrmoser verstorben. Sein Anteil an
all den Erfolgen dürfe nie in Vergessenheit geraten, mahnte
Maier. „Ihn habe ich gekannt, seit ich ein kleiner Bub war.“

Wie aber ging es mit Atomic weiter? Rund um die Pleite
hatte die Republik nach österreichischen Lösungen für die
Skiindustrie gerufen. Der Plan, Atomic, Head, Kneissl und
Blizzard zusammenzuspannen, scheiterte aber kläglich. Zu
unterschiedlich waren die Interessen, zu groß die regiona-
len Konflikte. Damit wurde wahr, was in den 1990er-Jahren
die Menschen immer öfter aufschreckte: Ein ausländischer
Übernehmer griff zu. Atomic ging an den Amer-Konzern,
knapp eine Milliarde Schilling (rund 70 Millionen Euro) leg-
ten die Finnen auf den Tisch.

Die damals kursierende Angst, dass „der Ausländer“ Ato-
mic schaden könnte, bewahrheitete sich nicht. Unter Amer
knüpfte Atomic an alte Erfolge an. Der Standort Alten-
markt, an dem heute mehr als 800 Mitarbeiter beschäftigt
sind, wurde aufgewertet. „Altenmarkt ist das Epizentrum
unserer Wintersportsparte“, sagte Michael Schineis erst
kürzlich im großen SN-Interview. Schineis hatte Atomic
nach der Pleite wieder in ruhige Fahrwasser geführt und
ist heute Chef der gesamten Wintersportsparte von Amer.
Ironie der Geschichte: Seit 2019 ist Atomic de facto chi-
nesisch. Ein Konzern aus dem Reich der Mitte hat beim
Amer-Konzern die Mehrheit und damit letztlich auch in
Altenmarkt das Kommando übernommen.

SkilegendeHermannMaier
im Jahr 2005 über Alois Rohrmoser

Ihn habe ich gekannt, seit

ich ein kleiner Bub war.

Sein Anteil an diesen

Erfolgen darf nie in

Vergessenheit geraten.

Alois Rohrmoser verlor imKonkursverfahren nicht nur seine
Skifabrik, sondern auch privates Vermögen. Er verstarb im
Februar 2005. BILD: SN/MARTIN ARBEITER

Michael Schineis, führender
Manager des Amer-Konzerns, 2019

Altenmarkt steht heute

super da und ist das

Epizentrum unserer

Wintersportsparte.
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Die rote Bank Austria schnappt
sich die schwarze Creditanstalt
November 1996: Der schwierige Verkauf von Österreichs „monetärer Visitenkarte“.

Die Privatisierung der CA war reich an Wendungen. Über die entscheidende berichteten die SN.
RICHARD WIENS

m 16. November 1996 erschien
in den „Salzburger Nachrich-

ten“ einer der vielen Artikel
zu den Bemühungen der

Regierung, die Credit-
anstalt zu privatisieren.

Doch dieser Bericht
von SN-Redakteurin
Margarete Freisinger
hatte es in sich. Die

Leserinnen und Leser der SN erfuhren als
Erste, dass die Bank Austria an einem An-
gebot für den Kauf der Bundesanteile an
der CA bastelte. Vorerst seien es noch Sand-
kastenspiele, schrieben die SN mit der ge-
botenen Vorsicht. Es sei nämlich „kaum
vorstellbar, dass die ÖVP der CA-Übernahme
durch die im Einflussbereich der Gemeinde
Wien stehende BA zustimmt“. Zudem gab
es heftige Dementis von Bank-Austria-Vor-
standschef Gerhard Randa. „Wir bieten
sicher nicht an. Diese Gerüchte haben die
Qualität einer Karnevalsveranstaltung“, sie
lösten bei ihm Gefühle zwischen Ärger und
Verwunderung aus, sagte Randa. Wie sich
ein paar Wochen später herausstellen sollte,
entsprach das nicht der Wahrheit. Denn
Freisinger war auf der richtigen Spur.

Am 11. Dezember segnete der Aufsichts-
rat der Bank Austria ein Übernahmeoffert
für die CA ab. Damit war es mit den Über-
raschungen nicht vorbei – neben jenem
der Bank Austria und des bürgerlichen Kon-
sortiums rund um die EA-Generali und die
Erste Oesterreichische Spar-Casse tauchte
ein drittes Angebot auf. Es stammte, wie
am 16. Dezember 1996 bekannt wurde,
von der Privatstiftung des Billa-Gründers
Karl Wlaschek. Der Ausgang der Geschichte
ist bekannt. Am 12. Jänner unterschrieb Fi-
nanzminister Viktor Klima den Kaufvertrag,
mit dem 69,45 Prozent der Creditanstalt in
den Besitz der Bank Austria übergingen.

Die bezahlte dafür 17,16 Mrd. Schilling
(1,25 Mrd. Euro). Der Verkauf war aber eine
schwere Belastungsprobe für die Koalition.
Die ÖVP stimmt nur unter der Bedingung
zu, dass sich der größte Einzelaktionär der
Bank Austria, die AVZ (Anteilsverwaltung
Zentralsparkasse), binnen fünf Jahren auf
unter 25 Prozent an der Bank Austria zu-
rückzieht. Eine Arbeitsplatzgarantie, die
man der Bank Austria abrang, konnte sie
problemlos geben, in der Creditanstalt lief
bereits ein Programm zum Abbau von 1000
Stellen. Der Bestand der CA wurde für fünf
Jahre garantiert, 2002 wurde sie mit der BA
fusioniert, 2008 verschwand der Name der
1855 gegründeten Creditanstalt endgültig
aus dem Schriftzug der mittlerweile im Be-
sitz der UniCredit stehenden Bank Austria.

Die Vorgänge rund um die Privatisierung
– SPÖ und ÖVP hatten 1991 die gesetzliche
Basis gelegt – brachten Österreich Häme
ein. „How Not to Privatize a Bank“ war ein
Artikel im „Wall Street Journal“ im Septem-
ber 1995 übertitelt. Denn davor lagen be-
reits mehrere erfolglose Anläufe.

Im April 1993 preschte etwa die Raiff-
eisen-Gruppe vor, der Vorstand der CA
stemmte sich aber dagegen. Im Mai 1994
legte die Schweizer Credit Suisse ein Offert,
zog es aber vier Monate später zurück. Auch
der Versicherer Allianz und die Bayernhypo
starten einen erfolglosen Versuch. Und das
„bürgerliche Konsortium“ verzettelte sich
immer wieder. Während den Finanzminis-
tern Ferdinand Lacina und Andreas Stari-
bacher bei der CA-Privatisierung kein Erfolg
beschieden war, wurde sie für Viktor Klima
zum Meisterstück. Nachdem er den Deal als
„Sieg für die Steuerzahler“ bezeichnet hatte,
schrieben die SN am 17. Jänner: „Weiter so,
aus Ihnen wird bestimmt noch etwas.“ Elf
Tage später stieg Klima als Nachfolger von
Franz Vranitzky zum Bundeskanzler auf.

Als Servus TV fast verschwand
Das schnellste Sender-Comeback der Geschichte.

Mai 2016: Eine Betriebsratsidee löste ein Mediendrama aus – mit den SN in einer Nebenrolle.
RALF HILLEBRAND

A lles begann mit einer WhatsApp – und nur fünf
Wörtern. „Servus TV ist fertig. Alle entlassen“,
trudelte am 3. Mai 2016 im SN-Medienressort ein.

Als der adressierte Redakteur gerade zum Hörer greifen
wollte, poppte ein E-Mail auf. Die unmissverständliche
Titelzeile: „Servus TV gibt den Betrieb auf.“ Allen 264
Mitarbeitern sei gekündigt worden. Und auch eine erste
Begründung für das Aus wurde geliefert: Der Sender sei
„wirtschaftlich untragbar geworden“.

Die SN-Redaktion musste reagieren. Ein eigenes Re-
chercheteam wurde gebildet. Und dieses Team war es
dann auch, das herausfinden konnte, was Geldgeber
Dietrich Mateschitz vordergründig dazu bewogen hatte,
Servus TV vom Netz nehmen zu wollen. 40 Mitarbeiter
hatten bei einer internen Abstimmung mitgemacht –
und sich großteils für die Gründung eines Betriebsrats
ausgesprochen. Wenig später bestätigte Mateschitz den
„Salzburger Nachrichten“, dass dieser Vorstoß seine
Entscheidung beeinflusst hatte. Zu den Werten von
Servus TV zählten Unabhängigkeit, Eigenständigkeit und
Unbeeinflussbarkeit. Eine Betriebsratsgründung habe

diese Werte „insbesondere durch die Art und Weise des
Zustandekommens – anonym, unterstützt von Gewerk-
schaft und Arbeiterkammer – nachhaltig beschädigt“.

Spätestens nach der Begründung von Dietrich Mate-
schitz schien das Sender-Aus nahezu jeden zu interessie-
ren. Medien wie der „Der Spiegel“ oder die „Neue Zür-

cher Zeitung“ griffen die SN-Berichterstattung auf – und
verlinkten online auf die Originalquelle. Die Folge waren
Zugriffe im sechsstelligen Bereich, die kurzzeitig gar die
hauseigenen Server in die Knie zwangen.

Doch die eigentliche Pointe sollte erst folgen. Die SN
wurden gebeten, die Mateschitz-Aussagen auch an die
Gewerkschaft weiterzuleiten. Noch am selben Abend
folgte der vertrauliche Tipp, dass es zum Sender-Aus zu-
mindest weitere Gespräche geben soll.

Bereits tags darauf trafen sich der Red-Bull-Chef und
der damaligen AK- und ÖGB-Vorsitzende Siegfried Pichler
im Hangar-7. Die Folge war das wohl schnellste Sender-
Comeback der Mediengeschichte: Dietrich Mateschitz
nahm seine Entscheidung zurück.

Eine Rolle spielte aber auch die Belegschaft selbst. In
einem offenen Brief baten 205 Mitarbeiter, den Sender-
betrieb aufrechtzuerhalten. Und sie ergänzen: „Wir wol-
len und brauchen keinen Betriebsrat.“ Dies wiederum
quotierte Mateschitz in einer Aussendung mit dem Satz
„Die Fortsetzung der parteipolitisch unabhängigen Linie
wird von allen Beteiligten begrüßt.“

BILDER: SN/APA

BILD: SN/RATZER

Ein strahlender Finanzminister Viktor Klima unterschreibt am 12. Jänner 1997 denKaufver-
trag für die Bundesanteile an der CA. ImDezember kämpfte die Belegschaftmit General-
direktor Guido Schmidt-Chiari noch um ihre Bank. Wochen später gehörte sie mehrheit-
lich der vonGerhard Randa (links neben Schmidt-Chiari) geführten Bank Austria.



DieWirtschaft ein Sumpf?
Schreiben über Wirtschaft ist herausfordernd, wenn man an Anstand im Geschäftsleben glaubt.

Skandale sind zwar nur ein Ausschnitt des gesamten Bildes, aber sie sind allgegenwärtig.
Im SN-Wirtschaftsressort sorgten sie in den vergangenen Jahren jedenfalls für eine Menge Arbeit.

RICHARD WIENS

kandale säumen unseren Weg.
Aber dafür können wir nichts.
Der Alltag von Wirtschaftsjour-

nalisten ist seit – ja, seit wann ei-
gentlich? – von Skandalen und
Krisen geprägt. Vermutlich
waren sie schon immer ein
Begleiter unserer Arbeit, aber

dass seit der Jahrtausendwende
in dieser Hinsicht besonders viel

los war, lässt sich belegen. Kommen Sie mit
auf einen Streifzug durch zwei Jahrzehnte
Wirtschaftsberichterstattung, bei der sich
selbst erfahrene und hartgesottene Profis,
die schon viel gesehen und über viel ge-
schrieben haben, immer wieder vor Erstau-
nen die Augen reiben.

Enron. Gleich das erste Jahr im neuen Jahr-
tausend bringt den größten Bilanzskandal
in der US-Geschichte. Der Stromhändler
aus Texas will Preiserhöhungen durchset-
zen und greift dabei zu eigenwilligen Mit-
teln. Netze werden manipuliert, Strom-
ausfälle künstlich herbeigeführt. Die
schlimmeren Ausfälle sind in der Bilanz
versteckt, dort lauern 56 Mrd. Dollar Schul-
den. Der Wirtschaftsprüfer Arthur Ander-
sen hatte offenbar ein völliges Blackout. Ein
Börsenwert von 78 Mrd. Dollar löst sich in
Luft auf.

WorldCom. Nur ein Jahr später: andere
Branche, gleiches Muster. Der Telekomkon-
zern hatte sich mit Zukäufen übernommen,
also frisiert man die Bilanz. Um aus Verlus-
ten Gewinne zu machen, werden elf Milli-
arden Dollar falsch verbucht. Firmengrün-
der Bernie Ebbers erhält 25 Jahre Gefängnis,
wird Ende 2019 entlassen und stirbt im
Februar 2020. Die USA erlassen den Sar-
banes-Oxley Act, der Investoren besser vor
Bilanzbetrug schützen und Wirtschafts-
prüfer stärker in die Pflicht nehmen soll.

Parmalat. Der italienische Milchriese er-
bringt 2003 den Beweis, dass Bilanzbetrug
keine US-Domäne ist. Unter Firmenchef

Calisto Tanzi werden Schulden von 14 Mrd.
Euro angehäuft, die lang unentdeckt blei-
ben, weil sie in Offshore-Gesellschaften in
Steuerparadiesen versteckt werden. Ende
2003 schlittert Parmalat in die Pleite, in der
Bilanz fehlen acht Milliarden Euro.

Bawag. Tu felix Austria? Von wegen. Der
Absturz der ehemaligen Gewerkschafts-
bank beginnt im Oktober 2005. An einem
Sonntag wird Phillip Bennett, Chef des US-
Brokers Refco, ein Kredit von 350 Mill. Euro
gewährt. Zwei Tage später ist Refco pleite.
Im März 2006 werden die Karibik-Geschäf-
te der Bank öffentlich, die entstandenen
Verluste wurden aber in den Bilanzen ver-
schleiert. Der ÖGB garantiert für die Bank,
die Gewerkschaftsspitze tritt zurück. Der
Bund springt der Bawag mit einer Garantie
bei, Ende 2006 wird sie um 3,2 Mrd. Euro
an den US-Fonds Cerberus verkauft.

Jérôme Kerviel. Der Börsenhändler der
Société Générale stellt einen traurigen Re-
kord auf. Bei Spekulationen mit Mitteln der
Bank setzt er 4,9 Mrd. Euro in den Sand. Er
wird zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt,
sitzt aber nur fünf Monate ab. 2016 wird
seine Lebensgeschichte verfilmt.

Bernard Madoff. Der ehemalige Börsen-
makler bringt mit seinen Investmentfonds,
hinter denen sich ein Ponzi-Schema ver-
birgt, Hunderttausende Anleger um ihr
Geld. In der Finanzkrise fällt Madoffs Luft-
schloss Ende 2008 in sich zusammen. Der
Schaden beträgt 65 Mrd. Dollar. 2009 wurde
Madoff zu 150 Jahren Gefängnis verurteilt.

Lehman Brothers. Die 1850 gegründete In-
vestmentbank löst im September 2008 die
bis dato größte Finanzkrise aus. Es ist mit
einem Schuldenberg von mehr als 600 Mrd.

Dollar der größte Konkursfall in der Ge-
schichte der USA und eine Pleite, die das
weltweite Finanzsystem an den Rand des
Abgrunds führt. Tags darauf muss der da-
mals weltgrößte Versicherer, die AIG Group,
vom Staat mit einer Kapitalspritze von
85 Mrd. Dollar gerettet werden. Von New
York gehen die Schockwellen um den Glo-
bus – sie erreichen auch Österreich. Einige
Banken bleiben auf der Strecke – die Hypo
Alpe Adria verschwindet, andere werden
mit Geld der Steuerzahler gerettet, wieder
andere sind heute ein Schatten ihrer selbst.

Die Liste ließe sich noch lang fortsetzen,
abgesehen davon, dass nach der Finanz-
krise die Schuldenkrise in der Eurozone
die Berichterstattung dominiert. An den
Folgen laboriert die Wirtschaft heute noch
– Stichwort Niedrigzinsen.

Hier machen wir einen Sprung in die Ge-
genwart zu den Fällen, die die Redaktion ak-
tuell auf Trab halten – die Bilanzskandale
bei der Commerzialbank Mattersburg und
Wirecard. Der deutsche Finanzdienstleister
soll Investoren um 3,2 Mrd. Euro gebracht,
die burgenländische Provinzbank einen
Schaden von 690 Mill. Euro angerichtet
haben. Während man bei Skandalen im ei-
genen Land selbst recherchieren kann, ist
man bei internationalen Betrugsfällen auf
die Arbeit von Kollegen angewiesen. Alle
verbindet das Ziel, der Sache auf den Grund
zu gehen. Ironie am Rande: Die Skandale
haben einen für unser Metier erfreulichen
Nebeneffekt: Das Interesse an Wirtschafts-
themen hat stark zugenommen. Weil sie
alle Lebensbereiche berühren und weil sich
die Wirtschaftsseiten zeitweise spannender
lesen als jede Chronik-Berichterstattung.

Schreiben, was ist. Das machen die SN
seit 75 Jahren. Das bedeutet aber, dass wir
auch darüber schreiben, was in der Wirt-
schaft gut läuft, und über die vielen, die mit
lauteren Methoden und harter Arbeit Erfolg
haben. Die anderen behalten wir im Auge.
Darauf können sich unsere Leserinnen und
Leser auch in Zukunft verlassen.
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Betrügereien beim Finanzdienstleister Wirecard und bei der eher bieder wirkenden
CommerzialbankMattersburg sind nur die jüngsten in einer langen Reihe von Skandalen.



Gibt es nunUFOs oder doch nicht?
Auch Kurioses trieb die Salzburger und damit die „Salzburger
Nachrichten“ um – hier etwa in einer Ausgabe vom 7. März 1960.
Ein Lokalredakteur hatte an einer Sitzung der „UFO-Studien-
gruppe“ teilgenommen, der im gut gefüllten großen Saal der
Arbeiterkammer stattfand. Immerhin sei dem „heiklen Gedan-
kengut“ dort mit „größtmöglicher Objektivität“ nahegekommen
worden. Jedenfalls: Auch damals wimmelte es bereits von Ver-
schwörungstheorien, und die Ufologen sprachen von planetari-
schen Machthabern, die eigene UFOs konstruierten, um dann
einen „Mantel des Schweigens“ darüber zu legen.

Aufdeckung eines Bauskandals
„Vom Anfang bis zum Ende Schlamperei“ beim Umbau des Kurhauses.

1967: Eine Serie von SN-Berichten über extreme Baukostensteigerungen.

Dass heute interne Dokumente aus
der Verwaltung schnell an die Öf-
fentlichkeit kommen, daran hat

man sich schon fast gewöhnt. Vor einem
halben Jahrhundert, Anfang 1967, war dies
noch nicht so selbstverständlich – Politik
und Beamte bildeten eine solide Zweck-
gemeinschaft der Verschwiegenheit, in-
vestigative Berichterstattung wurde oft als
Majestätsbeleidigung an der Grenze zum
Hochverrat betrachtet.

Dennoch waren die SN auch damals
bestens in den Zirkeln der Macht und

ihren Vorhöfen vernetzt. Und erwiesen
sich als äußerst „lästig“, was einen Bau-
skandal rund um den Umbau des Salzbur-
ger Kurhauses betraf. Und zwar einen
Umbau, mit dem sich der Rechnungshof
bereits im März 1967 zu befassen hatte –
der Eindruck, die Geschichte wiederhole
sich ständig, drängt sich hier auf. Wie
auch immer: Sowohl die Kontrollamts-
wie die Rechnungshofberichte lagen den
SN vor, oft wussten die Redakteure gleich-
zeitig oder gar früher als die zuständigen
Politiker Bescheid. Im konkreten Fall wa-

ren die Baukosten von elf auf 31 Millionen
Schilling geklettert. Schuld waren, allge-
mein gesagt, „Organisationsmängel und
unklare Kompetenzen“. Und auch die Tat-
sache, dass die Pläne während der Bau-
phase mehrmals geändert wurden und
dadurch Mehrkosten entstanden.

Am Ende, konstatierte die Lokalredak-
tion, müsse es „fast als ein Wunder emp-
funden werden“, dass Salzburg ein „gut
ausgestattetes Kurhaus“ erhalten habe. Im
neuen Jahrtausend waren es übrigens
wieder die SN, die maßgeblich über die

teils skurrilen Irrungen und Wirrungen
bei Planung und Bau des neuen „Spaß-
bades“ berichteten. Etwa durch die Ver-
öffentlichung interner Papiere, die nahe-
legten, dass der bereits zum Sieger gekür-
te Projektentwurf aller Wahrscheinlich-
keit statisch gar nicht umsetzbar gewesen
wäre.

Die Stadt ruderte daraufhin zurück und
griff auf das zweitgereihte Projekt zurück
– jenes, in dem die Salzburgerinnen und
Salzburger nun bereits seit einem Jahr
plantschen können.
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„Die vermurkste Stadt“:
Ein Leitartikel rüttelt (alle) auf

Es war der 5. Dezember 1970.
Auf der Titelseite der SN prangerte der damalige Chefredakteur Karl Heinz Ritschel die planlose Politik

und ihr zerstörerisches Werk in der Stadt Salzburg an. Es war der Beginn eines Umbruchs.
HERMANN FRÖSCHL

ir schrieben
Anfang der

1970er-Jahre
und in der Stadt

Salzburg wuchs
ein Bau nach dem

anderen aus dem
Boden. Darunter

war das neue Fuß-
ballstadion in Lehen.

Mitten in ein Wohngebiet wurde es ge-
klotzt. „Eine schwere Sünde wider die Stadt
Salzburg“, diagnostizierte der damalige SN-
Chefredakteur Karl Heinz Ritschel. Und
weil er nicht nur in Lehen, sondern quer
durch die Stadt derartige Sünden konsta-
tierte, prangerte er die Planlosigkeit und
den Murks der Stadtpolitik in einer Tonart
an, die (manche) erzittern ließ – und nie-
manden aus der Verantwortung entließ.
„Es gibt keinen Mandatar in diesem Land
und in dieser Stadt, der nicht mitverant-
wortlich ist für jede einzelne Bausünde, für
jeden einzelnen Planungsfehler, denn er hat
die Möglichkeit aufzustehen und seine Mei-
nung zu sagen, außer – er hat keine Mei-
nung oder nur eine Fraktionsmeinung.
Dann soll er sich aber nicht als Bürger die-
ser Stadt fühlen, dann ist er fehl am Platz“,
schrieb Ritschel am 5. Dezember 1970.

Im vorweihnachtlichen Salzburg schlug
das wie eine Bombe ein. „Ritschels Leit-
artikel war eine Kampfansage an das poli-
tische Establishment“, sagt Roman Höll-
bacher, Künstlerischer Leiter der Initiative
Architektur. „Das Gesicht der gestalteten,
vielmehr verunstalteten und malträtierten
Stadt wurde der Politik in flammenden

Worten als Spiegelbild vorgehalten.“ Und:
„Nicht die abstrakten Zahlen wirtschaft-
lichen Erfolgs – gesteigerte Wohnbauleis-
tung, höhere Umsätze oder gebaute Auto-
bahnkilometer – zählen, im Gegenteil, all
das ist verkehrt, wenn es gegen das eigent-
liche Kapital Salzburgs gerichtet ist.“

Ritschel traf damit wohl den Nerv vieler
Bürgerinnen und Bürger. Das dokumentie-
ren die Veränderungen, die sich in den fol-
genden Jahren Bahn brachen. Neue Protest-
bewegungen gegen die ungezügelte Verbau-
ung und für den Schutz der Altstadt traten
auf den Plan. Die Bürgerinitiative „Schützt
Salzburgs Landschaft“ sammelte 21.135 Un-
terschriften. All das zeigte Wirkung: Salz-
burg bequemte sich aus seiner Lethargie,
aus seinem bauhistorischen Gleichmut, aus
unappetitlichen Verflechtungen von Politik
und Bauträgern und korrigierte organisato-
rische Fehlentwicklungen.

Das Planungsamt, das damals nur knapp
zehn Mitarbeiter hatte und auch für alle
laufenden Bauverfahren verantwortlich war,
wurde nicht nur aufgerüstet, sondern orga-
nisatorisch auf neue Beine gestellt. Neben
dem Bauamt wurde eine neue Abteilung für
Stadtplanung hochgezogen, die sich aus-
schließlich um die städtebauliche Entwick-
lung kümmerte. Erste Folgen waren eine
grundlegende Überarbeitung des Entwick-
lungskonzepts und – erstmals – eigene Kon-
zepte für die einzelnen Stadtteile.

Der neue Geist sorgte in der Folge auch
für politische Veränderung, die in der
Übernahme des Ressorts durch den grünen
Vizebürgermeister Johannes Voggenhuber
gipfelte. Er sorgte für neue architektonische

Maßstäbe, führte den Gestaltungsbeirat als
zentrales begleitendes Gremium von Bau-
projekten ein, drängte den Einfluss der Bau-
träger zurück und war auch Triebfeder der
Grünlanddeklaration, die bis heute Bestand
hat und dafür sorgt, dass der Bebauung in
der Stadt feste Grenzen gesetzt sind.

Für eine Stadt sei es von entscheidender
Bedeutung, neben der Bearbeitung aktueller
Projekte die Stadtentwicklung, das große
Ganze sowie eine Vision dafür nie aus

den Augen zu verlieren. Das sagt Gerhard
Doblhamer zu den Lehren aus dieser (tur-
bulenten) Zeit. Er hat all das aus nächster
Nähe beobachtet, hatte er doch Ende der
1960er-Jahre in der Bauabteilung des Magis-
trats angeheuert. Ritschels Leitartikel habe
in Salzburg „gewaltig eingeschlagen“, sagt
er heute. Doblhamer wurde später erster
Chef der neu gegründeten Stadtplanung –
und führte diese bis 2004.

Umso bedenklicher ist es, dass die alten
Geister in der Stadt erneut zum Leben er-

wacht sind. Der aktuelle Chefredakteur
Manfred Perterer legte vor wenigen Jahren
– als die Auseinandersetzung um die Be-
bauung der Rehrl-Gründe ihren Höhepunkt
erreicht hatten – ebenfalls in einem Leit-
artikel den Finger in die Wunde: „Salzburg
macht eine bedenkliche Entwicklung durch.
Längst überwunden geglaubte Methoden
der Baulandverwertung halten wieder
Einzug. Die Stadt gerät zunehmend in die
Hände von Spekulanten“, diagnostizierte
Perterer unter dem Titel „Die verkaufte
Stadt“. Er argumentierte weiter: „Die Bürger
können sich in Salzburg kaum noch eine
Wohnung leisten. Obwohl auf Teufel komm
raus gebaut wird. Zu oft ist Spekulation
das Motiv und nicht die Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum. Statt gegen-
zusteuern, schaut die Politik dem Treiben
hilflos zu.“

Dank der Fortschritte und Verbesserun-
gen, die in den 1980er-Jahren umgesetzt
wurden, ist die heutige Situation mit jener
vor 50 Jahren nicht eins zu eins vergleich-
bar. Allerdings spitzt sich die Situation um
die Stadtentwicklung wieder auffällig zu.
Nicht nur, weil selbst der soziale Woh-
nungsneubau zuletzt deutlich ins Stocken
geriet. Die starken Marktkräfte samt der
starken Preissteigerungen bei Grund und
Boden drängen die Politik – wie damals –
gegenüber privaten Bauträgern wieder
erheblich in die Defensive. Und die Bau-
verwaltung ist vor allem damit beschäftigt,
die aktuellen Bauprojekte abzuarbeiten.
Die Stadtplanung bleibt – wieder – auf der
Strecke. Ein Umstand, der bei manchem
wieder Alarmglocken schrillen lässt.

Karl Heinz Ritschel
SN-Chefredakteur

Es gibt keinen Mandatar

in dieser Stadt, der nicht

mitverantwortlich ist für

jede einzelne Bausünde.
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Aufzeigen und wachrütteln
50 Jahre journalistischer Umweltschutz.

Am Anfang stand die Sorge um die Wasserqualität. Widerstand gegen Atomkraft mobilisierte die Massen.
OTHMAR BEHR

inschauen,
aufzeigen, wach-
rütteln – dem
Umweltschutz
bieten die SN seit
den frühen Debat-
ten viel Raum. Es

begann vor
einem halben
Jahrhundert.

Der Europarat hatte 1970 zum Jahr des
Naturschutzes ausgerufen. Bei den Sit-
zungen mit unterschiedlichen Überset-
zungen wurde aus dem Schutz der
Natur über das englische Wort environ-
ment (Umgebung) in den Protokollen
immer öfter „Schutz der Umwelt“ ver-
merkt. So entwickelte sich der plakati-
ve Begriff Umweltschutz. Das Jahr des
Naturschutzes mutierte zum Jahr des
Umweltschutzes. Größtes Thema: die
Wasserverschmutzung.

Meldungen wie diese waren in den
frühen Siebzigern an der Tagesord-
nung: „In den Teichanlagen des Hell-
brunner Schloßparks ist wegen der
Verschmutzung eine große Anzahl an
Fischen, vorwiegend Karpfen, einge-
gangen.“ Die Salzach nahm wie damals
weltweit üblich Abwässer unbehandelt
auf. An die graubraune Kloake hatten
sich viele Salzburgerinnen und Salzburger
notgedrungen gewöhnt. Sie wurde als Preis
für den Aufschwung im Wirtschaftswunder
angesehen. Aber Fischsterben im Park Hell-
brunn? Das machte hellhörig.

Der Begriff Umweltschutz tauchte immer
öfter in den Schlagzeilen auf: „Industrielle
bilden Umweltschutz-Komitee“, „Mehr Um-
weltschutz in der Stadtplanung“, „Umwelt-
schutz: Teuer wie ein Krieg“. Mit dem
Kriegsvergleich wollte Salzburgs Landes-
hauptmann Hans Lechner drastisch vermit-
teln, welch großer Aufwand allein für den
landesweiten Ausbau von Kläranlagen be-
trieben werden müsse. Es war ein Signal
zum Umdenken und zum Handeln. Heute
wird den Salzburger Seen exzellente Was-

serqualität bescheinigt. In der gleichen Rede
hatte sich Lechner auch für eine „Fußgän-
gerstadt Salzburg“ starkgemacht. Da gibt es
selbst 2020 noch Luft nach oben.

Wie diese Beispiele zeigen, wurde geziel-
ter Umweltschutz schon in seinen Anfangs-
tagen von so manchen Entscheidungsträ-
gern ernst genommen. Aber nicht von allen.
So entstanden Gräben, manchmal sogar
sehr tiefe Gräben zwischen Teilen von
Politik und Wirtschaft und ebenso Teilen
der Bevölkerung. Ähnlich wie heute bei
Fridays for Future war es die Jugend, die
herrschende Zustände anprangerte. Es gab
Demos vor Fabriken, die Abwässer direkt in
Flüsse leiteten, und der Aufkleber „ATOM-
KRAFT? NEIN DANKE“ mit der lachenden

Sonne gehörte auf (fast) jede Schulmappe.
Die bis dahin größte Konfrontation zwi-
schen „denen da oben“ und „denen da un-
ten“ in der Zweiten Republik mündete in
der Volksabstimmung über die Inbetrieb-
nahme des fertig gebauten Atomkraftwerks
im niederösterreichischen Zwentendorf.
Bundeskanzler Bruno Kreisky entschloss
sich zu einer Volksabstimmung über die
Inbetriebnahme des Kernkraftwerks.

SN-Chefredakteur Karl Heinz Ritschel
schrieb am 5. November 1978, am Tag vor
der Abstimmung: „Im Grunde geht es nicht
um Zwentendorf, geht es nicht darum, ob
wir genügend Energie haben werden oder
nicht, denn es ist sicher, daß auch auf an-
dere Weise Energie gewonnen werden kann.

Es geht um die grundsätzliche
gesellschaftspolitische und
ethische Frage der Verant-
wortung. Ob hemmungslose
Wachstumsphilosophie trium-
phiert oder ob andere Lebens-
werte Geltung haben sollen.“
Österreich entschied sich mit
50,47 zu 49,53 Prozent gegen
die Inbetriebnahme.

Es ging bei der Abstimmung
tatsächlich um mehr als um
Zwentendorf. Kreiskys Nieder-
lage war ein Sieg für die Pro-
test- und Bürgerbewegungen
und läutete eine Zeitenwende
ein. Die SN starteten zum Bei-
spiel gemeinsam mit Partnern
eine Kampagne zur Dorf- und
Stadterneuerung unter ökologi-
schen Gesichtspunkten.

Nach dem Nein zum Atom-
strom regte sich Widerstand ge-
gen Großprojekte für die Was-
serkraft. Die Besetzung einer
Donauau vor den Toren Wiens
zu Weihnachten 1984 veränder-
te das Land. Anders als bei der
Volksabstimmung über Zwen-
tendorf war es in Hainburg zi-
viler Ungehorsam, der die Ein-

stellung der Waldrodungen erzwang.
Am 26. April 1986 kommt es im rund

1000 Kilometer Luftlinie von Wien entfern-
ten Atomkraftwerk Tschernobyl in der
Ukraine zur Explosion eines Reaktors.
Radioaktivität in großem Umfang wird frei-
gesetzt und erreicht auch unsere Breiten.
Strahlenmessungen auf Gemüsemärkten,
an der Kleidung von Kindern. Oft tickten
die Geigerzähler tatsächlich. „Warnende
Meßwerte unterschätzt“ oder „Land ver-
bietet Freiluftsport“ titelten die SN. Anti-
Atom-Demonstrationen formieren sich,
der Ernstfall ist eingetreten. Und dann
kam gleich noch ein brisantes Thema dazu:
das Waldsterben. Spätestens jetzt wurde
klar: Umweltschutz geht alle etwas an.
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Nach der Katastrophe von Tschernobyl wurden in Salzburg Kindermit Geigerzählern auf Strahlenbelastung
untersucht. Autos verschlingen zu viel Platz. Das sollte mit demGerüst auf dem Rad dokumentiert werden.
Eine symbolische Dusche mit echtem schmutzigen Salzach-Wasser mussten Pappkameraden von Landes-
rat SeppOberkirchner und LHWilfried Haslauer sen. über sich ergehen lassen.



Überpünktlich zum
Exklusivinterview

Schon die Einladung kam überraschend.
Der „Guide Michelin“ feierte im Jahr 2000
seine 100. Ausgabe in den wunderschönen
Räumlichkeiten des Musée d’Orsay. Aus
dem deutschsprachigen Raum wurden nur
vier Medien zugelassen. Die dpa, die FAZ,
der „Stern“ und die SN. Schon bei der Pres-
sekonferenz am Vormittag zur Vorstellung
des aktuellen Guides gab es viel Tamtam.
Aber der Höhepunkt sollte am Abend statt-
finden. Ein Diner in einem der Prachtsäle.
Im Beisein von Paul Bocuse. Natürlich gab
es Interviewanfragen. Er lehnte alle ab. Ihr
SN-Redakteur hat sich aber mit der Zeit
vertan. Also stand er
dort, wo man sich vor-
mittags traf, muttersee-
lenallein vor dem ver-
schlossenen Tor. Erster
Gedanke: Verdammt, zu
spät. Aber da war diese
andere geöffnete Tür,
durch die bereits die
Speisen geliefert wurden.
Also: Kragen hoch und
im Strom der Köche mit-
geschwommen. Drinnen
hat sich herausgestellt, dass die Veranstal-
tung erst eine später Stunde beginnt. Außer
dem exklusiven Gefühl, das Musée d’Orsay
für sich allein zu haben, überwältigte das
Aufeinandertreffen mit Paul Bocuse und
einer seiner Frauen. Er wollte das Museum
noch in Ruhe genießen. Und da hatte ich
mein Interview. Er gab sich als Liebhaber
der österreichischen Küche zu erkennen.
Vor allem Gulasch hat es ihm angetan. Das
brachte Karl Eschlböck zur Perfektion.
Mögen die beiden in ihrem kulinarischem
Himmel viel Freude miteinander haben.

Salzburgs Volksmusik-Ikone
wird entzaubert

Braune Volkskultur.
Nach 1945 wurde die
NS-Vergangenheit

Tobi Reisers verdrängt.
Bis die SN über seinen
Personalakt berichteten.

THOMAS HÖDLMOSER

Jahrzehntelang war er eine unangreif-
bare Autorität in der Volkskultur –
der Musikant und Komponist Tobi

Reiser, der mit seiner Stubenmusik
und seinem Adventsingen über Salzburg
hinaus Bekanntheit erlangt hatte. Dass
Reiser NS-Parteigänger war, dafür inte-
ressierten sich lange Zeit nur Historiker.
Und wenn Letztgenannte gelegentlich
auf die Nazivergangenheit von Volkskul-
turgrößen wie Tobi Reiser, Karl Heinrich
Waggerl oder Kuno Brandauer verwie-
sen, reagierte die Volksmusikszene
empört. Dort breitete man lieber den
Mantel des Schweigens über all das,
was sich zwischen 1938 und 1945 zu-
getragen hatte.

Ab 16. März 2013 war es damit vorbei:
In dieser Wochenendausgabe deckten
die SN auf, dass Reiser sogar nach eige-
nen Angaben ein Überzeugungstäter
war, der sich schon 1931 beim „Motor-
sturm der NSDAP“ angemeldet und beim
Juliputsch 1934 als illegaler Nazi betätigt
haben soll. Die Südtiroler Volkskund-
lerin Elsbeth Wallnöfer hatte im Zuge
von Recherchen in Berlin auch heraus-
gefunden, dass er NSDAP-intern als
„einwandfreier Nationalsozialist“ be-
zeichnet worden war.

Mit großer Verspätung folgten nun
erste Reaktionen. Der Verein der Freun-
de des Salzburger Adventsingens setzte
die Verleihung des Tobi-Reiser-Preises
zunächst aus – er war seit 1992 jährlich
vergeben worden. Nachdem der Wiener

Historiker Oliver Rathkolb ein Gutach-
ten über den Begründer des Adventsin-
gens und dessen NS-Vergangenheit vor-
gelegt hatte, wurde schließlich be-
schlossen, den Reiser-Preis gar nicht
mehr zu vergeben.

Bei Kuno Brandauer war es schneller
gegangen. Nach diesem „Heimat- und
Brauchtumspfleger“ war die höchste
Auszeichnung benannt, die in der Salz-
burger Volkskultur vergeben wurde. Im
August 2011 berichteten die SN über die
Verstrickungen des überzeugten Antise-
miten Brandauer in den National-
sozialismus. Am Tag nach Erscheinen
des Berichts distanzierte sich die für
Volkskultur zuständige Landesrätin Tina
Widmann (ÖVP) von dem Preis, dessen
Verleihung umgehend gestoppt wurde.

In den vergangenen Jahren wurde
auch verstärkt über die Rolle von Hans
Schmid, dem Komponisten des beliebten
„Rainermarsch“, diskutiert. Der „Rainer-
marsch“ gilt als inoffizielle Landeshym-
ne, nach dem Komponisten ist ein Platz
in Salzburg-Maxglan benannt. Aller-
dings war auch Schmid NSDAP-Mitglied
und Blockwart in Maxglan-Süd.

So gerieten in den vergangenen Jahren
gleich mehrere Volkskultur-Ikonen ins
Wanken. Über die Frage, ob die nach
zahlreichen NS-Parteigängern benann-
ten Straßen und Plätze in Salzburg um-
benannt werden müssen, debattiert die
Politik allerdings auch 75 Jahre nach
Ende der Nazityrannei noch immer.
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Der Termin für die Weihnachtsfeier der
SN-Lokalredaktion hielt in diesen Dezem-
bertagen natürlich auch nicht. Denn an
besagtem Abend beschloss der ÖVP-Partei-
vorstand in der Merianstraße vorgezogene
Neuwahlen. In Erinnerung bleiben auch die
endlosen Sitzungen des Untersuchungsaus-
schusses im Frühjahr 2013. Noch selten
haben sich so viele Menschen an so viel
nicht mehr erinnern können wie dort im
Zeugenstand. Ein Spitzeninvestmentbanker
erweckte den Eindruck, er habe eigentlich
mit seiner eigenen Firma gar nichts zu tun,
geschweige denn wisse er, was dort vor sich
gehe. Erinnerungswürdig vor allem: der
Auftritt des damaligen Salzburger Bürger-
meisters. Eigentlich nur als Zeuge geladen,
der Nebenschauplatz eines Nebenschau-
platzes. Doch die Befragung verlief verstö-
rend, der Richter roch Lunte, und plötzlich
verfestigte sich der Eindruck: Der ist aber
definitiv involviert, oder? Die SN waren wo-
chenlang die Einzigen, die sich diesem Ver-
dacht widmeten. Heute trägt der für sein
politisches Lebenswerk zu Recht hoch ge-
achtete Stadtchef eine Fußfessel – und zwar
noch genau bis 23. Oktober.

Was wir damals noch nicht wussten:
2013 war erst der Anfang einer journalisti-
schen Reise in die Spekulationswelt. Sie
sollte jahrelang andauern. Immer wieder
flatterten anonyme Schreiben in die Redak-
tion, mal mit glaubwürdigem, mal mit völlig
abstrusem Inhalt. Die „anonyme Beamten-
schaft – deren aufrechter Rest“ nannten
sich die Verfasser. Wer dahintersteckte, da-
rüber können Journalisten bis heute nur
mutmaßen. Es waren wohl auch öfter Tritt-
brettfahrer dabei. Aber nach allem, was
passiert ist und wir nicht für möglich gehal-
ten haben, musste man in diesen Zeiten je-
dem noch so kleinen Hinweis nachgehen.

Nach dem Land Salzburg stand Mitte
2013 bald auch die Stadt Salzburg im Fokus.
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Der Spekulationsskandal,
der eine Regierung stürzte

Als der größte Spekulationsskandal des Landes platzte.
Ab 6. Dezember 2012 herrschte Ausnahmezustand in der SN-Lokalredaktion. SN-Recherchen brachten Brisantes

zutage – was Spitzenpolitiker und Parteisekretäre roter wie schwarzer Couleur in Aufregung versetzte.
CHRISTIAN RESCH, HEIDI HUBER

as Handy scheppert und
der Chef vom Dienst
in der Lokalredaktion
hört sich mittelgra-
dig aufgeregt an.
Also schon aufgereg-

ter als etwa nach dem
Rücktritt eines ÖVP-

Bezirkssekretärs. Aber
weniger aufgeregt als nach

dem Ausbruch eines Gepards aus dem Salz-
burger Zoo.

Die erste Information: Pressekonferenz
im Chiemseehof, 6. Dezember 2012, 15 Uhr,
irgendwelche Spekulationsgeschäfte. Und
durchgesickert war: Angeblich 300 Millio-
nen weg. Hä? Schilling? Lira? Gemeint war
wohl: 300.000 Euro. Schon das hätte eine
gröbere Schlagzeile hergegeben. Damals,
in der Zeit, als man Bürgermeistern noch
Vorwürfe machte, wenn sie den Wert eines
Einfamilienhauses an der Börse verzockten
– und nicht den Wert eines Flughafenneu-
baus.

Wie auch immer: 6. Dezember 2012. Dort,
wo das Land seine Pressekonferenzen ab-
hält, ist der Journalistenandrang in jener
Zeit sonst oft ein bisserl schütter. Dieses
Mal: Kameras, Mikrofone, hektisches Re-
portergemauschel, der einzige freie Sitz-
platz hinten rechts am Fensterbankerl.
Vorn sitzen: Finanzreferent David Brenner,
flankiert vom Rechnungshofdirektor und
vom Finanzabteilungsleiter. Also: ein Mal
Landesrat, zwei Mal Hofrat, drei Mal Rat-
losigkeit. Wobei: Die drei sehen zwar un-
glücklicher aus als ein zurückgetretener
ÖVP-Bezirkssekretär. Aber immer noch
glücklicher als eine Zoodirektorin, der
gerade ein Gepard entlaufen ist.

Was das Trio noch nicht weiß, noch
nicht wahrhaben will: Seine Karrieren in
Politik und Verwaltung sind in diesem Au-
genblick vorbei. Der Politiker würde noch
versuchen, sich als Aufdecker des Salzbur-
ger Spekulationsskandals zu positionieren,
doch dafür war es viel zu spät.

Der Rest ist Geschichte: Bass erstaunt
erfahren die Journalisten, dass jahrelang mit
Steuergeld auf irrwitzige Weise gezockt
wurde; dass eine zwischen Genie und
Wahnsinn mäandernde Sachbearbeiterin
Tag für Tag die Regierung, den Landtag, die
Finanzkontrollore getäuscht hatte. Und sie
erfahren mit wachsender Bestürzung, dass
die zuständigen Beamten und Politiker sich

selbst an all dem durchaus unschuldig füh-
len. Und auch die schreckliche Bestätigung
des Gerüchts: 340 Millionen Euro sind – na
ja, eben weg.

Was dann kam, waren Wochen des redak-
tionellen Ausnahmezustands. Täglich wird
Doppelseite um Doppelseite produziert, der
interne Datenberg wächst und wächst, ge-
heime Papiere werden im Auto sitzend auf
Parkplätzen übergeben. Langsam wuchs
auch das Fachwissen in der Redaktion:
Was waren diese Finanzinstrumente, diese
Derivate überhaupt? Was bitte ist ein
„Plain Vanilla Swap“ – und kann man so
was an einer Hotelbar bestellen? Experten
wurden für Schulungen in die Redaktion
geholt. Wir trafen uns mit Bankern, betei-
ligten und unbeteiligten, studierten die un-
terarmdicken Rechnungsabschlüsse des
Landes. Und standen stetig vor dem Pro-
blem: Wie soll man so etwas in kurzen Zei-
tungsartikeln auch nur halbwegs verständ-
lich erklären?

Korruptionsermittler rückten an, beschlag-
nahmten Akten des Bürgermeisters, droh-
ten dem Magistratsdirektor mit Beugehaft.
An den Anruf eines Informanten können
wir uns heute noch erinnern – er lautete
sinngemäß: „Rufts doch mal in der EDV-Ab-
teilung an. Alle Leitungen tot, die Daten der
städtischen Server beschlagnahmt. Der
Staatsanwalt ist da.“ Die EDV-Abteilung
haben wir natürlich sofort angerufen. Und
als die Leitungen tatsächlich tot waren,
haben wir uns eiligst zum „Tatort“ begeben.
Weil die Wirtschafts- und Korruptions-
staatsanwaltschaft in Wien die Ermittlun-
gen übernommen hatte, wurde Nachfragen
dort zur fast wöchentlichen Übung in der
Redaktion. Sieben Jahre lang – bis die letzte
Anklage im Jänner 2020 eingebracht war.
Die Handynummer der Medienstelle hat
sich währenddessen ins Gedächtnis einge-
brannt. Verlässlich beim Zurückrufen und
nett am Telefon waren sie ja, die Damen
und Herren der WKStA. Aber leider meist
wortkarg, wenn es um nähere Auskünfte zu
Ermittlungsschritten ging.

Im Land hatte sich die Sache nach zwei,
drei Jahren einigermaßen beruhigt. Dafür
implodierte mit dem Finanzskandal die
Stadt Salzburg politisch. Die Mauer des
Schweigens im Schloss Mirabell bröckelte
nur langsam – die Widerstände waren hier
ungleich größer. Erst nach und nach gelang-
ten wir zu Papierchen und handschriftlichen
Notizen – etwa über horrende Summen von
Anwaltskosten. Und landeten prompt selbst
vor dem Landeskriminalamt und dem
Staatsanwalt zur Zeugenaussage, weil doch
das Amtsgeheimnis dadurch verletzt wor-
den sein soll. Und so vergisst man auch den
Moment nicht, als die SN-Lokalredaktion
als Erste die E-Mails in der Anklageschrift
im Swap-Verfahren gegen den Bürgermeis-
ter in Händen hat. Und sich beim Lesen in
dieser Sekunde denkt: Das war’s dann wohl.
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Hausdurchsuchung imMagistrat. Rechts oben: LHGabi Burgstaller und Finanzreferent David Brenner stolperten über den Skandal.
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Wie aus einemMädchen „die Pröll“ wurde
Eine Ski-Weltkarriere für Annemarie Pröll?

Jänner 1968. Die SN orteten schon bei der 14-Jährigen unglaublichen Willen und Können sowie Fachwissen.
JOACHIM GLASER

er 17. Jänner 1968 war ein bedeutsamer
Tag für den Salzburger Skisport, für

Bad Gastein und für ein kleines Mäd-
chen aus Kleinarl: Zum ersten Mal
gab es an diesem Mittwoch in unse-
rem Bundesland ein Weltcup-Ren-
nen, zum ersten Mal veranstaltet

vom Skiclub im Gasteiner Weltkurort
und zum ersten Mal war mit Anne-

marie Pröll eine nicht einmal 15-Jährige
am Start. Die Strecke auf dem Graukogel meinte es bei die-
ser Premiere nicht gut mit den Läuferinnen, sie war stark
vereist und gefährlich.

Nicht gerade ideal für den Einstand eines 43-Kilogramm-
Leichtgewichts, das zuvor über Rennen auf Pongauer Be-
zirksebene nicht hinausgekommen war. Dennoch fand die
kleine Annemarie in Atomic-Chef Alois Rohrmoser einen
starken Fürsprecher, sich erstmals mit den Weltbesten mes-
sen zu dürfen. Und es bedurfte einer großen Portion Über-
zeugungsarbeit, um auch dem ÖSV-Rennsportleiter Franz
Hoppichler („Die Strecke ist zu schwer für sie“) ein Ja ab-
zuringen. Umso mehr, als die Kleine im Training nach einer Kante einen kapitalen
Sturz gebaut hatte. Die Trainer Hermann Gamon und Karl Kahr wollten das Talent
freilich im Rennen sehen, und so kam es auch. Mit der für heute undenkbaren Start-
nummer 86 schoss sie aus dem Starthaus. Und sie kam wieder nur bis zu dieser ver-
flixten Kante nach einer Rechtskurve, neuerlicher Purzelbaum, Mädchen und Ski stark
mitgenommen. Doch für eine Pröll war Aufgeben damals schon ein Fremdwort. Sie
rappelte sich auf, schnallte sich den kaputten Ski wieder an und setzte die Talfahrt
fort. Im Ziel hatte sie dreieinhalb Minuten Rückstand auf die Tiroler Siegerin Olga Pall
und fand sich in der Ergebnisliste auf dem 78. und letzten Platz. Den Fragen stellte sie
sich tapfer, der fragende SN-Reporter hörte unter anderem: „I hab mi schon etwas
gefürchtet. Guat, dass bei mir dahoam koan Fernsehapparat ham, sonst tätn s’ sagen,

Die junge Annemarie. BILD: SN/VOTAVA / IMAGNO / PICTUREDESK.COM

bist eh nur Letzte wordn.“ Und heute sieht sie diese erste
Weltcup-Abfahrt mit einem Schmunzeln: „Im Grund hat es
mir damals nicht geschadet.“

Zurück zum Mittwoch vor gut einem halben Jahrhundert.
Alois Rohrmoser, väterlicher Freund und zeitlebens Fan von
Annemarie, nahm sie im Ziel in die Arme und fand Worte
des Trostes. Am späten Nachmittag zog der Skifabrikant mit
seinem kleinen Schützling an der Hand durch das eine oder
andere Kaffeehaus in Bad Gastein. In einem der Lokale sagte
er in Richtung Gäste: „Heute hatte ich mit Olga Pall die
Schnellste, und das hier ist die Schnellste von morgen.“
Wie recht er doch haben sollte, der Lois aus Wagrain. Er
hatte einfach ein Gefühl, denn Olga Pall hatte er erst un-
mittelbar vor der Saison verpflichtet – und sie dankte es
ihm vier Wochen nach dem silbernen Krug von Gastein mit
dem olympischen Gold von Grenoble.

Und dann taute beim nachmittäglichen Spaziergang in
Bad Gastein auch Jung Pröll noch richtig auf und erzählte
dem erstaunten Zuhörer, dass eine falsch montierte Bindung
an ihren Stürzen schuld gewesen sei. Schon nach dem so-
genannten Nonstoplauf hatte sie zu den Trainern gesagt,

dass mit dem Ski etwas nicht stimme, doch im Rückblick: „Ein so junges Mädchen
haben sie damals natürlich nicht ernst genommen.“ Erst nach dem Rennen stellte sich
heraus, dass das junge, im Weltcup unerfahrene Mädchen recht hatte – die Bindung
war zehn Zentimeter zu weit vorn montiert worden. Ein Schnitzer, der bei den Stürzen
auch arge Verletzungen zur Folge hätte haben können.

Annemaries Hoffnung, in diesem Winter noch einen Einsatz zu bekommen, erfüllte
sich seinerzeit nicht. Sie blieb sportlich im Gasteiner Tal und wurde ein paar Tage
später in Bad Hofgastein Salzburger Jugendmeisterin in Abfahrt und Riesentorlauf und
wenig später bei den österreichischen Jugendmeisterschaften zwei Mal Dritte. Der
Reporter war damals nicht dabei, er musste sich mit dem zufriedengeben, was ihm in
Bad Gastein erzählt worden war. Es war der Anfang einer Weltkarriere.

Sport



AmKrankenbett
1984: Interview mit den Mächtigen.

Als der ÖOC-Präsident Heller zur Audienz bat.
JOACHIM GLASER

nter den Inter-
views, die der Re-
porter über Jahr-
zehnte geführt hat,
ist eines in beson-
derer Erinnerung.
Denn der Ort war

ungewöhnlich. Die
Olympischen Som-

merspiele 1984 in Los
Angeles neigten sich dem Ende zu, als
den Berichterstatter der Ruf aus der
heimischen Redaktion erreichte, er
möge eine persönliche Bilanz des Prä-
sidenten des Österreichischen Olympi-
schen Komitees (ÖOC) einholen.

In der handylosen Zeit war die Kon-
taktaufnahme nicht so einfach. Und
die Medienvertreter wurden damals
nicht gerade als Partner gesehen, nein,
man wurde eher als Gegner der Funk-
tionärsclique eingestuft. Dennoch –
das Interview mit dem damals mäch-
tigsten Funktionär im österreichischen
Sport musste her. Kurt Heller, Präsi-
dent des ÖOC und Chef des „roten“
Dachverbands ASKÖ, war das Ziel der
journalistischen Begierde. Er wohnte
nicht mit der Delegation im olympi-
schen Dorf, er residierte im Luxushotel.

Als der Reporter den Präsidenten
endlich am Telefon erreicht hatte, be-
kam er matt zur Antwort: „Ich bin
krank, aber wenn Sie sich nicht fürch-
ten, können Sie mich besuchen.“

Und so kam es. Im Hotel der olym-
pischen Granden per Lift hinauf, an-
geklopft, und da lag der Präsident in
seinem Bett. „Kommen S’ nur, Herr
Redakteur, setzen Sie sich auf die Bett-
kante und fragen Sie.“

Kann man einen Kranken alles fra-
gen, was einem auf der Zunge liegt,
oder soll man ihn schonen? Nein, für
eine objektive Bilanz kam das nicht in-
frage. Nach der positiven Wertung des
österreichischen Abschneidens wurde
erklärt, dass man bei der Nominierung
des Teams nicht zu großzügig gewesen
sei. Zum Schluss konnte sich der Re-
porter die Frage nach der Notwendig-
keit der drei politisch gefärbten Dach-
verbände nicht verkneifen. Der Präsi-
dent: „Ich könnte mir die Administra-
tion unseres Sports unter einem Dach
vorstellen, aber die mittlere Funktio-
närsschicht wird sich wehren, was
sollen die dann tun? Ich glaube, die
Zeit ist noch nicht reif.“

Sie ist es bis heute nicht.

Auch die SN
boykottierten
Olympia 1980

Statt zu Olympia 1980 nach Moskau fuhr
der Reporter zum ATP-Tennisturnier nach
Zell am See. Die Redaktion hatte entschie-
den, die Akkreditierung verfallen zu lassen.
Begründung: „In der Erkenntnis, daß in der
UdSSR Sport und Politik untrennbar mit-
einander verbunden sind, lehnen die SN es
ab, Propaganda für Moskau zu machen.“

Das Netzwerk mit sechs Agenturen reich-
te für eine umfangreiche Berichterstattung
von den Boykottspielen (nur 81 von 146 Na-
tionen waren dabei/Eröffnung Bild unten)
aus. Schade nur, bei Salzburgs bis dahin
erfolgreichsten Sommerspielen (Silber und
Bronze) nicht dabei gewesen zu sein. jg

Zufällig bei
Seisenbachers
Gold 1984

Als Berichterstatter bei den Olympischen
Spielen 1984 in Los Angeles hatte man es
aufgrund der weit verstreuten Wettkampf-
stätten schwer, am frühen Morgen zu ent-
scheiden, wohin die Reise mit den Presse-
bussen gehen soll. Die Entscheidung am
8. August, wegen Hubert Raudaschl zum
Segeln nach Long Beach zu fahren, war die
falsche und doch die richtige. Wegen Flaute
musste die Reporterschar tatenlos zusehen
und sich mit einem feinen Chablis aus Plas-
tikbechern trösten. Also zurück mit dem
Pressebus. Der stoppte eben gerade bei der
Judohalle – und zwei Minuten später war
man Augenzeuge des Finalkampfs von Peter
Seisenbacher gegen den US-Amerikaner
Robert Berland. Nach 150 Sekunden hatte
der Wiener die Goldmedaille in der Tasche
und der Reporter eine dem Zufall zu ver-
dankende sensationelle Story. jg
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Hautnah dran anMusters Unfall
Ausgerechnet 1. April 1989. Eine Tennismeldung landet in den Weltnachrichten.

Nach dem Autounfall von Thomas Muster und dem Bangen um die Karriere begann der Journalistenwahnsinn.
RICHARD OBERNDORFER

it nur einem
Anruf wurde es
am 1. April 1989
(Ortszeit noch
31. März) still im
internationalen
Pressezentrum

des Millio-
nen-Tennis-
turniers von

Key Biscayne vor Miami. Nur spärlich waren
die Ränge kurz nach Mitternacht besetzt,
nur zwei österreichische Journalisten waren
noch mitten in der Arbeit, als die Meldung
kam: „Der Österreicher Thomas Muster
ist bei einem Autounfall verletzt worden.“
Mehr kam anfänglich nicht. In Zeiten, in
denen es noch kein Handy gab, waren die
Zusatzinformationen spärlich. Aber es wirk-
te. Es wurde hektisch.

Wenige Stunden zuvor hatte der Steirer,
der sich anschickte, die Tennisweltrangliste
im Sturm zu erobern, das Finale dieses
hochdotierten Turniers in Florida erreicht.
In einem Fünfsatzkrimi hatte der Blond-
schopf aus Leibnitz den Franzosen Yannick
Noah richtiggehend niedergerungen, nach-
dem er 0:2 in Sätzen zurückgelegen war. Im
Endspiel sollte die Nummer 1 der Welt, der
Tscheche Ivan Lendl, als nächste Heraus-

forderung warten. Muster rückte erstmals
in seiner Karriere als 21-Jähriger und erster
Österreicher überhaupt als neue Nummer 6
in die Top Ten. Und dann diese Schreckens-
meldung. Bei der Abfahrt hatte der Links-
händer noch zum Redakteur gemeint:
„Wenn du willst, kannst du bei mir im Auto
mitfahren. Noch etwas essen in Bayside.“
Antwort: „Ich kann nicht, ich muss ja dei-
nen Sieg noch verarbeiten.“

Das „Verarbeiten“ gestaltete sich plötz-
lich anders. Aus einer Jubel- wurde eine
Horrormeldung. Schneller Anruf nach Wien
in die Ö3-Redaktion. Mittlerweile war es in
Österreich durch die Zeitverschiebung
schon frühmorgens, der heutige Star-Sport-
moderator Rainer Pariasek hatte Frühdienst
– am 1. April. „Nein, es ist kein Aprilscherz“,
entgegnete ich ihm gleich. Worauf er fast
drohte: „Du weißt, dass das uns beide den
Job kostet, wenn das alles nicht stimmt!“ –
Mit einem derartigen Unfall scherzen? Was
für ein Gedanke!

Was war geschehen? Gemeinsam mit
Manager Ronnie Leitgeb, einer Mitarbei-
terin der Managementagentur IMG und
dem befreundeten Fotografen Wolfgang
Ruschitzka war der Tennisprofi auf dem
Weg ins Zentrum Miamis. Bayside ist ein
Viertel direkt am Meer mit vielen Restau-

rants. Dort wollten die vier eine Kleinigkeit
essen. Als Muster aus dem Kofferraum des
geparkten Autos seine Tennistasche heraus-
nehmen wollte, krachte der betrunkene
Norman Sobie mit seinem Pontiac in die
Vorderseite von Musters Auto – das Heck
überrollte Muster, der zur Hälfte unter das
Auto geschoben wurde. Mit Verletzungen
am Bein und schwerwiegenden Folgen.

Inzwischen spielten sich im Pressezen-
trum turbulente Szenen ab. Fast im Minu-
tentakt gab es unterschiedliche Meldungen:
„Thomas Muster ist schwer, aber nicht
lebensgefährlich verletzt.“ Dann wieder:
„Thomas Muster kann das Finale gegen
Lendl spielen.“ Dann: „Muster fällt wegen
Knieverletzung längere Zeit aus.“ Die Ver-
antwortlichen von Ö3 waren verzweifelt.
Manager Leitgeb versuchte die heimischen

Journalisten immer auf dem Laufenden zu
halten – ohne Halbwahrheiten. Sogar Ö1
berichtete. Die Weltnachrichten wurden an
diesem Tag übrigens von Christian Nehiba
gelesen – heute Servus-TV-Sportchef.

Thomas Musters Eltern, Heinz und Inge,
meinten Monate später, dass sie sehr er-
schrocken waren, als in einer ersten Radio-
meldung das Wort „lebensgefährlich“ (der
genaue Wortlaut war: „schwer, aber nicht
lebensgefährlich“) gefallen war.

Bei Thomas Muster wurden im Kranken-
haus von Miami im linken Knie schwere
Verletzungen der Kreuz- und Seitenbänder
festgestellt. Operieren wollte sich der Ten-
nisstar nicht in den USA lassen und flog
einen Tag später nach Hause. Begleitet von
einer Lieblings-CD „Breakfast at Tiffany’s“
von der Band Deep Blue Something – ein
Geschenk des Autors dieser Zeilen.

Der Rest ist Legende: harte Reha auch mit
einem speziell gebauten Tennisgestell (siehe
oben), Comeback nach einem halben Jahr,
sechs Jahre später French-Open-Sieg (1995)
und 1996 die Nummer 1 der Welt.

Noch in diesem Jahr durfte der SN-Re-
porter mit Thomas Muster zum 25-Jahr-
Jubiläum seines French-Open-Siegs im
Hangar-7 in alten Erinnerungen an damals
schwelgen.

Das Trainingsbild von ThomasMuster in Gars
amKampging umdieWelt. BILD: SN/ULLSTEIN BILD
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Herminator und
frecher Hund

Kurioses aus Jahrzehnten.
Dem hohen Stellenwert des

Skisports in diesem
Bundesland haben die SN
immer Rechnung getragen.

MICHAEL SMEJKAL

in Geständnis zu Beginn:
So ganz konnten wir es
dem einstigen Salzburger

Ski-Verbands-Präsident Alex
Reiner ja dann doch nicht

glauben, dass dem ÖSV
ein Jahrhunderttalent ent-
gangen sei. Daher blickten
wir am 6. Jänner 1996
beim Riesentorlauf in

Flachau ganz genau auf den Vorläufer, bei
dem die Zeit ÖSV-intern mitgelaufen ist –
und siehe da: Der Maurer Hermann Maier
hätte Rang 12 im Rennen belegt. Die Ge-
schichte des Hermann Maier stand tags da-
rauf schon in den SN. Es war nur die erste
von unzähligen Geschichten dieser Zeitung
über den Flachauer, der Sportgeschichte ge-
schrieben hat. Aber: Obwohl er seiner Salz-

burger Heimat längst entwachsen war,
nahm er sich stets Zeit für seine Salzburger
Zeitung – auch in den bewegten Tagen von
Nagano 1998, wo er erst einen Jahrhundert-
sturz verkraftet hat und drei Tage später
Olympiasieger im Super G geworden ist.
In der rauschenden Nacht danach prägte
Maier selbst das Wort „Herminator“, wie in
den SN nachzulesen ist. In Erwartung die-
ser Leistung druckten wir übrigens eine
Sonderausgabe um 6 Uhr morgens – das
gab es noch nie zuvor. Ein Jahr später, im
Winter 1999 in Vail (USA), feierte der frisch-
gebackene Doppelweltmeister dann recht
ausgelassen mit Arnold Schwarzenegger –
und plötzlich war der „Herminator“ Allge-
meingut.

Annemarie Moser-Pröll, Maier, Anna
Fenninger (Veith), Marcel Hirscher – sie

prägten über Jahrzehnte den Skisport und
damit auch die Sportberichterstattung in
den SN, die als Salzburger Zeitung dem Ski-
sport natürlich einen hohen Stellenwert
einräumt. Unvergessen auch das erste Ex-
klusivinterview mit Marcel Hirscher: Er
kam mit seinem Hund in das Gusswerk, wo
er sich allein für die Fotoaufnahmen rund
eine Stunde Zeit genommen hat. Das sollte
sich im Laufe seiner großartigen Karriere
schnell ändern. Stichwort Gusswerk: Dort
hat er im September 2019 auch seinen
Rücktritt verkündet. Wo das zuerst exklusiv
gestanden ist? Natürlich in den „Salzburger
Nachrichten“.

Besonders berührend war auch ein Inter-
view mit Hirschers Vater Ferdinand bei der
Ski-WM 2017 in St. Moritz. Aus dem Inter-
view wurde ein ganzer Nachmittag, in des-

sen Verlauf er tiefen Einblick in seine Ge-
dankenwelt gewährte; und erklärte, warum
er sich auf dem Hang nicht lachen traue: Es
könnte ihm in sozialen Medien negativ ge-
genüber Konkurrenten ausgelegt werden.

Soziale Medien waren noch nicht erfun-
den, als es 1991 die Ski-WM in Saalbach-
Hinterglemm gegeben hat. Eines der ersten
Rennen war der Super G der Herren. Ge-
plant war ein Interview mit dem Jüngsten
im Team, Stephan Eberharter. Demut, Res-
pekt, Druck? Keine Spur. „Wer Weltmeister
wird? Na doch wohl ich!“, sagte er vorlaut.
Das klang so unglaublich, dass wir sogar
diskutiert haben, ob wir das drucken soll-
ten. Wir machten mit dem Zitat die Seite
auf und wurden von Kollegen belächelt.

Stunden später war Stephan Eberharter
Weltmeister.
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Die Ärztekammer gratuliert den „Salzburger
Nachrichten“ zum 75-Jahr-Bestandsjubiläum.
Es ist wohl ein großer Erfolg, eine Tages-

zeitung über eine derartig lange Periode zu
entwickeln und in einer täglich interessierten
Leserschaft zu positionieren. Die Wertschät-
zung ihrer Leserinnen und Leser und die
Anerkennung in der Medienlandschaft ver-
dienen sich die „Salzburger Nachrichten“
durch journalistische Qualität jeden Tag aufs
Neue.
Die Standesvertretung der Ärzteschaft ist

natürlich besonders an der journalistischen
Aufbereitung von Themen der Medizin und
des Gesundheitswesens insgesamt interes-
siert. Und unzweifelhaft haben die „Salzbur-
ger Nachrichten“ über die Jahre der Zweiten

Die Zeit vergeht unzweifelhaft,
aber nicht alles wird älter.

Republik die Entwicklung des Salzburger und
des österreichischen Gesundheitssystems
journalistisch hochwertig begleitet.
Die Salzburger Ärztekammer hat die SN als

kritischen und nicht immer angenehmen,
aber stets als fairen Kommentator auch der
standespolitischen Ereignisse kennen- und
schätzen gelernt.
Wir wünschen den „Salzburger Nachrich-

ten“ als einem österreichischen Qualitätsleit-
mediumeine gute Zukunft.

ANZEIGE

Der Coup des Didi Mateschitz
November 2004: Die Formel-1-„Bombe“ zündete Sonntagabend.

W ir befinden uns im November
des Jahres 2004: In der Formel 1
hatte Michael Schumacher

eben seinen siebten Weltmeistertitel,
den fünften in Folge mit Ferrari, erobert.
Red Bulls zehnjährige Partnerschaft
(auch als Mehrheitseigentümer) von
Sauber ging zu Ende. Das zeichnete sich
schon durch ein neues Engagement bei
Jaguar Racing ab, auf den grünen Boliden
von Mark Webber und Christian Klien
schien sehr dezent das Logo „Hangar-7“
auf – weil es die Bosse des damaligen
Jaguar-Eigners Ford abgelehnt hatten, ein
„Brausegetränk“ auf ihren Wagen zu be-
werben. Die Gerüchte hatten sich in diesen Tagen ver-
dichtet, Red-Bull-Chef Dietrich Mateschitz wolle sein
eigenes Formel-1-Team – und sei mit Ford wegen der
Übernahme des den Amerikanern mehr teuer als lieb
gewordenen Experiments (das 2000 begonnen hatte) in
Verhandlungen. Doch es gab keine Bestätigungen von
welcher Seite auch immer.

Ich hatte mehrfach versucht, Dietrich Mateschitz in
diesen Tagen Mitte November zu erreichen, doch vergeb-
lich. Am Sonntag, 14. November, war ich abends unter-
wegs in den Salzburger Volksgarten, zum Eishockey. Red
Bull Salzburg, erstmals seit dem Aus des SEC 1988 wieder
in der obersten Spielklasse, empfing den Villacher SV. Als
ich mein Auto hinter der Eisarena geparkt hatte, versuch-
te ich nochmals, „Didi“ anzurufen. Er hob spontan ab.

Das Gespräch dauerte an die 20 Minuten. Er bestätigte
erstmals die Einigung mit Ford zur sofortigen Übernahme
des Teams, der Fabrik in Milton Keynes (England) und der
damals rund 380 Beschäftigten, „ohne Jobgarantie, aber
die ist nicht nötig, weil unsere Projekte immer langfristig
sind“, wie er damals glaubhaft versicherte (das „Projekt“

läuft ja 2020 immer noch …). Ich erfuhr
Details zu Motor, Personalien und Stra-
tegie, da war es gegen 20 Uhr.

Da war klar: Nix Eishockey, zurück in
die Redaktion. Eine Sportseite der Mon-
tagausgabe komplett umbauen, Aufma-
cher und Kurzinterview schreiben, für
die zweite Ausgabe fertig machen. Über
die Austria Presse Agentur wurde der
Exklusivbericht der SN noch Sonntag-
nacht in österreichischen und ausländi-
schen Medien zitiert, Montag lief die
Geschichte durch ganz Europa und auch
Nordamerika, schließlich war ja Ford
involviert. Im Jaguar-Team und bei den

Mitarbeitern in Milton Keynes herrschte natürlich Unge-
wissheit: Hoffnung, dass es besser würde als unter Fords
Regime, Angst, dass es gravierende Umwälzungen im Per-
sonalbereich geben könnte (in der Tat wurden die dama-
ligen Teamchefs Tony Purnell und David Pitchforth nur
vorübergehend in ihren Funktionen belassen und später
ausgetauscht).

Ich durfte wenige Wochen später Dietrich Mateschitz
und Helmut Marko bei deren ersten Besuch in Milton
Keynes begleiten. Als die Österreicher die Firma betraten,
wurden sie auch der dortigen Rezeptionistin vorgestellt.
Die ältere Dame, die sicher schon einiges erlebt hatte, fiel
aus allen Wolken: „Mr. Mateschitz, I can’t believe it, you
are real!“ Das Red-Bull-Projekt Formel 1 wurde ein Unter-
nehmen mit zwei Teams (Ende 2005 wurde aus Minardi
Toro Rosso, heute AlphaTauri) und einem Technologie-
zentrum. Vier Fahrer- und vier Konstrukteurs-WM-Titel
(2010–2013) sowie 65 Rennsiege (63 Red Bull Racing, zwei
Toro Rosso/AlphaTauri) stehen seither zu Buche – neben
rund 1300 Arbeitsplätzen in Milton Keynes, Faenza und
Salzburg. Gerhard Kuntschik
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Dr. Karl Forstner,
Präsident der
Ärztekammer
Salzburg.
BILD: SN/ÄRZTEKAMMER
SALZBURG

BILD: SN/GEPA-PUNZ
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Nadal: SN-Interview
mit Tücken

Audienz beim Superstar auf Mallorca.
Spontanität und gute Nerven siegten im Juni 2019

beim Interview mit dem Vorzeigeathleten.
RICHARD OBERNDORFER

Es war ein Wettlauf gegen die Zeit.
Wenn ein Superstar des Tennis
zum Gespräch bittet, ist Hektik an-

gesagt. Denn jede Minute zählt, in jeder
zusätzlichen Minute könnte sich noch
die eine oder andere Frage ausgehen.

Auf Mallorca im Juni 2019 sollte es
stattfinden, das exklusive Gespräch der
SN mit Rafael Nadal. Der Wahlsalzburger
Edwin Weindorfer, der beim Damen-Tur-
nier in Santa Ponça die Fäden zog, hatte
es eingefädelt. Nadal, der unweit in Ma-
nacor wohnt, wollte sich auf der Anlage
parallel zum Turnier auf Rasen für Wim-
bledon vorbereiten. Nach der Ankunft
am Flughafen in Palma erfolgte der An-
ruf des Turnierorganisators: „Wo bist du
– Rafa (Nadal, Anm.) ist nur noch eine
halbe Stunde da! Ich kann ihn nicht
mehr lang zurückhalten.“ Und es kam,
wie es kommen musste: Stau über Stau
vom Flughafen zur Tennisanlage. Ein
Unfall blockierte die Schnellstraße. Die
Gedanken drehen sich nur um eines:
„Ich komme zu spät.“

Bei der Tennisanlage angekommen,
heißt es einfach alles im Taxi zurück-
lassen, Block und Kugelschreiber neh-
men und im Sprint zum Trainingsplatz,
zum Spanier, der schon vor einer ausge-

wählten Schar von Zaungästen trainiert.
Auffallend: Der Spanier lächelt viel auf
dem Platz. Scheint gut gelaunt. Beste Vo-
raussetzungen für ein Interview also.
Nach Beendigung des Trainings heißt es
für den Reporter das Diktiergerät auf
Aufnahme stellen.

Die letzten Schritte zum Superstar
sind geprägt von Vorfreude und positiver
Anspannung. Denn nur ganz selten ge-
währt der Sandplatzkönig Interviews un-
ter vier Augen. Er wirkt größer, wenn
man ihm gegenübersteht. Größer als die
offiziell angegebenen 1,85 Meter. Die ers-
ten Fragen werden freundlich, präzise
und vor allem professionell beantwortet.
„Das Feuer brennt noch“, wird er im SN-
Interview später zitiert werden. Nach
dem Großteil des Interviews wird es
ernst: Nadals gestrenger PR-Berater Be-
nito Perez-Barbadillo unterbricht das Ge-
spräch und betont, dass es diese Begeg-
nung eigentlich nicht geben dürfte. „Rafa
gibt kein Interview dieser Art – welt-
weit.“ Kein Problem, sagt der SN-Repor-
ter und fragt, ob man noch ein paar Fra-
gen per E-Mail nachreichen dürfe. Das
erlaubt der Nadal-Begleiter. Das Inter-
view ist ohnehin fast komplett. Durch-
schnaufen ist erlaubt.

Die SNgelten als eine der ersten freien Tages-
zeitungen nach demZweitenWeltkrieg inÖs-
terreich. Diesem Prinzip der Freiheit, Demo-
kratie und dem fairen Journalismus sind die
„Salzburger Nachrichten“ bis heute treu ge-
blieben: weltoffen und lokal zugleich. „Die SN
und Progress Werbung sind seit Jahrzehnten
gute Partner, ob es sich dabei um klassische
Werbung oder um gemeinsame soziale Pro-

Die „Salzburger Nachrichten“
feiernGeburtstag – die
ProgressWerbung gratuliert!

jekte,wie Licht insDunkel oder andereöffent-
lich relevante Anliegen, handelt. Wir gratulie-
ren ganz herzlich zum diesjährigen Jubiläum
und freuen uns auf viele weitere gemeinsame
Projekte inder Zukunft!“, erklären FredKendl-
bacher und Dominik Sobota, Geschäftslei-
tung der ProgressWerbung. DieMedien Print
und Out of Home harmonisieren und lassen
sich optimalmiteinander kombinieren.

ANZEIGE
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